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VORWORT

In diesem Buch wird nicht weniger dokumentiert als ein entscheidendes Kapitel der
Gottinger Schulgeschichte, die vor 40 Jahren mit der Griindung der beiden heute nach
Georg Christoph Lichtenberg und den Geschwistern Scholl benannten Gesamtschulen
eine vollig neue Entwicklung genommen hat.

Mafgeblich fiir den Erfolg des Integrierten Gesamtschulangebots in unserer Stadt
war das 1970 von Peter Brammer verfasste und ein Jahr spéter von ihm als Diplom-
Arbeit vorgelegte ,,Ur-Konzept®™, dessen Umsetzung und Bewéhrung in der schuli-
schen Praxis er spiter iiber viele, viele Jahre als Schulleiter der IGS begleiten konnte.
Wie die Schulreformpolitik der 70er fiir Gottingen konkrete Formen annahm — das
lasst sich auf den ndchsten 200 Seiten dieser profunden ,,Quelle” finden, die eine
spannende Lektiire verspricht.

Ich bin Peter Brammer und allen, die ihn bei dieser Verdffentlichung unterstiitzt
haben, dankbar. Sie ermdglichen ein einzigartiges Dokument Gottinger Schulge-
schichte, die im Sommer 2015 mit der Eroffnung der dritten Integrierten Gesamtschu-
le in unserer Stadt einen weiteren Hohepunkt erlebt, der noch einmal bestétigt, wie

richtig und wichtig die schulpolitische Weichenstellung vor liber 40 Jahren war.

STADT GOTTINGEN

B fos

(Rolf-Georg Kohler)

Oberbiirgermeister
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Vorwort

,Man muss etwas Neues denken, um etwas Neues zu sehen*

Die Georg-Christoph-Lichtenberg Gesamtschule konnte am 9. August 1975 ihren
Unterricht mit sechs 5. Klassen aufnehmen. Der Weg dahin war nicht nur lang und
voller Hindernisse, sondern zugleich auch voller Optimismus, Hoffnung, Elan, Lei-
denschaft und Zuversicht.

Dem Schulstart voraus gegangen war eine mehr als fiinfjdhrige Initiativ- und Pla-
nungsphase. Die Entwicklung stand vor der Anwendung, vor dem Praxistest. Der ers-
te Konzeptentwurf, der ,,Entwurf eines Strukturplanes fiir eine Gesamtschule in G6t-
tingen-Geismar®, wurde von mir auf Bitten des damaligen Schultriagers, des Land-
kreises Gottingen, im Herbst 1970 verfasst und im November 1970 dem Schultrager
sowie dem ,,Arbeitskreis Gesamtschule* vorgestellt. Dieser Konzeptentwurf wurde
zur Grundlage der ersten Kreistagsbeschliisse im Jahr 1971 und der Genehmigungs-
verfahren fiir eine offizielle Planungsgruppe durch den Niedersédchsischen Kultusmi-
nister. Er ist unter Punkt 8 der Diplomarbeit abgedruckt.

Die Idee, diesen ersten Konzeptentwurf zu einer Diplomarbeit auszuweiten, wurde
durch einen neuen Studiengang der Piddagogischen Hochschulen in Niedersachsen
befordert. Dieser Diplomstudiengang ermdglichte einen Abschluss in Padagogik ne-
ben einer vollen Berufstétigkeit als Lehrer. Das Ergebnis konnte ich im Dezember
1971 unter dem Titel: ,,Entwurf eines Strukturplanes fiir die integrierte Gesamtschule
der Sekundarstufe I — konkretisiert an einem Planungsbeispiel* vorlegen. Betreut hat
diese Arbeit Prof. H.M. Stimpel von der Pddagogischen Hochschule in Gottingen,
begleitet war sie durch umfangreiche Literaturrecherchen, viele Gesprache mit Kolle-
gen und Bildungspolitikern sowie Besuche an gerade angelaufenen Gesamtschulen.

Zum 1. August 1971 wurde ich durch den Niedersidchsischen Kultusminister zum
Leiter der nun offiziellen Planungsgruppe fiir eine ,,Gesamtschule in Gottingen-
Geismar* berufen. Der Konzeptentwurf, der zugleich auch einen Vorschlag fiir die
Organisation der Planungsgruppe enthielt, war fiir mich wihrend der nun folgenden
vierjdhrigen Planungsphase bis zum gliicklichen Unterrichtsbeginn im Sommer 1975
eine bedeutsame Orientierungshilfe. Die Arbeit lag im Planungsgruppenbiiro, das wir
im Verwaltungsgebdude des Landkreises beziehen konnten, auf meinem Schreibtisch,
sie war stets gegenwartig, mit anderen Worten der Humus, auf dem die nun begin-

nende Planungsarbeit wachsen konnte. In diesem Sinne soll der hier vorgelegte wort-

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



10

liche und unveridnderte Nachdruck als Dokument und Belegstiick der Entstehungsge-
schichte der Schule dienen.

Es existieren nur noch zwei Exemplare der ersten Fassung von 1971. Ein Exemplar
in der Universitédtsbibliothek Gottingen in einem nur noch mit Miihe zu lesendem Zu-
stand als Nassdruckkopie und ein weiteres Exemplar als Schreibmaschinen-
durchschlag. Von diesem Exemplar wurde die vorliegende Fassung wortlich, aber
unter Beriicksichtigung einiger Regeln der neuen Rechtschreibung, abgeschrieben.

In der Schlussbemerkung zu meiner Diplomarbeit hei}t es: ,,Die vorliegende Arbeit
wird nur dann den ihr durch die Formulierung des Themas vorgegebenen Zweck er-
fiillen konnen, wenn sie wihrend der noch bevorstehenden Planungsphase fiir das
IGS-Projekt in Gottingen-Geismar und natiirlich erst recht mit Beginn des Unterrichts
an dieser Schule einer standigen, an wissenschaftlicher Forschung besonders im Hin-
blick auf bereits begonnene 1GS-Versuche im In- und Ausland orientierten Ergin-
zung, Erweiterung und Korrektur unterzogen wird. In diesem Sinne mochte diese Ar-

beit ein Arbeitspapier sein.*

Wihrend der Planungsphase bis zum Schulbeginn im Sommer 1975 haben mehr als
einhundert Kolleginnen und Kollegen aus allen Schulformen, Kommunalpolitiker
aller Parteien, Eltern, Freunde und Unterstiitzer unseres Gesamtschulprojektes und
eine wissenschaftliche Begleitung der Universitiat Gottingen unter Leitung von Prof.
Dr. H.G. Herrlitz an der Konkretisierung des Schulkonzeptes gearbeitet, freiwillig
und mit groBen Engagement. Thnen allen ist es zu verdanken, dass zum Schulstart im
Sommer 1975 ein zukunftsweisendes Schulkonzept vorlag. Mein ausdriicklicher Dank
gilt an dieser Stelle Herrn Prof. H.M. Stimpel sowie Herrn Prof. Dr. H.G. Herrlitz
vom Pidagogischen Seminar der Universitdt Gottingen. Herr Prof. Stimpel hat unser
Projekt vor allem in der Phase vor der offiziellen Einrichtung einer Planungsgruppe
durch das Kultusministerium vielfdltig unterstiitzt und gefordert. Herr Prof. Herrlitz
war Leiter der wissenschaftlichen Begleitung des Gottinger Gesamtschulprojektes.
Ohne seine wissenschaftliche Reputation und die zahlreichen inhaltlichen Impulse
und Verdéffentlichungen durch die wissenschaftlichen Begleitung wire es wohl kaum
gelungen, das Gesamtschulkonzept und damit auch die folgende Schulpraxis zu dem
iberregionalen Erfolg zu fiihren, der der Schule dann tatséchlich zu Teil wurde.
Aufgenommen haben wir in diese vorliegende Verdffentlichung als Ergdnzung zu
den vorliegenden Veroffentlichungen auch eine Chronik, die viele Daten, Fakten und
Weichenstellungen aus den Anfdangen der Planung bis zum Schulstart auflistet. Diese

Chronik dokumentiert die Komplexitdt des Planungsprozesses und seine Vielschich-
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tigkeit. Sie wurde von mir 2012 zusammengetragen. Die Quellen waren alte Pla-
nungsgruppenakten, die noch in der Schule lagerten. Diese Chronik ist ausdriicklich
eine Erginzung zu bereits vorliegenden Veroffentlichungen vor allen des wissen-

schaftlichen Begleitprojektes ,,SIGS* — Soziale Interaktion in der Gesamtschule.

Peter Brammer
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Einfuhrende Worte von Hermann Veith

Im Jahr 2011 wurde die Georg-Christoph-Lichtenberg Gesamtschule Gottingen-
Geismar mit dem Deutschen Schulpreis ausgezeichnet. Unter den zur Preisverleihung
eingeladenen Giésten befand sich auch der ehemalige Schulleiter Peter Brammer. Er
hatte die Schule von 1975 bis 2002 fast drei Jahrzehnte lang umsichtig gefiihrt und
mit seiner unermiidlichen piddagogischen Energie nachhaltig in die Erfolgsspur ge-
setzt. Auch wenn er stets betont, dass sich die Schule von Anfang an als Teamschule
verstand und es deshalb vermessen wire, einzelne Konzepte mit bestimmten Personen
zu identifizieren, ist in Vielem was die Schule heute ausmacht, Peter Brammers
Handschrift zu erkennen.

In dem vorliegenden Band, der nicht grundlos im Cuvillier Verlag Gottingen er-
scheint, werden die ersten Planungsentwiirfe aus den Jahren 1970 und 1971 dokumen-
tiert. Peter Brammer gehorte damals zu der Initiativgruppe, die am 16. Mérz 1970 im
»SozioOkonomikum® auf dem Campus der Georg-August-Universitidt den ,,Arbeits-
kreis Gesamtschule® griindete. Seine Vorstellungen, wie die neue Schule aussehen
konnte, skizzierte er in einem ersten Grundsatzpapier unter der behutsam gewéhlten
Uberschrift ,,Entwurf eines Strukturplanes fiir das Gesamtschulprojekt Gottingen-
Geismar* im Oktober 1970. Dem Entwurf folgte ein Jahr spiter ein ausformuliertes
Konzept, in dem Peter Brammer, der zwischenzeitlich zum Leiter der eingerichteten
Planungsgruppe avancierte, darlegte, wie eine nach erziehungswissenschaftlichen
Erkenntnissen eingerichtete und nach padagogischen Einsichten ausgestaltete Inte-
grierte Gesamtschule am Standort Gottingen aufgebaut und entwickelt werden konn-
te.

Die entscheidenden praktischen Anregungen erhielt er aus seiner beruflichen Ar-
beit als Lehrer an mehreren Schulen und Schulformen. Theoretisch liel er sich im
Rahmen seiner berufsbegleitenden Studien am Pddagogischen Seminar inspirieren,
wo er als ,,Gasthorer an den von Heinrich Roth, Hartmut von Hentig und Hans Mar-
tin Stimpel geleiteten Lehrveranstaltungen iiber ,,Schulreform* und ,,Gesamtschul-
entwicklung* teilnahm. Mit der Genauigkeit des Erziehungswissenschaftlers und dem
praktischen Sinn des Pddagogen verfasste er schlieSlich den hier vorliegenden ,,Kon-
zeptentwurf fiir eine Gesamtschule fiir Gottingen®, den er selbst als Orientierungs-
rahmen fiir die Planungsgruppenarbeit verstand. Gleichzeitig reichte er die Schrift im

Dezember 1971 als Diplomarbeit an der Pddagogischen Hochschule Niedersachsen,
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Abt. Gottingen, ein. Die Riickmeldungen waren iiberzeugend und der Text, der nach-
folgend in unverdnderter Form erscheint, zeigt Brammers Anteil an der Konzeptent-
wicklung der Geismarer IGS.

Mit dem Abstand von vier Jahrzehnten erscheint die Schrift als ein zeithistorisches
Dokument bundesdeutscher Schulreform und regionaler Schulentwicklung. Getragen
von der damals wirkmichtig gewordenen Leitidee der Emanzipation durch Bildung
stellt Peter Brammer die Frage, wie sich die groBen Reformziele einer auf Moderni-
sierung ausgerichteten Bildungspolitik — Chancengleichheit, Integration und Demo-
kratisierung — in organisatorische Strukturen, institutionelle Handlungsformen und
padagogische Praktiken iiberfiihren lassen. Schon diese ambitionierte Fragestellung
macht deutlich, dass die Akteure wussten, dass es eben nicht nur um eine IGS fir
Gottingen ging, sondern um ein Schulmodell, dass die bundesdeutsche Schulland-
schaft verdndern konnte. Auch deshalb ist es bemerkenswert, dass sich Peter Bram-
mer in seiner Argumentation gerade nicht auf damals wieder in Mode kommende re-
formpadagogische Erziehungslehren des frithen 20. Jahrhunderts bezieht, sondern
sich konsequent auf empirische Forschungsbefunde beruft und stiitzt. Weil eine zu
frithe Leistungsdifferenzierung nachweislich soziale Selektionseffekte begiinstigt, so
die Begriindung, miisste das Schulsystem, um demokratischen Anspriichen zu genii-
gen, auf integrativen Organisationsmodellen aufbauen. Wenn die Schiilerschaft an
den integrierten Sekundarschulen heterogen ist, miissen Gruppenbildungsprozesse
und Teamarbeit ins Zentrum der pddagogischen und didaktischen Gestaltung riicken.
Dies alles wiederum setzt voraus, dass die am Schuleben beteiligten Gruppen unterei-
nander und miteinander Gelegenheiten erhalten, Sachverhalte und Probleme, die sie
alle betreffen, demokratisch zu kldren und zu regeln.

Vieles von dem, was Peter Brammer damals schrieb, ist auch heute noch aktuell.
Vergegenwirtigt man sich die entgegenkommenden Rahmenbedingungen, unter de-
nen die Schulgriindung damals stattfand — eine mehrjéhrige Planungsphase und die
Moglichkeit, das Schulgebidude und die Klassenrdume nach padagogischen Gesichts-
punkten zu entwerfen — dann erscheint gerade diese ausgedehnte Vorbereitung unter
Einbeziehung der Eltern im Stadtteil und der dabei stattfindenden intensiven wissen-
schaftlichen Begleitung durch das Pddagogische Seminar als eine herausragende Be-
sonderheit. Ja, es klingt geradezu mirchenhaft, wenn die Mitgliedern des Planungs-
teams mit der Arbeitsgruppe von Prof. Hans-Georg Herrlitz, wissenschaftlichen Mit-
arbeitern und Studierenden gemeinsame Lehrveranstaltungen durchfithren, um sich

iiber curriculare, didaktische, methodische und padagogische Fragen oder das innova-
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tive Tischgruppenkonzept zu verstindigen. Auch unter dieser Perspektive lohnt sich
die Lektiire.

Prof. Dr. Hermann Veith

Georg-August-Universitit Gottingen, Institut fiir Erziehungswissenschaften
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Einfithrende Worte von Hans Martin Stimpel

Niemand konnte voraussehen, dass aus diesem ,,Entwurf eines Strukturplanes fiir die
Integrierte Gesamtschule...“, der 1971 als Diplomarbeit vorlag, in Gottingen-Geismar
eine Schule entstand, die — den wichtigsten im Strukturplan formulierten Zielen fol-
gend — vier Jahrzehnte spiter den Deutschen Schulpreis gewann. In den Medien wur-
de im Jahr 2011 von ihr vielfdltig berichtet — bis hin zu der euphorischen Wertung:
,Gottinger IGS ist Deutschlands beste Schule* (Gottinger Tageblatt). Der Verfasser
des Strukturplanes war ab 1971 Leiter der Planungsgruppe und von 1975 bis 2002 ihr
erster Schulleiter.

Es zeugte in den Jahren um 1970 von Mut und Innovationswillen, einen der vierzig
in Deutschland genehmigten Gesamtschulversuche zu planen und dabei unter ande-
rem inmitten eines mehrgliedrigen Schulsystems die Absicht anzukiindigen, eine
Schule zu gestalten, die — so hiell es im Strukturplan- ,,ihre Berechtigung nur dann
glaubwiirdig vertreten* konne, wenn sie nachweist, eine ,,gerechtere, humanere aber
auch leistungsfahigere und damit bessere Schulform zu sein als das traditionelle drei-
gliedrige Schulwesen.

Die dem Strukturplan folgende Konzeption der Planungsgruppe sah eine neue
Schule vor, die vor allem im Bereich der Differenzierung, der Inhalte, der Lernzielbe-
stimmung und -kontrolle, der Mitbestimmung aller am Bildungsprozess beteiligten
Gruppen sowie im Bereich des Schulbaus neue Wege gehen sollte. Vorgesehen waren
von vornherein: ,,Ganztagsunterricht, Teamunterricht“ sowie eine ,,demokratische
Schulverfassung®.

Es dauerte noch vier Jahre, bis der Unterricht — zunéchst in angemieteten Radumen
einer benachbarten Schule — im Sommer 1975 beginnen und erst 1981 vollstindig in
einem eigenen neu errichteten Schulgebdude in der geplanten Weise durchgefiihrt
werden konnte.

Schon die Planungsgruppe, erst recht aber die nachfolgende Praxis, die den vorge-
gebenen allgemeinen Zielen im Strukturplan folgte wie der ,,Gleichheit der Bildungs-
chancen®, der ,,Integration* und der ,,Demokratisierung®, stellte an alle an diesem
Reformprojekt Beteiligten hohe, bis an die Grenzen ihrer Kraft gehende Anforderun-
gen. Aber auch die Tatsache der Verleihung des Schulpreises 2011 zeigt zugleich,
dass die Schule den damals gesetzten Zielbestimmungen so weit gerecht werden
konnte, wie es unter den gegebenen Bedingungen moglich war. Das hohe Engage-

ment des Lehrerkollegiums und der Schulleitung erfuhr hierbei auch manche wertvol-
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le Ergidnzung und Unterstiitzung, von der hier nur diese genannt wird: Die intensive
Begleitforschung, die unter anderem Einrichtungen wie das ,,Team-Kleingruppen-
Modell* und die grundlegend verdnderten Formen der Evaluation in Form von diffe-
renzierten Lernentwicklungsberichten mitgestaltete.

Bedeutsam fiir die weitere Entwicklung war auch, dass im Schuljahr 1981/82 eine
Sekundarstufe II genehmigt wurde. Fiir die erfolgreiche Praxis der Schule war aber
vor allem die schon im Planungsentwurf angekiindigte Bildung von ,,Fachbereichen*
statt Fachern, ,,Lehrerkooperation®, , konstante Lehrerteams®, ,,Lernen in Kleingrup-
pen® und die Bevorzugung innerer Differenzierung statt einer dufleren Kurs — und
Leistungsdifferenzierung von zentraler Bedeutung, weiterhin die vorgesehene Pro-
jektarbeit und besonders die individuelle Forderung, die — wie es auch seit einer Dis-
kussion im Sommer 1973 hieB3- ,,keinen Schiiler verloren gehen lassen* sollte, auch
sollte ,,kein Schiiler ohne Abschluss die Schule verlassen.

Die nun folgende Vero6ffentlichung des Strukturplanes gibt die Mdglichkeit, das ur-
spriingliche Konzept, das Peter Brammer entwarf, mit der Entwicklung und dem ge-
genwirtigen Stand dieser einmaligen Schule zu vergleichen und dabei auch zu verste-
hen, wie weit die nachfolgende Praxis dem Planungsentwurf entsprach sowie im Lau-
fe der Jahrzehnte Erginzungen und Variationen erfuhr. Die Jury, die tiber die Vergabe
des Schulpreises nach griindlicher und kompetenter Priifung entschied, hat ihre Ur-
teilskriterien auch mit umfangreich begriindeten Begriffen wie ,,Leistung®, ,,Umgang
mit Vielfalt”, ,,Unterrichtsqualitit® und ,,Verantwortung* bezeichnet, und sie versteht
die Schule als vielfiltig ,,lernende Institution®, in der zugleich neue und erfolgreiche
,Formen der Zusammenarbeit des Kollegiums* beispielhaft verwirklicht werden.

In diese Richtung zielte bereits der folgende Planungsentwurf, der eine wichtige
Basis fiir Arbeit und Erfolg der Georg—Christoph—Lichtenberg-Gesamtschule in Got-

tingen—Geismar darstellt.

Prof. Dr. Hans-Martin Stimpel
Lehrte von 1954 bis 1991 an der Pddagogische Hochschule Niedersachsen,
Abt. Gottingen
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Einfiihrung von Peter Brammer

,,Man muss etwas Neues machen, um etwas Neues zu sehen.*

Georg Christoph Lichtenberg

Diesen Aphorismus haben wir Anfang 1974 fiir die erste Elterninformationsbroschiire
ausgewdhlt, noch mit der hoffnungsvollen und von Zweckoptimismus geleiteten An-
kiindigung, dass der Unterricht mit dem neuen Schuljahr im Sommer 1974 aufge-
nommen wird.

Die Schullandschaft hat sich in der alten Bundesrepublik jahrzehntelang wenig
bewegt, sie schwamm, bildlich gesprochen, wie eine Glaskugel im Strom einer sich
immer wieder verdndernden Gesellschaft mit, sie lie} sich treiben, ohne selbst be-
deutsame Anstrengungen zu unternechmen, Verdnderungen aktiv und aus sich heraus
mitzugestalten. Das war auch nicht gewiinscht. Die Schule wurde von oben nach un-
ten, vertikal, verwaltet. Der Glaube an eine iiberdurchschnittliche Qualitdt, auch im
internationalen Vergleich, war gesellschafts- und parteipolitisch, von Seiten der Bil-
dungspolitik und von groflen Teilen der Bildungswissenschaften internalisierter Be-
standteil einer gemeinsamen Doktrin. Die Aufnahme von Schulversuchen mit Ge-
samtschulen Ende der sechziger und zu Beginn der siebziger Jahre in einigen Bundes-
landern, die zuriickgeht auf eine Empfehlung der Bildungskommission des Deutschen
Bildungsrates iiber die ,,Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamtschulen® von
1969, war zwar ein bedeutsamer Anstof3 fiir Schulreformmalinahmen, hat zunichst
aber an der vorherrschenden Akzeptanz des gegliederten Schulsystems wenig geédn-
dert.

Erst internationale Vergleichsuntersuchungen konnten diese viele Jahrzehnte ge-
pflegten Glaubenssitze erschiittern. Mit der Veroffentlichung der ersten groBen PISA
— Vergleichsuntersuchung im Dezember 2001, erst als das deutsche Gymnasium im
internationalen Vergleich in die Kritik geriet, machte sich im Bildungsbiirgertum, in
den Parteien und Verbinden eine Verunsicherung breit, die einen hektischen allseiti-
gen Aktionismus ausldste. Ein neuer Leitbegriff wurde geboren: ,,Paradigmenwech-
sel, auch wenn die 6ffentliche Diskussion zunéchst liber die Guten und die Bdsen,
die Schlauen und die Dummen, den Siiden und den Norden gefiihrt wurde, weniger
aber liber die Ursachen der moglichen Schwichen des deutschen Bildungssystems.

Schulgesetze wurden novelliert, die ,,Eigenverantwortliche Schule “, die ,,Selb-

standige Schule*, Schulprogramme und Schulleitbilder, Qualitdtskontrollen, eine ver-
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dnderte Schulaufsicht, neue Schulleitungskonzepte wurden gefordert und schulrecht-
lich verankert.

Schulstrukturen, die iiber Jahrzehnte in sich stabil und weitgehend unangefochten wa-
ren, konnen aber in einer demokratischen Gesellschaft nicht in kurzer Zeit grundsétzlich
verdandert werden. Mit anderen Worten: Reformen erstrecken sich in demokratischen
Gesellschaften tiber lange Zeitrdume, nicht in Legislaturperioden, sie vollziehen sich
vielmehr in ,,Wellenbewegungen*‘: Restaurative Phasen werden von reformorientierten
Phasen abgelost.

Fiir Niedersachsen konnen wir sagen, dass eine reformorientierte Phase erst wieder
1991 mit Beginn der Regierung unter Ministerprasident Gerhard Schréder und den
Kultusministern Rolf Wernstedt und Renate Jiirgens — Pieper einsetzte, sich mit dem
Wechsel in der Landesregierung 2003 abschwéchte und in einigen Bereichen neu aus-
richtete, aber doch, bis zum erneuten Regierungswechsel 2013, in gebremster Form.
Mit dem Regierungswechsel 2013 ist wieder eine mehr reformorientierte Ausrichtung
der Schulpolitik zu beobachten.

Neugriindungen von Gesamtschulen, eine Verbesserung ihrer rechtlichen Stellung,
eine landesweite Qualitdtsinitiative, Leitbildentwicklung und Schulprogramme, FEi-
genverantwortliche/Selbststindige Schule, Verldssliche Grundschule, Personal-
entwicklung, zentrale Standards, Zentralabitur, G 8 oder G 9, eine verdnderte Schul-
aufsicht, Inklusion, Oberschule sowie Lehrerarbeitszeit sind wohl die wichtigsten
Stichworte, die diesen Prozess in den letzten Jahren charakterisieren. In der nieder-
sdchsischen Schullandschaft ist also vieles in Bewegung, politisch und administrativ
vorgegeben — aber durch das Konzept der Eigenverantwortlichen Schule mit der
Chance ausgestattet, vor allem die Prozesse der inneren Schulreform durch die Schu-
len selbst zu gestalten, durch Schulleitungen, Lehrer, Schiiler und Eltern und auch
durch die Schultriager.

Es setzt sich allméhlich die Erkenntnis durch, dass ein administratives Korsett, be-
stehend aus Erlassen, Verordnungen, Gesetzesvorschriften und einer hierarchisch sich
verstehenden Schulaufsicht kein geeigneter Nahrboden fiir Reformprozesse ist.

Innovative Schulreformprozesse brauchen vielmehr einen ,,Freiraum®, eine unter-
stiitzende Atmosphire, abgesichert durch einen institutionellen Rahmen, der innovati-
ve Entwicklungen begleitet und auch honoriert, aber nicht administrativ verordnet.

Eine Wettbewerbssituation unter den Schulen um die beste Ausbildung, die besten
Forderkonzepte fiir alle Kinder, ein gutes und lernforderndes Schulklima, ein Wett-
bewerb um reichhaltige und vielseitige Bildungsangebote, also um die beste padago-

gische Praxis und um eine exzellente Schul- und Ausbildungsqualitdt sowie eine fun-
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dierte Fort- und Weiterbildung der Lehrkréfte sind eine weitere zentrale Impulsquelle
fiir eine positive Schulentwicklung. Wir konnen diese positive und innovative Aus-
wirkung von Wettbewerb durch vergleichende Studien von Schullandschaften mit und
ohne Wettbewerbssituation unter den Schulen eindrucksvoll belegen. Eine standort-
nahe Konkurrenz im gymnasialen Bereich oder eine innovative, schulreformorientier-
te Wettbewerbssituation beispielsweise durch eine Gesamtschule mit gymnasialer
Oberstufe verbessert die Schul- und Ausbildungsqualitit einer Schullandschaft einer
Region nachhaltig.

Dem Konzept der ,,Eigenverantwortlichen Schule® werden aber durch den Artikel
7 GG (,,Das gesamte Schulwesen steht unter Aufsicht des Staates“) Grenzen gesetzt.
Der Staat kann und darf seine Verantwortung fiir die Schulen nicht abgeben, er kann
und sollte aber Frei — und Entwicklungsraume, er sollte ,,Freiheit fiir neues Denken*
zulassen.

Ein von manchen Schulen und auch gelegentlich von Bildungspolitikern geforder-
ter Paradigmenwechsel von einer vertikalen zu einer uneingeschrinkten horizontalen
Entscheidungsebene, also zu einer volligen Selbstbestimmung und Gestaltungsfreiheit
auf der Schulebene, ist schlicht eine irrelevante Forderung, sie ist mit dem GG nicht
vereinbar.

Eine neue Verantwortungskultur wird sich aber sukzessiv in einem diagonal ver-
laufenden Prozess einpendeln, in einem Kréftespiel zwischen staatlicher Kontrolle
und Aufsicht und lokalen, schulbezogenen Freirdumen, wellenférmig und unter den
foderalen Bedingungen der Landerzustdndigkeit mit unterschiedlicher Auspragung.

Wir konnen aber feststellen, dass die heute im Rahmen der Eigenverantwortlichen
Schule moéglichen Freirdume an vielen Schulen zu differenzierten, an die jeweilige
Schulsituation angepassten innovativen Schulentwicklungsprozessen gefiihrt haben.

Richten wir unseren Blick nun auf die Schulkonzeptentwicklung fiir die IGS G6t-
tingen- Geismar. Sie war in der tatsidchlich praktizierten Form nur moglich, weil in
einem Zeitraum von vier bis fiinf Jahren, von 1970 bis 1975, die damalige Landespo-
litik den handelnden Akteuren einen groflen Freiraum zugestanden hat, losgeldst und
befreit von vielen iiblichen administrativen Bindungen und Vorgaben. Sie hat die Zii-
gel losgelassen, von Vertrauen nicht nur geredet, sondern Vertrauen auch praktiziert.
Auch in Gottingen haben einige reformorientierte Schulplaner diese Chance aufge-
griffen, aus heutiger Sicht jugendlich unbekiimmert, aber mit einer klaren Vision, der
Vision einer schiiler-, eltern- und lehrerfreundlichen, sozial gerechten Schule mit ei-
nem hohen Qualititsanspruch. Wir hatten die Idee eines ganzheitlichen Schiiler- und

Menschenbildes mit seinen vielféltigen kognitiven, dsthetischen, sozialen und politi-
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schen Dimensionen, von einem ganzheitlichen Curriculum, das die Aufsplitterung in
Facher durch Fachbereiche eingrenzt, von einer Schule, die einem inneren Konkur-
renzdruck entgegenwirkt durch einen Verzicht auf Nichtversetzung, Ziffernenzensu-
ren und Aufteilung in ein ,,Unten* und ein ,,Oben®.

Die Schulkonzeptentwicklung fiir die IGS Goéttingen-Geismar war zugleich, das
konnen wir heute festhalten, sowohl von ihrer inhaltlichen, pddagogischen, didakti-
schen und methodischen Ausrichtung als auch strukturell unter dem Aspekt der
Schulsystemproblematik ein Vorgriff auf eine bildungs- und schulpolitische Entwick-
lung, die in Deutschland erst mit der Jahrtausendwende, also drei Jahrzehnte spiter,
einsetzte. Das ab 1970 entworfene Schulkonzept war visionér, aber durchaus nicht
illusionistisch. Es hat eine Schulentwicklung exemplarisch vorgezeichnet, die vierzig
Jahre spiter mit dem Deutschen Schulpreis ausgezeichnet wurde als ,,Bester Schule
Deutschlands 2011°.

Den ,,Entwurf eines Strukturplanes fiir eine integrierte Gesamtschule der Sekun-
darstufe (Diplomarbeit) vom Dezember 1971 sowie den ,,Entwurf eines Strukturpla-
nes fiir das Gesamtschulprojekt Gottingen- Geismar* (Schulkonzept als Beschlussvor-
lage fiir den damaligen Schultriger, den Landkreis Gottingen sowie fiir die Genehmi-
gung der Planungsgruppe durch das Kultusministerium) vom Oktober 1970, die wir
heute in Buchform vorlegen, waren nicht nur die ersten Konzeptentwiirfe, sondern
zugleich auch einzige inhaltliche Grundlage fiir die ersten entscheidenden politischen
Beschliisse und Genehmigungen des Schulprojektes.

Der vorliegende Text ist eine wortgetreue Abschrift der Originalfassungen. Ledig-
lich die Rechtschreibung wurde an die neuen Regeln angepasst.

Der Konzeptentwurf wurde bis 1975 von der Planungsgruppe fiir die Gesamtschule
in Gottingen-Geismar und ab 1975 von der Schulleitung und vom Kollegium, von
Eltern, Schiilern, der wissenschaftlichen Begleitung und vielen Freunden und Forde-
rern des Schulprojektes fortgeschrieben und weiterentwickelt.

Dass die IGS in Gottingen-Geismar im Sommer 1975 ihren Unterricht mit sechs 5.
Klassen aufnehmen und vor allem in der Zeit zwischen 1976 und 1991 ihr Konzept
trotz vieler Klippen und Stromschnellen bewahren konnte, hat auch mit vielen gliick-
lichen Zufillen zu tun, mit den lokalen Gegebenheiten und Standortbedingungen und
natlirlich mit den handelnden Personen.

Aus heutiger Sicht ist die vor mehr als vier Jahrzenten verfasste Diplomarbeit ein
bildungspolitisch und schulhistorisch origindres Dokument, das wir aus der Verges-
senheit und vor dem Vergessen durch diese Verdffentlichung wieder ans Licht her-

vorholen mdchten. Die Arbeit wurde von Prof. Marin Stimpel von der damaligen Péa-
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dagogischen Hochschule in Gottingen betreut, einem vorziiglichen Kenner innovati-
ver Schulentwicklung und des schwedischen Schulsystems. Herr Prof. Stimpel hat
mich wiederholt zu dieser Verdffentlichung ermuntert und auch ein Vorwort ge-
schrieben. Sie ist gedacht als ein bildungspolitisches und padagogisches Belegstiick
fiir ehemalige, heutige und zukiinftige Schiilerinnen und Schiiler, fiir deren Eltern, fiir
Kolleginnen und Kollegen, fiir bildungs- und schulpolitisch interessierte Gottinger
und natiirlich auch fiir Studentinnen und Studenten des Lehramtes, die sich mit inno-

vativer Schulentwicklung beschéftigen.

Peter Brammer
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1. Einfithrung

Durch die Themenstellung werden dieser Arbeit zwei Akzente gesetzt, und zwar:
- Strukturen der integrierten Gesamtschule zu entwerfen und
- diese Strukturen in Beziehung zu setzen zu einer konkreten Versuchspla-
nung fiir eine integrierte Gesamtschule der Sekundarstufe I.

Wir sehen diese beiden Aspekte nicht als voneinander isolierte Teile, denn das All-
gemeine sollte seine Relevanz am Konkreten erweisen, wie andererseits das Konkrete
— gemeint sind damit zundchst die lokalen, teilweise bereits vorgegebenen, Daten ei-
nes Schulversuchs — fiir sich genommen bereits Strukturelement ist oder aber beein-
flusst.

Im Verlauf der Beschiftigung mit dem durch das Thema vorgegebenen umfangrei-
chen Problemkomplex setzte sich zunehmend die Einsicht durch, dass der urspriing-
lich geplante mehr unterrichtsorganisatorische Ansatz aus Griinden einer sachlichen
Prioritdt durch einen auf die Zielsetzungen und Lernziele der integrierten Gesamt-
schule bezogenen Ansatz zu revidieren ist. Die Strukturen einer neuen Schulform, die
den Anspruch erhebt, eine Schulreformbewegung in der BRD einzuleiten, sollten
nicht primir durch organisatorische, sondern durch curriculare Reformen bestimmt
werden.

Diese Akzentuierung beeinflusst auch unsere Interpretation des Begriffs ,,Struktur-
plan®. Wir verstehen ,,Struktur® nicht im Sinne einer organisations-soziologischen,
mehr statischen Verwendung, sondern bestimmt durch eine permanente, wissenschaft-
lich kontrollierte Revision des Curriculums. Strukturelemente sind danach primér die
Zielsetzungen der Schule selbst und schlieBlich die Lernziele, die Lerninhalte, die
Organisationsformen und die Qualifikationen, welche die Schule im Hinblick auf die
Schiiler zu erreichen anstrebt. Die Zielsetzungen allerdings sollten, definiert und in-
haltlich gefiillt, diejenigen Richtwerte sein, an denen sich innovative Prozesse zu ori-
entieren haben.

Unter ihrem konkreten Aspekt ist diese Arbeit ausgerichtet auf ein Schulversuchs-
projekt mit einer integrierten Gesamtschule der Sekundarstufe I, das von den zustén-

digen kommunalen politischen Gremien beschlossen und vom Niedersdchsischen
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Kultusminister genehmigt, in Géttingen-Geismar entstehen soll.' Vorgesehen ist fer-
ner
- die GroBe der Schule; sie soll je Jahrgangsstufe 240 Schiiler aufnehmen (das
entspricht 8 Ziigen mit je 30 Schiilern), wird also bei sechs Jahrgangsstufen
ca. 1440 Schiilern Platz bieten;”
- der sukzessive Aufbau der Schule, beginnend mit dem 5. Schuljahr;
- der schulrechtliche Status als Angebotsschule; es besteht weder eine Auf-
nahmepflicht seitens der Schule noch ein Aufnahmerecht seitens der Eltern;
- eine Organisationsform als Ganztagsschule.

Versuche mit integrierten Gesamtschulen befinden sich bei uns, verglichen mit an-
deren Industrienationen, noch in einem relativ frithen Stadium der Erprobung. Interna-
tionale Erfahrungen diirfen daher bei ihrer Planung nicht unberiicksichtigt bleiben,
wenn auch nationale wie regionale Besonderheiten bloBe Ubernahmen verbieten; wie
es Uiberhaupt die Gesamtschule als eine optimale und endgiiltige Losung der Schulmi-
sere nicht geben kann, vielmehr sollte Schulreform als permanente Suche nach einer
besseren und gerechteren Schule und Planung als ein prozessualer, transparenter und
wissenschaftlich kontrollierter Vorgang in Richtung auf dieses Ziel verstanden wer-
den.

SchlieBlich ist noch zu erwdhnen, dass dem Verfasser eine Reihe von fiir das The-
ma dieser Arbeit relevanten Informationen und etliches Material dadurch zugénglich
waren, dass er Mitglied der Planungsleitung des hier zu konkretisierenden Schulver-

suchsprojektes ist.

' Vgl. dazu Anhang Nr. 1 — in einem ersten, noch sehr weitmaschigen Entwurf eines Strukturplanes
sind die dueren Konturen des Versuchsprojektes genauer skizziert. Die in diesem Entwurf vorge-
schlagene Konzeption wurde vom hiesigen Kreistag, vom Kultusministerium und von der vorldufi-
gen Planungsgruppe als Planungsgrundlage akzeptiert.

* Die Entscheidung iiber die GroBe der Schule geht zuriick auf ein Gutachten, das als Anhang Nr. 2
beigefiigt wird. Da sowohl das unter Anhang 1 wie auch das unter Anhang 2 beigefiigte Papier von
mir selbststidndig erarbeitet wurde und sich beide auch direkt unter das Thema dieser Diplomarbeit
subsumieren lassen, betrachte ich sie als deren integrierte Bestandteile.
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2. Begriindung und Zielsetzung der Integrierten
Gesamtschules

2.1 Spannungsfeld zwischen ,,6konomischen®“ und
semanzipatorischen®“ Begriindungsargumenten

Begriindungsargumente fiir die GS miissen im Zusammenhang mit der in der BRD
Mitte der sechziger Jahre einsetzenden umfassenden Diskussion um eine Bildungsre-
form gesehen werden. Erhebungen des Wissenschaftsrates der Kultusministerkonfe-
renz, des Ettlinger Kreises u.a., signalisierten zu Beginn der 60er Jahre eine ,,Bil-
dungskatastrophe®, die dann durch Publikationen von Picht, Dahrendorf, Edding u.a.,
von Parteien und Verbinden aufgegriffen, einer breiten Offentlichkeit bekannt wur-
den.” Vergleiche der Strukturen und der Leistungsfahigkeit des Deutschen Bildungs-
wesens mit den Verhéltnissen in anderen Industrienationen beherrschten die Diskus-
sion.” Der Zusammenhang vom Grad des Ausbildungsstandes und der wirtschaftli-
chen Konkurrenzfihigkeit fand breites Interesse in der Offentlichkeit nicht zuletzt
darum, weil in der konsequenten Folge dieser Argumentation der Wohlstand der Ge-
sellschaft schlechthin in Gefahr zu geraten drohte.

In der BRD war ja nach 1945 im Gegensatz zu den meisten anderen européischen
Nationen keine strukturelle Reform des allgemeinbildenden Schulwesens erfolgt, was
sich auffillig am niedrigen prozentualen Anteil an qualifizierten Schulabschliissen im
internationalen Vergleich dullerte.

Die Forderungen nach einer Schulreform, nach mehr und besserer Ausbildung,
nach Mobilisierung der Begabungsreserven wurde also primir 6konomisch begriindet,
ndmlich unter dem Aspekt einer fiir die Zukunft befiirchteten verminderten Wettbe-
werbsfahigkeit.

Unter diesem Konglomerat der im Konkurrenzdenken verhafteten Argumente brei-

tete sich auch die Diskussion um die GS aus, zu deren Begriindung einerseits bei einer

*ImF olgenden kiirzen wir ,,Integrierte Gesamtschule ab in IGS bzw. GS. Wenn von anderen ,,Ge-
samtschulorganisationen die Rede ist, wird ausdriicklich darauf hingewiesen. Die ,,Kooperative
Gesamtschule® ist nach unserem Versténdnis keine GS, sondern eine optimale Organisationsform
des dreigliedrigen Schulsystems.

* Vgl. Erlanger Bildungsokonomie =, S. v. Flatow u.a., Seite 20 (durchnummeriert).

> Vgl. Picht, Die deutsche Bildungskatastrophe, Olten — Fr. i. Br. 1964.
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intendierten emanzipatorischen Zielsetzung aus taktischen Erwégungen hiufig oko-
nomische Argumente vorgeschoben wurden®, andererseits postulierten aber vor allem
wirtschaftliche Interessengruppen diese 6konomischen Argumente ausschlieBlich als
Begriindung fiir eine Schulreform.

Diesen divergierenden Intentionen folgend, verbinden sich mit der GS auch bei ih-
ren Befiirwortern sehr unterschiedliche Zielvorstellungen.

Die GS wird u.E. ihre Berechtigung nur dann glaubwiirdig vertreten konnen, wenn
sie nachweist, eine gerechtere, humanere, aber auch leistungsfahigere — im Hinblick
auf ihre spezifischen Zielsetzungen — und damit bessere Schulform zu sein als das
traditionelle dreigliedrige deutsche Schulwesen. Sie wird ihre Berechtigung also ein-
mal aus einer wissenschaftlich fundierten Kritik am bestehenden Schulsystem ableiten
miissen, zum anderen aus den verfassungsrechtlich gesicherten Grundrechten des Ein-
zelnen nach Chancengleichheit in einer sich als demokratisch verstehenden Gesell-
schaft.

2.2 Kritik an der Schulrealitat

Wir gehen von folgender These aus: Eine Kritik an der Schule als Institution der Ge-
sellschaft impliziert zugleich Kritik an den Strukturen dieser Gesellschaft — oder:
Missstande im Schulwesen sind urséchlich auf Missstéinde in der Gesellschaft selbst
zuriickzufiihren.

Gesamtschulen bzw. GS-Konzepte stehen kritisch zum traditionellen Schulsystem.

Thre Kritik ist eine Reaktion auf die dueren und inneren Bedingungen dieses Sys-
tems, sie richtet sich also sowohl gegen die Organisationsform der Dreigliedrigkeit als
auch gegen die spezifischen inneren Strukturen der einzelnen Schularten als Relikte
einer liberkommenen stindischen Gesellschaft, die dem Auftrag unserer Verfassung
widersprechen, demzufolge niemand wegen seiner sozialen Herkunft benachteiligt
oder bevorzugt werden darf.” Letztlich gilt es also, den selektiven Mechanismus des
gegenwartigen Schulsystems in seinen Ursachen und in seinen Methoden aufzuweisen

und in Widerspruch zu setzen zum ,,Verfassungsgrundsatz der Chancengleichheit.®

® Der ehemalige Schulsenator von Berlin, Evers, hat auf diesen scheinbaren Widerspruch mehrfach
hingewiesen. Vgl. Wulf Hopf und U. Preuss-Lausitz, Probleme der Gesamtschule, in: Blétter fiir
deutsche und internationale Politik, 3/70,Seite 287.

7 Vgl. Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland, Artikel 3, Abs. 3
¥ Vgl. Bildungsbericht 70, Die bildungspolitische Konzeption der Bundesregierung, Seite 18
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Zunichst ist festzustellen, dass die drei Schularten im Bereich der Sekundarstufe I
— die Hauptschule, die Realschule und das Gymnasium — unter historischem Aspekt
unterschiedliche Funktionen zu erfiillen hatten: volkstiimliche und einfache Bildung;
gehobene praxis- und berufsorientierte Bildung; theoretisch-wissenschaftliche Bil-
dung. Hieran hat sich auch bis heute nur wenig gedndert, und sogenannte Teilrefor-
men haben in der Regel die Verhéltnisse nur stabilisiert. Nach wie vor verfolgen die
drei Schultypen schichtenreproduzierende Bildungsziele mit entsprechend zugeordne-
ten Qualifikationen. Dazu zwei Beispiele; in den zurzeit in Niedersachsen giiltigen
,.Richtlinien fiir die Realschulen* heif3t es: ,, Jedoch erfordert der wachsende Bedarf
im Bereich der kaufménnischen, technischen, Verwaltungs- und sozialpflegerischen
Berufe eine Schicht von Fiihrungskriften, die weithin von der Realschule herangebil-
det werden. Thre Bildungsarbeit liegt damit zwischen dem wissenschaftlichen und
dem praktischen Erkenntnisansatz*’.

Und aus den Richtlinien fiir die Volksschule: ,,Die Schule hat dabei auf die Erfiil-
lung der Anforderungen vorzubereiten, die spéter die Arbeitswelt, die Kulturgemein-
schaften, der Staat und der wachsende Zusammenhang der Menschen an die Tiichtig-
keit und die verstehende und verantwortliche Teilnahme des einzelnen stellen wer-
den.«'°

Eine Konsequenz dieser unterschiedlichen, wissenschaftlich in keiner Weise be-
griindbaren Erwartungen ist der hohe Grad der gegenseitigen Isolierung der drei
Schularten, die sich u.a. in dem geringen Anteil der positiven Durchlédssigkeit von
,Hunten® nach ,,oben* — duBlert. Sie liegt nach dem 6. Schuljahr bei ca. ein bis zwei
Prozent''. Bei der bekannten hohen Interdependenz zwischen Schulerfolg und zukiinf-
tigen Berufschancen wird also bereits zwischen dem 10. und 12. Lebensjahr der spéte-
re Sozialstatus des Schiilers weitgehend prajudiziert.

Aus diesen Uberlegungen folgt:

Voraussetzung flir eine aus dem Grundsatz der Chancengleichheit abgeleitete
Schulreform ist die Revision der Organisationsformen, der Ziele und damit zugleich
der Inhalte und Qualifikationen des traditionellen Schulsystems. Schulspezifisch Teil-
reformen konnen die in der Dreigliedrigkeit des Schulsystems begriindeten Ungerech-

tigkeiten kaum mindern, sie sind vielmehr dazu geeignet, diese noch zu zementieren.

? Vgl. Richtlinien fiir die Schulen in Niedersachsen — Realschulen vom 18. 12. 1969 (unter: Bildungs-
fragen in der Schule unserer Zeit)

10 Vgl. Richtlinien fiir die Volksschulen des Landes Niedersachsen, 1962, Seite 11

"'Vgl. Felix v. Cube, Gesamtschule, aber wie? 1. Gesamtschule als Auftrag unserer Verfassung Ma-
nuskript des Deutschlandfunks v. 27. 11. 70, Seite 5
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Mit der Organisationsform der IGS ist dagegen die Chance gegeben, eine emanzipato-
risch sich verstehende Schulreform zu realisieren; allerdings nur unter der Vorausset-
zung, dass es gelingt, den leerformelhaften Charakter ihrer allgemeinsten Zielsetzun-
gen: Chancengleichheit, Integration, Demokratisierung unter der Leitidee der ,,Eman-
zipation* zu fiillen und zu konkretisieren, was bedeutet, dass die inneren und dufleren
Strukturen der IGS von diesen Leitzielen abzuleiten sind bzw. dass diese Leitziele
eine permanente regulative Funktion zu erfiillen haben.

Im Folgenden soll nun der Versuch gemacht werden, einerseits die Problematik
und andererseits Formen und Moglichkeiten der Verwirklichung dieses Ansatzes auf-

zuzeigen.

2.3 Zum Problem der Zielsetzung: Gleichheit der
Bildungschancen

Die Forderung nach ,,Gleichheit der Bildungschancen* ist im Zusammenhang mit der
Diskussion um die GS zu einer viel strapazierten Formel geworden.

Nach v. Hentig heifit ,,Chance®: ,,die Mdglichkeit der Selbstverwirklichung® und
,Chancen-Gleichheit* bedeutet fiir ihn ,,eine Mdoglichkeit, aus eigener Bestimmung

auch ungleich zu sein*

. Als Voraussetzung fiir die Verwirklichung dieses Postulates
nennt v. Hentig ein hohes Mal3 an Selbstbestimmung gegeniiber den Sachzwingen
einer hochindustrialisierten und differenzierten Industriegesellschaft. Dieser These
wird von anderen Autoren ein unrealistischer Charakter unterstellt. So z.B. von J.
Raschert”, der unter diesem Aspekt ausfiihrt, dass die v. Hentig’sche Studie wohl
dazu zwingt, die Problematik der Herstellung von Chancengleichheit genau zu reflek-
tieren, auf der Suche nach Losungen aber kaum weiterhilft.

Solchen Argumenten wére entgegenzuhalten, dass das Modell in der Absicht ent-
worfen wurde, eine in einem ,,falschen gesellschaftlichen Bewusstsein angelegte Ge-
samtschule*'?, die lediglich zum Ziel hat, die bestehenden Verhiltnisse aushaltbarer
zu machen, zu korrigieren. V. Hentig radikalisiert gleichsam den Grundgedanken der
GS, ohne dabei die Grenzen, denen sich auch dieses Schulsystem bei der Verwirkli-

chung von Chancengleichheit gegeniibersieht, aus dem Auge zu verlieren, denn: ,,die

"2 Vgl. v. Hentig, Systemzwang und Selbstbestimmung, Aufl. 1969, Seite 14
1 Vgl. Jiirgen Raschert, Nah- und Fernziele der Gesamtschule, in: b:e, 4/1969, Seite 12
4 Vgl. v. Hentig, a.a.0., Aufl. 1968, Seite 112
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Chancengleichheit ist eine Fiktion — aber eine notwendige und heilsame, wenn man
tiberhaupt der sich schamlos fortzeugenden Chancenungleichheit entgegentreten
will.«"

Wenn v. Hentig von der Chancengleichheit als einer Fiktion spricht, so ist damit —
wenn wir ihn richtig interpretieren — auf die Dominanz der sozio-kulturellen Faktoren
hingewiesen, die den Sozialisationsprozess des Kindes bereits in den ersten sechs Le-
bensjahren entscheidend priagen und deren Einfliissen auch spiter selbst unter verén-
derten Bedingungen auf die Erfolgschancen — nicht nur in der Schule — nachwirken.

Dieser These folgend kann die GS das Faktum der durch die soziale Struktur der
Gesellschaft bedingten Ungleichheit der Bildungschancen nicht ursidchlich aufheben.
Sie wird es sich aber — ihren Zielsetzungen folgend — zur konsequenten Aufgabe ma-
chen miissen, einer Verstirkung der ungleichen Ausgangsbedingungen entgegenzu-
wirken, indem sie die dem dreigliedrigen Schulsystem inhdrenten, den Prozess der
Ungleichheit fordernden Bedingungen nicht reproduziert.

Diese Bedingungen lassen sich durch eine erhebliche Anzahl griindlicher empiri-
scher Untersuchungen belegen, die durch zahlreiche ausldndische Forschungen und
vergleichende Studien analoger Fragestellungen abgesichert sind.'® Damit werden
zugleich diejenigen Problemkreise genannt, in denen Chancenungleichheit im Bil-
dungswesen virulent wird, in denen die die Chancengleichheit verhindernden Barrie-
ren sichtbar werden. Klafki ordnet die deutschen Untersuchungen folgenden Aussa-
gekomplexen zu:

- iber den Voraussagewert der bisherigen Auslesekriterien fiir den Schuler-
folg an Gymnasien;

- Uber die Beziehungen zwischen Sozialschichtung und Zugangschancen zu
weiterfiihrender Bildung:

- uber die Bildungschancen von Arbeiterkindern und die Einstellung von Ar-
beitereltern zu ,,hoherer Bildung*;

- Uber ldndliche Begabungsreserven und den Einfluss sozial- und verkehrsge-
ographischer Faktoren auf die Bildungschancen;

- Uber den Zusammenhang von Sozialstatus, Sprachniveau und Schulerfolg;

- uber den vorzeitigen Abgang von Gymnasien und

"> Vgl. v. Hentig, a.a.0., Aufl. 1969, Seite 125
1 vgl. W. Klafki, Integrierte Gesamtschule — in Z/P 6/68, S. 541
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- lber den Besuch von Nachhilfestunden als Index der sozialen Bedingtheit
der Schulerfolgschancen.'’
In den néchsten beiden Kapiteln wollen wir den aus diesen Problembereichen fiir

unser Thema wichtigsten Fragen nachgehen.

2.3.1 Der selektive Mechanismus der Auslesekriterien

Die Fragwiirdigkeit der herkdémmlichen Auslesekriterien beim Ubergang von der
Grundschule auf die weiterfiihrenden Schulen ist durch umfangreiche empirische Un-
tersuchungen nachgewiesen worden.'® Danach kann eine sichere prognostische Aus-
sage iiber den spateren Schulerfolg am Ende des 4. Schuljahres mit den herkdmmlich
praktizierten Methoden wie Priifungen, Gutachten der Grundschule, Probeunterricht
u.a. nicht geleistet werden. Immerhin hat die Kritik an diesen vollig unzureichenden
Methoden deren teilweise Verdnderung zugunsten ,,aushaltbarerer* Formen der Aus-
lese eingeleitet. So wird z.B. in Niedersachsen seit einigen Jahren auf Priifungen — bis
auf Ausnahmen — ganz verzichtet, und auch der Probeunterricht wurde unter dem Eti-
kett der Eingangsstufe auf zwei Jahre ausgedehnt. Schlielich liegt es in der Absicht
der Orientierungsstufe, die Bedingungen fiir die Herstellung von Chancengleichheit
weiter zu verbessern.

Durch solche Mallnahmen wird den Schiilern wohl ein groBerer zeitlicher Bewéh-
rungsspielraum zugestanden; sie haben auch dazu gefiihrt, dass der Anteil der Schii-
ler, die sich fiir den Ubergang an weiterfiihrende Schulen entschieden haben, betriicht-
lich angestiegen ist. Allerdings gehen diese ,,Schein““-Reformen die eigentliche Prob-
lematik nicht an, denn sie dndern de facto nichts an der punktuellen Auslese am Ende
des 4. Schuljahres, oder — im Hinblick auf die Orientierungsstufe — am Ende des 6.
Schuljahres. So gelingt Schiilern der Volksschule bzw. der Realschule — mit Ausnah-
me der Aufbauklassen — nach dem Eintritt in die Eingangsstufe nur in Ausnahmen der

Ubergang auf die jeweils hohere Schulart,” dagegen hat die Durchléssigkeit nach

17 Vgl. a.a.0., Seite 542f.

' Vgl. u.a. W. Schultze, Uber den Voraussagewert der Auslesekriterien fiir den Schulerfolg am Gym-
nasium, Frankfurt 1964, Seite 71ff.

" Nach den vom Niederséchsischen Kultusministerium veréffentlichten Zahlen fiir die Jahre 1965/68
betrugen die Ubergénge aus der Eingangsstufe der Realschulen zum Gymnasium

0,3% der Schiiler aus den 5. Klassen
2’9% " n n " 6‘ "
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,unten® betrdchtlich zugenommen. Und noch unter einem weiteren Aspekt verschlei-
ern diese ,,Schein“-Reformen die eigentliche Problematik. Dazu v. Weizsicker: ,,Die
Vorstellung, man konne das alte Gymnasium belassen wie es ist und nur statt bisher
7% nun 15% eines Jahrganges zum Abitur bringen, ist politisch naiv. Die Expansion
wird weitergehen — iiber die 14% hinaus, und das Gymnasium muss seinen Charakter
in Richtung einer Gesamtschule dndern oder aber die Gleichheit der Bildungschancen

“20 Diese These wird durch die neuesten Erkennt-

ist nach wie vor nicht gewahrleistet.
nisse der modernen Begabungsforschung gestiitzt.”'

Und weiter: ,,Die soziale Gerechtigkeit der Auslese und Forderung ist nicht allein
eine Frage von Quoten von Schiilern, die das weiterfithrende Schulwesen besuchen,
sondern sie ist auch eine Frage der Lehrinhalte und Lehrmethoden, der Beurteilungs-
maBstibe, der Erfolgskriterien.«*

Folgerung: Unverzichtbare Voraussetzungen fiir die Herstellung von Chancen-
gleichheit im Rahmen der schulischen Moglichkeiten sind

- die Auflosung der traditionellen Schularten und deren Ersetzung durch ein
gesamtschulartiges System;

- eine neue Bestimmung der Ziele und der gesellschaftlichen Funktion der
Schule und als deren Konsequenz: eine Revision der Lehrpléne unter eman-

zipatorischer Zielsetzung.

2.3.2 Schule als Mittelstandsinstitution

Die traditionelle Schule versteht sich als Mittelstandsinstitution. Sie ist in ihren Inhal-
ten, ithren Methoden, ihren Beurteilungsmal3stiben, ihren Organisationsformen und
threr Sprache gepridgt von den Werten und Normen der Mittelschicht und entspricht
damit den Einstellungen und dem Erfahrungsbereich von Schiilern aus eben dieser

1 ,0% " n " n 7. n

0,6% " " " n 8. "
vgl. Informationsschrift des NKM — Uber die Orientierungsstufe, Seite 5

*Vgl. C. C. v. Weizsicker, Uberlegungen zur Demokratisierung des Bildungswesens in der BRD, in
b:e 1/1969, Seite 13

*! Vgl. z.B. Benjamin S. Bloom, Alle Schiiler schaffen es — in b:e, 11/70, Seite 15fF.
2 Vgl. Weizsicker, a.a.O., Seite 13
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soziale Schicht, wihrend sie fiir Schiiler der Unterschicht® ein Konfliktfeld darstellt,
dem diese sich nur durch Anpassung an den vorgegebenen Normen entziehen konnen.

Weil die Gesamtschule nicht auBlerhalb, sondern in dieser Gesellschaft agiert, wird
auch sie sich nicht den Wertvorstellungen der Mittelschicht entziehen kénnen, zumal
thre Funktionstriager, die Lehrer, eben durchweg dieser sozialen Schicht angehoren.
Nachzuweisen ist diese These an bestimmten konstitutiven Strukturelementen der GS,
die in ihrer Funktion zweifellos einem ,,Angleichungsmechanismus* entsprechen. Wir
denken dabei z.B. an Forderunterricht, Stiitz- und Liftkurse, nur diirfen diese Mal3-
nahmen entsprechend dem Leitziel ,,Emanzipation nicht im Sinne einer Anpassung
und kritiklosen Ubernahme von Mittelstandsnormen konzipiert werden, sondern im
Sinne eines kritischen Begreifens und Handelns.

Eine andere Bedingung, die die GS unter diesem Aspekt zu beachten hat, ist die
prinzipielle qualitative Gleichwertigkeit der Facher- bzw. Lernbereiche. So diirfen
z.B. Lernziele, die auf sprachliche Qualifikation hinzielen, nicht héher bewertet wer-
den — im Hinblick auf den anzustrebenden differenzierten, aber prinzipiell gleichwer-
tigen Abschluss der Sekundarstufe I — als Lernziele, die auf manuelle oder technische
Qualifikationen hin definiert sind. Wir werden dieses Problem spéter, und zwar im
Zusammenhang mit der ,,Gliederung des Gesamtlehrplanes®, ausfiihrlich abhandeln.

Allerdings soll nicht verschwiegen werden, dass die ,,kompensatorische Zielset-
zung“ der GS einer zunehmenden Kritik von einer Seite her ausgesetzt ist, von der
man sie zundchst nicht erwarten wiirde. Kompensatorische Erziehung zur Milderung
von Benachteiligungen fiir Schiiler der unteren Sozialschichten, das bedeutet fiir diese
Gruppe Belassen und sogar Verschleierung der gesellschaftlichen Widerspriiche.**
Dem wire entgegenzuhalten, dass es zumindest fiir die Betroffenen, also die Schiiler,
ebenso inhuman wire, gesellschaftliche Widerspriiche dadurch sichtbar erhalten zu

wollen, indem man Ungleichheit gleichsam konserviert.

2 Ich halte den Ausdruck ,,Unterschicht, wie er von den meisten Soziologen verwandt wird, fiir un-
gliicklich, da er bereits als Begriff diskriminiert; das Gleiche gilt fiir den synonymen Gebrauch von
Unterschicht und Arbeiterschicht. Die Ersetzung dieser Begriffe durch polar zugeordnet Wertungs-
inhalte, wie sie von Thomas, K. entwickelt worden sind (vgl. vervielféltigtes Vorlesungsmanuskript
zum Thema Schichten und Klassen S.S- 1969 — Universitit Gottingen), wire weiterer Uberlegungen
wert.

*Vagl. I. Beck, Demokratische Schulreform in der Klassengesellschaft? In: Erzichung in der Klassen-
gesellschaft, Seite 109 f.; vgl. Klaus Goehrke, Dient die Gesamtschule der Demokratisierung? In:
P.Z. (? H.H.) — Gesamtschulinformationen 1/1971, Seite 41f.
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2.3.3 Abbau von Milieusperren — Erfahrungen mit Forderstufen

Wir sind zwar unter 2.3.1 zu dem Ergebnis gekommen, dass auch Forderstufen der
Forderung nach ,,Gleichheit der Bildungschancen* nicht gerecht werden konnen, da
die implizit in diesen Teilreformen enthaltenen bildungspolitischen Zielsetzungen
spétestens am Ende des 6. Schuljahres abrupt abbrechen und somit eher den Versuch
einer Optimierung des traditionellen Schulsystems darstellen. Klatki weist daher zu
Recht auf eine unbeabsichtigte Nebenwirkung solcher Teilreformen hin. Sie konnen
das dreigliedrige Schulsystem stabilisieren, wenn man sich nicht bewusst macht, dass
dieses System prinzipiell reformbediirftig ist.”

Dennoch lassen sich durch Ergebnisse und Erfahrungen vor allem mit den Forder-
stufen in Hessen wichtige Riickschliisse fiir die GS ziehen, zumal sie durch empiri-
sche Untersuchungen belegt sind.

So lagen an den sechs von GeiBler/Krenzer/Rang™ untersuchten hessischen Schu-
len mit Forderstufe die Uberginge auf Realschulen und Gymnasien um 18,5% iiber
dem Landesdurchschnitt von 36,5%, insgesamt waren es also 55% der Schiiler dieser
Schule. Damit ist eine Tendenz vorgezeichnet: Durch das Herausschieben einer Ent-
scheidung fiir eine bestimmte Schulart, verbunden mit dem Einsatz effektiverer pida-
gogischer MaBnahmen, wird die Hauptschule zur Schule der Minoritét. Natiirlich sa-
gen diese Werte noch nichts liber den spiteren Schulerfolg aus; ob beispielsweise tat-
sachlich die Abiturientenquote auch zugunsten der sozialen Unterschicht ansteigen
wird. Allerdings bestdtigen auslédndische Erfahrungen eine solche Annahme. Der An-
teil an qualifizierten Abschliissen aus ,,unteren” sozialen Bevdlkerungsschichten
nimmt z.B. in Schweden kontinuierlich mit der Steigerung der Abiturientenquote zu,
wenn auch der grofite Teil der Begabungsreserven iiberraschenderweise aus der Mit-

tel- und Oberschicht mobilisiert wurde.?’

2 Vgl. W. Klafki, Integrierte Gesamtschule, in Z.P. 6/68, Seite 546/547

% ygl. GeiBler, Krenzer, Rang — Férdern und Auslesen. Eine Untersuchung an hessischen Schulen mit
Forderstufe, S. 29

*7 Vergleich der Abiturientenquoten zwischen Schweden und der BRD

Jahr BRD Schweden
1962 6,8% 23,2%
Vorausschitzung 1970/1980 8-15% 22-35% (% eines Geburtsjahrganges)

Vgl. H. K. Beckmann, Darstellung und Analyse des Schulwesens in der BRD — Funkkolleg Erzie-
hungswissenschaft — Begleitbrief 2, Seite 20
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In diesem Zusammenhang wird hdufig der Vorwurf erhoben, die Anhebung der
Schiilerzahlen an den weiterfiihrenden Schulen und damit die Erhohung der Zahl qua-
lifizierter Abschliisse wiirde die Qualitit der Ausbildung mindern. Zumindest fiir den
Mathematikunterricht ist diese Behauptung widerlegt. In einer Studie von Husén wird
nachgewiesen, dass in zwOlf untersuchten Landern kein Zusammenhang zwischen der
Qualitit der Ausbildung und der Anzahl der — weiterfithrende Ausbildungswege wéh-
lenden — Schiiler besteht.*®

Weiterfithrende Bildung heift zugleich — im Vergleich zur Volksschule — langere
Ausbildungszeit. Mit zunehmender Linge der Schulbildung steigt aber die Bereit-
schaft, ,,sich auch jenseits der Schulzeit der formellen Weiterbildung zuzuwenden.
Somit ist zu vermuten, dass sich mit steigender Linge der Schulzeit — ihre angemes-
sene Nutzung vorausgesetzt — langer iiberdauernde Bildungsmotivationen aufbauen
lassen.“*

Kehren wir zu unserer Ausgangsfrage zuriick. Die Untersuchungsergebnisse iiber
die hessische Forderquote lassen erkennen, dass es durch diese schulreformerische
MafBnahme gelungen ist, ,,das Bildungsinteresse ,unterer’ sozialer Schichten zu we-
cken’’; der soziale Einzugsbereich der untersuchten weiterfiihrenden Schulen hat
sich nach der Einflihrung der Férderstufe nach ,,unten* erweitert.’’ So erhdhte sich bei
den Kindern der Berufsgruppe ,,un- und angelernte Arbeiter* der prozentuale Anteil
an den Ubergiingen von 20% auf 30%. Die absoluten Werte liegen allerdings bei den
Berufsgruppen der Mittel- und Oberschicht erheblich hoher. Der Anteil von Kindern
der hoheren Beamten und Angestellten stieg z.B. von 84% auf 90%.”> Zusammenfas-
send konnen wir der zitierten Untersuchung zwei flir unsere Fragestellung wichtige
Sachverhalte entnehmen:>

- die positive Lenkungsfunktion der Férderstufe im Hinblick auf den Uber-
gang an Realschulen und Gymnasien auch fiir Schiiler der unteren Sozial-
schicht, was als ein Indiz fiir den Abbau von ,,Milieusperren® angesehen

werden kann,;

*¥ Husén, T. (Hrsg.), International Study of Achievement in Mathematics 1967 — zitiert bei K. H.
Flechsig, Unterrichts- und Schulorganisation — Deutscher Bildungsrat, Bd. 4, Seite 453

¥ K. H. Flechsig, a.a.0., Seite 453 — zitiert nach Strzlewicz u.a. — Bildung und gesellschaftliches Be-
wusstsein

% Vgl. GeiBler/Krenzer/Rang, Fordern und Auslesen, Seite 49
31 Vgl. a.a.0., Seite 37 und 50

2 Vgl. a.a.0., Seite 38

3 Vgl. a.a.0., Seite 49f. u.a.
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- der dominierende Einfluss der sozio-kulturellen Umweltfaktoren auf die
schulische Leistungsfahigkeit und damit auch auf die Wahl der Schulart.

Folgerung: ,,Integrierte* Schulorganisationen, die bewusst die Mdglichkeiten indi-
vidueller Forderung betreiben, gewihrleisten im Vergleich zum dreigliedrigen Schul-
system ein hoheres Mall an Chancengleichheit. Eine so konzipierte Schule muss in
der Organisation und in den Inhalten ihres Unterrichts auf die spezifischen Bediirfnis-
se, vor allem auch der Kinder der sozialen ,,Unterschicht* eingehen, darf nicht durch
friihe Leistungsdifferenzierung soziale Selektion begiinstigen und sollte schlieBlich
durch Offentlichkeitsarbeit im lokalen Bereich gezielt die soziale ,,Unterschicht™ an-
sprechen, um durch sachliche Information im Affektiven liegende Vorbehalte gegen-
iber weiterfithrender Bildung abzubauen.

Nur die GS wire u.E. in der Lage, den der Forderstufe noch inhdrenten Zuwei-
sungsmechanismus aufzuheben.

Wir haben in den vorangegangenen Ausfithrungen versucht, die Bedingungen einer
bildungspolitischen Zielsetzung nach ,,Gleichheit der Bildungschancen® an ihren zent-
ralen Bezugspunkten aufzuzeigen. Dieser Ansatz fiihrte einmal zu einer prinzipiellen
Verwerfung des dreigliedrigen Schulsystems, zum anderen konnten einige zentrale
Forderungen formuliert werden, die, bei einer intendierten Zielsetzung von Chancen-
gleichheit, konstitutive Strukturelemente von GS-Modellen sein miissen.

Zur Euphorie ist allerdings dennoch kein Anlass. Chancengleichheit ist nicht be-
reits durch ,,Gleichheit der Bildungschancen* hergestellt — und schlieBlich sollte, ei-
nem Gedanken von v. Hentig folgend, die Schule nicht dadurch, dass sie den Auftrag,
Chancengleichheit herzustellen, pauschal ibernimmt, den anderen gesellschaftlichen
Michten ein billiges Alibi liefern.**

2.4 Zum Problem der Zielsetzung = ,, Integration“

In einer viel beachteten Formulierung stellt der Deutsche Bildungsrat fest: ,,Schulen
mit groBer sozialer Homogenitdt entsprechen nicht einer offenen Gesellschaft. Sie
verstiarken vielmehr die Beharrungstendenzen der einzelnen Sozialschichten. Spiegelt
ein hierarchisch aufgebautes Schulsystem die Schichtenstruktur der Gesellschaft, so
wirkt es zugunsten einer Erhaltung der sozialen Ungleichheit. Trotz einiger Auflocke-

rungen sind im dreiteiligen Schulsystem die verschiedenen Schulzweige immer noch

3 Vgl. v. Hentig, Systemzwang und Selbstbestimmung, a.a.0., Seite 129 — 2. Aufl. (1969)
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. o e 35
von grofler sozialer Homogenitit.

Mit dem Anspruch, diese dem dreigliedrigen
Schulsystem inhdrente soziale Ungleichheit nicht zu reproduzieren, stellt die IGS zu-
gleich ihre ,,Existenzfrage*.

»Integration® hat in Richtung auf soziale Integration drei zentrale, sozusagen iiber-
geordnete Bezugspunkte:

- den Schiiler

- den Lehrer

- die Lernziele und Inhalte — kurz: das Curriculum.

Das bedeutet konkret:

- Die IGS ist Schule fiir alle Schiiler, unabhéngig von ihrem sozialen Status.
Daraus folgt ihre Einfiihrung als Regelschule als logische bildungspolitische
Forderung.

- Die IGS kennt nur ,,einen Lehrer. Die traditionelle Lehrerausbildung hat
eine desintegrierende Funktion und widerspricht der Zielsetzung einer IGS.
Zu fordern wire der Stufenlehrer.

- Die IGS strebt fiir alle Schiiler eine im Prinzip gleichwertig, dennoch aber,
bezogen auf den einzelnen Schiiler, differenzierte Abschlussqualifikation
(hier Abitur I) an. Dieses Ziel ist nur durch ein Curriculum zu verwirkli-
chen, das nicht — wie die traditionellen Lehrplédne — schichtspezifisch orien-
tiert ist.

Nur unter Beachtung dieser Voraussetzungen konnen diejenigen Bedingungen ge-
schaffen werden, unter denen ,,soziale Integration in der Schule als ein erreichbares
Ziel erscheint.

LIntegration als Etikett fiir GS meint nicht ein formales, vordergriindiges Integrie-
ren der Hauptschule, der Realschule, des Gymnasiums und der Sonderschule (fiir den
Bereich der Sekundarstufe 1) bzw. der Schiiler, der Lehrer und der Lehrpldne dieser
Schulen in eine ,,neue* Schule im Sinne von Zusammenfassen oder Einbringen von
Traditionalismen.

Im Folgenden wollen wir nun versuchen, unter den verschiedensten Aspekten die
Bedingungen von ,,sozialer Integration® zu untersuchen und auf ihre Realisierbarkeit
hin zu tberpriifen. Zuvor erscheint es uns aber in Anbetracht der Relevanz fiir unser

Thema erforderlich, den Begriff ,,soziale Schichten zu problematisieren.

% Vgl. Deutscher Bildungsrat — Empfehlungen — Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamtschulen,
Seite 29
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2.4.1 Soziologischer Exkurs — Einteilungskriterien fiir soziale
Schichten

Dartiber, dass sich unsere Gesellschaft in soziale Schichten strukturiert, gibt es keinen
Zweifel. Die Frage, welche Kriterien als Mafstab fiir eine Abgrenzung zu gelten ha-
ben, ist allerdings nicht einheitlich beantwortet. Es gibt sehr unterschiedliche Schich-
tenmodelle, von der Unterteilung in zwei Schichten (Klassen) bis hin zu sieben
Schichten und mehr, die wiederum in sich selbst nicht homogen, sondern vielfaltig
differenziert sein konnen (z.B. ungelernte, angelernte, gelernte Arbeiter, Facharbei-
ter). Bei fast allen Versuchen handelt es sich um eine polarisierende Gegeniiberstel-
lung, um die Definition eines ,,Oben‘ und eines ,,Unten*.

Die Orientierung an einzelnen Kriterien wie Berufszugehorigkeit, Ausbildung oder
Einkommen fiir eine Zuordnung zu bestimmten sozialen Schichten ist die am haufigs-
ten angewandte Methode; wie wir meinen aber eine zu einseitige. So stehen die Beru-
fe z.B. in ihrer stindigen Uber- und Unterordnung eher im historischen Hintergrund
der Schichtenstruktur. Entscheidender fiir die Schichtenbildung sind vor allem die
sozialen Zusammenhinge, die Verhaltensstile, die Normen und Erwartungen, also die
sogenannte Verkehrsseite. Die Schichtenzugehorigkeit wird demzufolge nicht primér
von individuellen Kennzeichen wie begabt oder unbegabt, jung oder alt, reich oder
arm, bestimmt, obwohl diese Faktoren in einem Bedingungszusammenhang stehen
konnen; entscheidend ist vielmehr das soziale Milieu der Umwelt, in der man auf-
wichst. Durch das soziale Milieu werden diejenigen Verhaltensmuster und Normen
vorgegeben, die schlieBlich die Schichtzugehorigkeit determinieren.

Die Abhéngigkeit von Schichtzugehorigkeit und Sprachverhalten ist in diesem Zu-
sammenhang ein oft zitiertes Beispiel, an dem durch spezifische Verhaltensweisen
und Attribute Schichtgrenzen sichtbar werden.

Auch wird es zunehmend schwieriger werden, Schichtzugehorigkeit aufgrund du-
Berlich sichtbarer Attribute zu bestimmen, vor allem dort, wo Schichtgrenzen flieBend
sind und somit der Regulierung durch ein Bewusstsein, d.h. durch Selbsteinschitzung,
einen breiteren Spielraum ldsst. Die Frage, ob nun ein Facharbeiter, der zwei Kinder
auf eine weiterfilhrende Schule schickt und dessen Einkommen demjenigen eines
mittleren Beamten entspricht, zur oberen Unterschicht oder zur unteren Mittelschicht
gehort, ist im Rahmen solcher Modelle sicher nicht eindeutig zu beantworten.

Wir sehen, dass eine Zuordnung von sehr verschiedenen Kriterien subjektiver wie
objektiver Art, solchen der Fremd- und Selbsteinschétzung, abhingt und somit nicht

eindeutig zu definieren ist. Dies ist wichtig, festgehalten zu werden; denn wenn die
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IGS die Effektivitdat — d.h. den Grad der sozialintegrativen Wirkung — ihrer Maf3nah-
men auf die sozialen Beziehungen auch zwischen Schiilern verschiedener Schichtzu-
gehorigkeit tiberpriifen will, darf sie eine Zuordnung nicht ausschlieBlich aufgrund
eines Attributes, z.B. dem Beruf des Vaters, vornechmen.

Das Sprachniveau, Normen, Einstellungen, Konsumgewohnheiten, der Bildungs-
standard, das Einkommen u.a., also ,,sichtbare* und ,,unsichtbare* Attribute bestim-
men neben der Berufszugehorigkeit die Schichtgrenzen und damit auch die Schicht-
zugehorigkeit.

Dieser Problembereich ist u.E. ein wichtiger Untersuchungsgegenstand fiir die wis-

senschaftliche Begleitung eines Schulversuchs mit einer IGS.

2.4.2 Soziale Integration

Klafki sieht in der sozialen Integration eine besondere sozialerzieherische Aufgabe,
die man der GS zuweist. Er fasst diesen Aspekt in einer pragnanten Formulierung als
Zielprojektion wie folgt zusammen: ,,Es geht — im Sinne padagogischer Gegenwir-
kung — um die erzieherische Einflussnahme auf die Uberwindung von Vorurteilen
zwischen Kindern, die aus verschiedenen Sozialschichten stammen, um den Abbau
von Bewusstseinsbarrieren, ideologischen Sperren, die einer Fundamentaldemokrati-
sierung im Wege stehen; positiv handelt es sich um die Schaffung von Situationen, in
denen Sozialkontakte — wechselseitige Hilfe, produktive Kritik, gemeinsame Projekte
und Aktivitdten usw. — moglich sind, zweitens aber um die rationale Aufkldrung iiber
jene sozialen Voraussetzungen, aus denen die Schiiler (und die Lehrer) kommen, tiber
thre jeweiligen Voreinstellungen, tiber die in und auBlerhalb der Schule erfahrbaren
oder beobachtbaren Gruppenprozesse und Sozialkonflikte.**®

Diese Aussage impliziert indirekt Kritik am traditionellen Schulsystem, das in sei-
ner Dreigliedrigkeit historisch determinierte Schichtvorstellungen konserviert und
sich infolge des Beharrungsvermogens seiner Strukturen als unfahig erwiesen hat, den
Prozess einer sozialen Integration der Schiiler zu unterstiitzen, ja diesen, wie eine
Reihe von Untersuchungsergebnissen®” nachweist, geradezu verhindert hat. Pointiert
konnte man sagen, dass bestimmte Sozialschichten die ithnen addquate Schulart mo-
nopolisieren und dass sich diese Schulen wiederum in ihrem Selbstverstindnis wie in

thren Anforderungen auf die Bediirfnisse, Normen und Wertvorstellungen der ihnen

® vgl. W,. Klafki, Integrierte Gesamtschule, ZfP — 6/68, Seite 572
37 Siehe Literaturhinweise bei Klafki, a.a.0., Seite 521f. und Seite 572ff.
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zugeordneten Gruppen eingestellt haben. Zwar wurde in den letzten Jahren durch ein
offeneres Aufnahmeverfahren der weiterfiihrenden Schulen deren Mobilitdtsgrad zu-
gunsten der ,,unteren Sozialschichten erweitert, nur kann unter einem kritischen As-
pekt von Mobilitit nur bedingt gesprochen werden, da es sich letztlich um einen ein-
seitigen Anpassungsprozess von ,,unten nach ,,oben* handelt.”®

Zudem ist der hohe Anteil derjenigen Schiiler, die nach dem 7. Schuljahr die wei-
terfiihrenden Schulen verlassen miissen, ein Indiz fiir die unverdnderte Sterilitdt dieser
Schulen. H. Roth macht darauf aufmerksam, dass das dreigliedrige Schulsystem sozi-
ale Lernprozesse geradezu verhindert hat, weil es die notwendigen Lernvoraussetzun-
gen und Lernbedingungen nicht anbieten kann. ,,Wer Erkennen lehren will, muss auch
das gemeinsame Anerkennen von Erkenntnissen lehren. Dieses Versdumnis ist viel-
leicht unser groftes Versdumnis. Es betrifft Grundqualititen gesellschaftlichen und
gesellschaftspolitischen Verhaltens im Bereich eines Staates, der keineswegs klassen-
los ist. Es betrifft das Erkennen und die Auflosung von sozialen Konflikten, wozu
nicht erzogen werden konnte, weil die gegenwirtig getrennten Schulsysteme schon
ihre Entstehung und ihr gewahr werden verhinderten. So verhértet, was der Einsicht
fahig ist.*>’

Diese Einsichten aufzuschlieBen, muss sich die IGS zur Aufgabe machen.

2.4.3 Gleichsetzung von Schulleistung und sozialer Herkunft

Legitimiert wurde das dreigliedrige Schulsystem auch durch den traditionellen Bega-
bungsbegriff mit seiner Gleichsetzung von (Schul-)Leistung und sozialer Herkuntft,
zumal dieser Begabungsbegriff lange seine Bestitigung in der Konstanz der sozialen
Strukturen der Gesellschaft fand.

H. Titken® fithrt in diesem Zusammenhang aus, dass in einem hierarchischen Vor-
stellungsmodell unterstellt wurde, die Zuordnung von Leistung und sozialer Schicht-
zugehorigkeit — und analog dazu von Bildungsanspruch und Bildungsmoglichkeit —
sei im Wesentlichen durch eine ungleiche Verteilung der Begabung gerechtfertigt, die
weitgehend auf ein unterschiedliches Erbgut zuriickgefiihrt werden konne. Diese The-
se ist inzwischen durch die Erfahrungen einer expansiven Bildungspolitik (Bildungs-

werbung, Teilreformen — z.B. Forderstufen, auslédndische Erfahrungen) ebenso wider-

¥ Vgl. auch unter 2.3.1 Seite 9f.
¥ Vgl. H. Roth, Revolution der Schule? Die Lernprozesse dndern — Auswahl — Reihe A — Seite 17
0 Vgl. H. Tiitken, Curriculum und Begabung, in: WPB. 3/1970, Seite 103
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legt worden wie durch eine neue Theorie der Begabung. ,,Nach dieser Theorie besteht
Begabung im Entwicklungsprozess als ein Produkt der Wechselwirkung zwischen
Erbe und Umwelt, wobei den von der sozialen Umwelt vermittelten Lernprozessen
eine ungleich groBere Wirksamkeit zugeschrieben wird als den natiirlichen Anlagen
mit ihren weiten Spielrdumen.*"'

Zusammenfassend konnen wir sagen, dass die Dreigliedrigkeit des Schulsystems in
Verbindung mit dem traditionellen Begabungsbegriff Relikte einer liberkommenen
Gesellschaftsstruktur sind, die den sozialen Beziehungen zwischen den am Bildungs-
prozess im schulischen Raum beteiligten Gruppen und Personen Barrieren gesetzt
haben und noch setzen.

Im Folgenden sollen nun Erfahrungen aus Teilreformen auf ihre sozialintegrative

Wirkung hin befragt werden.

2.4.4 Erfahrungen aus Teilreformen — Differenzierung nach dem
Prinzip des Kern-Kurs- und des Streaming-Systems

Die Einrichtung von Forderstufenklassen in einigen Bundesldndern Anfang der sech-
ziger Jahre galt primér dem Bemiihen, anstelle der nach dem 4. Schuljahr fiir den
weitaus groflten Teil der Schiiler nachteiligen dufleren Differenzierung in drei Schul-
arten mit prinzipiell unterschiedlichen Leistungsanforderungen durch organisatorische
und padagogische Maflnahmen eine gerechtere Losung anzubieten. Organisatorisch
durch die Hinausschiebung des mdglichen Ubertritts auf die weiterfithrenden Schulen
um zwei Jahre sowie durch die Einrichtung eines Kern-Kurs-Systems, padagogisch
durch den Anspruch des Forderns — nicht des Auslesens. Diesen Zielen folgend rich-
ten sich die Anstrengungen der Forderstufe vornehmlich auf den Bereich des kogniti-
ven — nicht des sozialen — Lernens.

Dennoch haben die Erfahrungen mit der Forderstufe auch Einblick in die Bedin-
gungen des sozialen Lernens gegeben. Geilller, Krenzer und Rang sind dieser Frage
nachgegangen. Sie haben zu klédren versucht, ,,welche Bedeutung die verschiedenen
Niveaukurse fiir die schulischen und auflerschulischen Kontakte der Schiiler unterei-
nander haben“,*” und kamen zu folgenden Ergebnissen:

- Die Annahme, durch bloBe organisatorische Zusammenfassung von Schii-

lern unterschiedlicher Leistungsfahigkeit und sozialer Herkunft in einem

*l Vgl. H. Tiitken, a.a.0., Seite 104
2 Vgl. E. E. GeiBler/Krenzer/Rang, Fordern und Auslesen, Seite 8
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Schulsystem gehe bereits eine ,,integrative® Wirkung aus, konnte nicht be-
statigt werden;

es zeigten sich Isolationstendenzen in den Niveaukursen mit dem hdchsten
(A) und mit dem niedrigsten (D) Leistungsstand, wobei diese Tendenz im
zweiten Forderstufenjahr in der D-Gruppe zunimmt; dagegen ist bei den A-
Kurs-Schiilern eine Abnahme der Konzentrierung auf die eigene Gruppe und

eine stirkere Zuwendung zu der C-Gruppe zu verzeichnen.*

Diese Ergebnisse sollten die Bestimmung der Strukturen einer IGS insofern beein-

flussen, als durch eine Analyse ihrer Ursachen — besonders beziiglich der Isolierungs-

tendenzen, die den Zielsetzungen der IGS nach ,,sozialer Integration* und ,,Gleichheit

der Bildungschancen* entgegenstehen — analoge Entwicklungen verhindert werden

konnten.

Die Griinde fiir die wéahrend der Forderstufenzeit zunehmende Isolierungstendenz

der leistungs- und sozial schwichsten, der sogenannten D-Kurs-Schiiler, ist daher fiir

die IGS von besonderer Bedeutung. Zwei Erkldrungen bieten sich aufgrund der Erfah-

rungen mit der hessischen Forderstufe an:

Das Image des D-Kurses ist das des leistungsschwiéchsten. Da die Differen-
zierung fachiibergreifend organisiert ist, haben die Schiiler dieser Kurse kei-
ne Moglichkeit einer innerschulischen Kompensation aufler in den Kernkur-
sen, in denen sie nach Aussagen der Lehrer auch erheblich bessere Leistun-
gen zeigen als in ithrem Niveaukurs. Dieser positive Effekt wird aber da-
durch gemindert, dass die Kern-Kurse von den Schiilern der A- und B-Kurse
nicht als ,,vollwertig* betrachtet werden. Die Organisation des Differenzie-
rungssystems bewirkt eine Ausrichtung nach oben und erzeugt dadurch in
den beiden unteren Kursen einen permanenten Leistungsdruck, dem diese
Schiiler nicht gewachsen sind. Die stindige Leistungsiiberforderung wiede-
rum beeinflusst die Atmosphére in den D-Kursen negativ und bewirkt da-

«4 der anderen Schiiler

durch eine ,,kontaktzerstorende Voreingenommenheit
gegeniiber dem ,letzten’ Kurs.

Die Intensitdt der Zuwendung der Kurslehrer zu ihren Kursschiilern wird
von der Wertrangigkeit der Niveaukurse mitbestimmt. Solange die unter-
schiedlichen Schultypen als unterschiedlich ,wertvoll’ angesehen werden,

wird auch den Lehrern die Unterrichtsarbeit in den hoheren Kursen erstre-

* Vgl. GeiBler, a.a.0., Seite 103ff.
* A.a.0., Seite 10f.
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benswerter sein als in den D-Kursen. Diese These wird durch eine Reihe
von AufBerungen der Forderstufenlehrer gestiitzt. U. Walz" weist nun darauf
hin, dass sich Kinder und Jugendliche komplementér in den Fithrungsstil des
Lehrers ein- und anpassen. Fiihrungsstile ,,bilden sich aber in hohem Mafe
als unreflektierte Einstellungen an der erfahrenen Schulwirklichkeit**, so
dass schlieBlich die duBlere Situation wie die innere Atmosphére der D-
Kurse tiber den Fiihrungsstil des Lehrers ,,auf den Sozialstatus jener Schiiler
zuriickwirken.**’

Hargreaves™ kommt in einer Studie iiber das englische Streaming-System im Prin-
zip zu den gleichen Ergebnissen wie Gei3ler u.a.. Auch er hat kaum soziale Dissonan-
zen zwischen den Schiilern aus A- und D-Kursen ermitteln kénnen, vielmehr eine
schulfeindliche Einstellung bei C- und D-Schiilern. Er schlieft daraus, dass nur auf-
grund organisatorischer Reformen keine sozialen Einstellungsverdnderungen bei
Schiilern zu erwarten sind.

Aus diesen Ergebnissen konnen nach dem Stand der gegenwirtigen theoretischen
Diskussion Konsequenzen fiir die IGS eindeutig abgeleitet werden. Positiv formuliert
wire zu fordern:

- eine flexible und didaktische Differenzierung zur Vermeidung von konstan-
ten Gruppenbildungen,;

- die GroBigruppe als Organisationseinheit und team-teaching: zur Vermei-
dung starrer Zuordnungen von Schiilern durch den
- Klassenverband und zu
- bestimmten (Klassen-)Lehrern;

- innerhalb einer solchen Gro3gruppe miissten auf der Grundlage von Schii-
lerwahlen kleine, aber konstante Tutorengruppen als Sozialgruppen, nicht
als Lerngruppen, gebildet werden. Diese Gruppen hitten fiir die Schiiler die
Funktion eines sogenannten engeren ,,Heimatbereiches®, blieben also iiber
mehrere Schuljahre konstant, was allerdings nicht ausschlieft, dass Schiiler
auf eigenen Wunsch die Gruppe wechseln konnen. Die Funktion des Tutors
hat beratenden und helfenden Charakter;

- eine Reform der schulformbezogenen Lehrpldne und Beurteilungsmethoden.

¥ U. Walz, Soziale Reife in der Schule, Seite 245ff.

46 Vgl. U. Walz, Soziale Reife in der Schule, Seite 245f.

" Vgl. GeiBler, a.a.0., Seite 106

* David H. Hargreaves, Social Relations in a Secondary School, London 1967, Seite 66f. und 107f.
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2.4.5 Soziale Inhomogenitit der Schiilerschaft als Voraussetzung
fiir soziale Integration — die Sozialstruktur des
Einzugsgebietes

Eine sozial homogene Schiilerstruktur wiirde jeder Gesamtschulkonzeption schlecht-
hin widersprechen. In der Schiilerschaft sollten vielmehr alle Sozialschichten in anna-
hernder Ubereinstimmung mit der Schichtstruktur wenigstens der kommunalen Regi-
on vertreten sein. Zu den Aufgaben einer Planung fiir eine IGS gehort daher auch die
Ermittlung der Sozialstruktur des Einzugsbereiches der Schule; ferner die Entwick-
lung eines Aufnahmeverfahrens, das eine soziale heterogene Schiilerstruktur gewéhr-
leistet. Dabei gehen wir von der Annahme aus, dass die Zahl der Schiileranmeldungen
die Kapazitit der Schule (240 Schiiler pro Jahrgang) iibersteigen wird. Die Erfahrun-
gen anderer IGS-Versuche lassen eine solche Entwicklung vermuten.*” Schulrechtlich
sind IGS in Niedersachsen ja ohnehin freie Angebotsschulen, was bedeutet, dass es
weder ein Aufnahmerecht seitens der Eltern noch eine Aufnahmepflicht seitens der
Schule gibt.

Als Standort fiir das hier zu konkretisierende Modell einer IGS ist der Ortsteil Got-
tingen-Geismar vorgesehen, ein Einzugsgebiet expansiver Tendenz mit fast aus-
schlieBlichem Wohncharakter, also ohne nennenswerte Industrieansiedlung, im Siiden
der Stadt. Aufgrund der vorliegenden statistischen Daten aus dem Jahr 1961°° sowie
dem ,,Niveau* der in den letzten 10 Jahren errichteten Neubaugebiete glauben wir
schlieBen zu konnen, dass sich die Mittelschichtstruktur dieses Wohngebietes nicht
nur gefestigt hat, sondern zu einem dominierenden Faktor geworden ist. Die Konse-
quenz einer Begrenzung des Einzugsgebietes der Schule auf dieses Wohngebiet wire
sicher eine sozial relativ homogene Schiilerstruktur. Es ist folglich zu fordern, das
Einzugsgebiet liber den engeren kommunalen Bereich hinaus moglichst auf die siid-
lich von Geismar liegenden Landgemeinden zu erweitern, damit die mit den Zielset-
zungen der IGS verkniipften sozialen Lernprozesse liberhaupt initiiert werden konnen.

Fir das Schiileraufnameverfahren bedeutet dies, dass neben dem iiblichen Kriteri-
um fiir die Aufnahmeentscheidung, ndmlich der Entfernung von der Wohnung des

Schiilers zum Standort der Schule (vom Nahen zum Fernen), auch der Sozialstatus der

* Vgl. Gesamtschule (Zeitschrift) 1/1970, Seite 3
*% Angaben des Statistischen Amtes der Stadt Géttingen aufgrund der Volkszdhlung von 1961.

Die Ergebnisse der Zéhlung von 1970 sind leider noch nicht verfiigbar. Sobald sie vorliegen, miisste
unter der gleichen Fragestellung neu ermittelt werden.
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Eltern (in Kenntnis der Problematik, die mit einer ,,Bestimmung® verbunden ist) ent-
sprechend den weiter oben genannten Grundsétzen Bertiicksichtigung findet.

Nur bei Akzeptierung eines Verfahrens, das diese Bedingung erfiillt, kann, der
Zielvorstellung nach ,,sozialer Integration® folgend, eine sozial heterogene Struktur

der Schiilerschaft gewédhrleistet werden.

2.4.6 Zur Polaritiat von Differenzierung und Integration

Analysen der an den ersten GS-Versuchen erprobten Differenzierungsformen sind
bekanntlich unter dem Aspekt ihrer integrationsfordernden Wirkung zu mehr pessi-
mistischen Aussagen gekommen.”' Auf die Ergebnisse der hessischen Forderstufen-
untersuchungen wurde bereits hingewiesen, aber auch die Berliner Gesamtschulversu-
che differenzieren nach einem relativ unflexiblen Kern-Kurs-System (F E G A) und
mussten gleichfalls die Erfahrung machen, dass eine Bevorzugung leistungshomoge-
ner Kurse bereits zu Beginn der Sekundarstufe I desintegrierende Folgen hatte.

Konfrontieren wir diese Ergebnisse mit der Zielsetzung ,,soziale Integration®, so
stellt sich die Frage nach der ,,.Bewertung® dieses Zieles — oder: ,,soziale Integration*
als Zielsetzung behielte ihren leerformelhaften Charakter, wenn sie nicht im Sinne
einer Transformation Entscheidungen auf allen Ebenen beeinflussen wiirde. Folglich
stehen auch bei der Wahl von Differenzierungsmodellen oder -formen Wertentschei-
dungen an, die in ihren Auswirkungen unter diesem Aspekt von fachiibergreifender
Leistungsdifferenzierung = Differenzierung nach Sozialschichten = bis zu leistungs-
und sozialheterogenen Gruppierungen reichen konnen. Dem dreigliedrigen Schulsys-
tem liegt, so gesehen, eine einseitige Entscheidung zugunsten von Differenzierung =
soziale Selektion zugrunde.

Fiir die IGS stellt sich die Frage der Bewertung jedoch nicht unter diesen einseiti-
gen, sich ausschlieBende Aspekten, zumal Differenzierung als eines ihrer konzeptio-
nellen Merkmale nicht als ein organisatorisches, sondern als ein didaktisches Problem
verstanden wird.

Integration und Differenzierung sind also nicht als sich ausschlieende Alternati-
ven, als sich isolierende Prinzipien zu sehen. Folglich diirfen beide Prinzipien auch
nicht isoliert praktiziert werden, z.B. in einem fachiibergreifenden Kern-Kurs-System
einerseits oder in vollig ungegliederten Kernklassen andererseits; es ist vielmehr eine

Synthese anzustreben, die u.E. am besten durch ein didaktisch und flexibel ausgerich-

31 Vgl. Helmut Sienknecht, Integration in der Schule, WPB, 9/1970, Seite 466
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tetes Differenzierungsmodell’® zu leisten wire. Eine Unterrichtsorganisation, die auf
ein solches Modell aufbaut, konnte die allen Formen von dufleren Leistungsdifferen-
zierungen bis hin zur lbertriebenen Individualisierung programmierten Unterrichts,
inhdrenten desintegrierenden Wirkungen gleichsam relativieren, d.h. in einem solchen
Modell kann auch nach ,,Leistung® (wobei natiirlich der Leistungsbegriff einer Kla-
rung bedarf) differenziert werden, ohne dadurch soziale Integration zu unterbinden,
denn alle Differenzierungsmal3inahmen
- wiren zeitlich und thematisch begrenzt fiir einen bestimmten Kurs oder ein
bestimmtes Projekt etwa;
- beruhen auf der individuellen Lernsituation des Schiilers — oder auf seinem
Wahlverhalten (alternative Angebote),
- schlieBen ein gemeinsames, fiir alle Schiiler verbindliches Fundamentum

ein.

2.4.7 Schematische Darstellung weiterer Faktorenss3

Es wire eine zu einseitige Interpretation der schulischen Mdglichkeiten, wenn man
die Ursachen sozial integrierender bzw. desintegrierender Bedingungen allein in der
Bewertung von Standortbedingungen, Aufnahmeverfahren oder Differenzierungssys-
temen sehen wiirde. Es gibt vielmehr noch eine ganze Reihe anderer Faktoren, die
sich zur Zielvorstellung ,,soziale Integration® nicht neutral, sondern tendenziell ent-
weder integrationsfordernd oder integrationshemmend verhalten (vgl. Abbildung Nr.
1). Entscheidend ist nun, ob iiberhaupt — und wenn ja, wie, d.h. mit welcher Intensitét
— diese Zielsetzung einzelne Entscheidungen in den jeweiligen Faktorengruppen be-
einflusst, inwieweit also eine ,,Operationalisierung® gelingt. Abbildung Nr. 2 soll ver-
anschaulichen, dass jede der aufgefiihrten Faktorengruppen, je nach den realen —
schulischen — Bedingungen entweder eine sozial integrative oder eine sozial des-
integrative Tendenz hat. Im Hinblick auf die Zielsetzung ,,soziale Integration* sind
die Faktorengruppen also nicht wertfrei und stehen auch nicht isoliert nebeneinander,
sondern in einem verflochtenen, interdependenten Bedingungszusammenhang.

Bei der Planung einer IGS muss der gesamte, sehr komplexe Zusammenhang die-

ses Problems beriicksichtigt werden; erst dann wird deutlich, dass Integration als le-

> Vgl. dazu Pkt. 6 — Vorschlage zur Unterrichtsorganisation und Differenzierung

>3 Im Rahmen dieser Arbeit ist eine eingehende Analyse der einzelnen Faktorengruppen nicht moglich.
Dies wire ein eigenstdndiges Thema, das allerdings fiir IGS dringend einer Bearbeitung bedarf.
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diglich organisatorische MaBBnahme nicht stringent zu sozialem Lernen und Verhalten
fiihrt.

Die Zielsetzung ,,soziale Integration* hat fiir die IGS vielmehr prinzipiell bei allen
Entscheidungen eine korrektive Funktion zu erfiillen. Die These freilich, dass als Fol-
ge optimaler ,,integrativer schulischer Bedingungen ,,soziales Verhalten* auch prak-
tiziertes Verhalten von Schiilern aul3erhalb der Schule sein wird, kann in Anbetracht
realer gesellschaftlicher Bedingungen nur durch wissenschaftlich-empirische Unter-

suchungen verifiziert oder falsifiziert werden.
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Leitideen, Zielsetzungen,
allgemeine Lernziele

Gliederung des
Gesamtlehrplanes

Status der Facher
bzw. Fachbereiche

Teillernziele und
Lerninhalte

Stellenwert und

Praxis der Leis- Integration <--> Desintegration

tungskontrolle

Qualifikationen und
Abschlisse

Grad der Demokra-
tisierung; ,,Klima“
der Schule

Unterrichts-
organisation

Schulorganisation

Schulbau- und
sachliche Ausstat-
tung

Lehrerausbildung

Einstellung von
Lehrern und Eltern

Abbildung 1: Bezugssystem der je nach ihrer Bewertung integrationsfordernden oder integra-
tionshemmenden Faktorengruppen.

(9

Die jeweilige Bewertung bestimmt, ob das Pendel mehr in Richtung ,,Integration’

oder ,,Desintegration* anschlégt.
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Abbildung 2: Mégliche Bewertungstendenzen der Faktorengruppe aus Darstellung 1
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2.5 Zum Problem der Zielsetzung ,,Demokratisierung®

Die Forderung nach ,,Demokratisierung* der Schule ist den Zielsetzungen ,,Gleichheit
der Bildungschancen* und ,Integration® inhdrent. Wir konnen sagen, dass sich der
Grad der Demokratisierung einer Schule an der Bewertung und damit an der Realitit
derjenigen Faktoren erweist, die die Qualitdt dieser beiden von der IGS nicht zu tren-
nende Leitziele bestimmen. Demokratische Prinzipien und Verhaltensmuster miissen
demzufolge iiberall im komplexen Strukturgefiige einer IGS sichtbar werden. Diese
grundsétzliche Forderung schlieBt eine Reduzierung auf einzelne isolierte Bereiche,
wie z.B. den der Schiilermitverantwortung oder den der Schulverfassung, aus.

Ein solches Demokratieverstindnis wollen wir zundchst mit H. v. Hentig bezeich-
nen als den Prozess ,.einer stindigen Verdnderung der Zustinde auf die nie erfiillte
Moglichkeit hin, dass alle von einer Entscheidung betroffenen Personen diese zu ih-
rem Teil mitbestimmen.***

Mitbestimmung und Transparenz aller Entscheidungsprozesse sind zwei zentrale
Kategorien, an denen der Prozess der Demokratisierung sichtbar wird. Mitbestim-
mung in der Schule zu fordern heif}t, den beteiligten Gruppen, also den Schiilern, Leh-
rern und Eltern, ein Mitbestimmungsrecht zu sichern, das sich auf all diejenigen Be-
reiche richtet, in denen diese Gruppen legitime Interessen zu vertreten haben. Damit
ist den in der Schule agierenden Gruppen eine Autonomie zugesprochen, die sie unter
den gegenwirtigen Bedingungen nicht haben. Im Gegenteil: Schule ist als Institution
der Gesellschaft an deren Weisungen gebunden; sie hat diese Weisungen als Funkti-
onstrager bisher auch gehorsam und unreflektiert erfiillt. Allerdings ist ihr die in die-
sem Verhiltnis liegende Dialektik kaum jemals zum Problem geworden.

Die GS als Modell bzw. Ziel einer demokratischen Schulreform muss sich dieses
Zusammenhanges bewusst werden und die Demokratisierung ihrer eigenen Strukturen
zur konsequenten Auflage und Forderung an ihre eigene Planung erheben. Tut sie das
nicht, und es gibt Anzeichen dafiir, dass sie bereits im Ansatz diese Chance versdaumt,
wird die alte Mentalitit in die ,,neue* Schule einkehren. Wir werden diesen Gedanken

weiter unten wieder aufnhehmen.

** Hartmut v. Hentig, ,,Die Sache und die Demokratie”, Neue Sammlung 2/1969, Seite 117
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2.5.1 Demokratisierung der Schule als Reaktion auf ein autoritiares
Schulsystem

Das Selbstverstindnis der IGS ist das einer demokratischen Schule. Sie will die auto-
ritdren Strukturen des traditionellen Schulsystems nicht tibernehmen. Folglich miissen
zundchst diese autoritdren Strukturen erkannt und aufgezeigt werden. Erst vor dem
Hintergrund einer kritischen Reflektion wird es gelingen, das Modell einer demokrati-
schen Schule zu entwerfen.

An den Abbildungen Nr. 1 und 2, die unter dem Aspekt der Integration entwickelt
wurden, kann auch der Gesamtzusammenhang, in dem die Forderung nach Demokra-
tisierung schulischer Strukturen steht, aufgezeigt werden.

Es ist leicht einzusehen, dass ausnahmslos alle die in diesen Darstellungen aufge-
fiihrten Faktoren ebenso autoritir wie auch demokratisch angelegt sein konnen; fiir
Lehrer, Schiiler und Eltern also entweder Moglichkeiten der Mit- und Selbstbestim-
mung gewdhren oder verweigern. Das traditionelle Schulsystem verweigert diese
Rechte den genannten Gruppen weitgehend. Fragen wir nach den Ursachen: Das deut-
sche Schulwesen ist das Produkt einer stindischen, autoritdr-hierarchischen Gesell-
schaft des 19. Jahrhunderts. Es hat zahlreiche Relikte, nicht nur seine Dreigliedrigkeit,
bis in die Gegenwart hinein tibernommen. Diese Relikte sind zdhlebig und gegenwir-
tig im Begriff, sich in die Gesamtschulversuche einzunisten. Fachzeitschriften sind
zurzeit geflillt mit groBen, auf den ersten Blick ziemlich fortschrittlich erscheinenden
Anzeigen. Gesucht werden Lehrer fiir IGS, und zwar sduberlich getrennt nach Volks-,
Real- und Gymnasiallehrer, sowie Leiter alter und neuer Provenienz: Jahrgangsleiter,
Stufenleiter, Direktoren, Stellvertreter u.a., auf Lebenszeit natiirlich. Die Kontinuitét
wird gewahrt. Es gilt, diese ,,autoritire* Tendenz bei neuen Versuchen zu verhindern.
Darum miissen deren Ursachen in ihrer gesellschaftlichen Abhiangigkeit gesehen wer-
den. Dem deutschen Schulwesen liegt die Organisationsform der Verwaltungsbiiro-
kratie zugrunde,” also ein System von hierarchisch einander iiber- bzw. untergeord-
neten Amtern mit bestimmten, fest umrissenen Aufgaben und Rechten. Die Position
des Lehrers bzw. die des Schiilers ist in diesem vertikalen System jeweils die unterste.
Vertikal meint, dass definierte Aufgaben unterschiedlicher Gewichtigkeit in vorge-
schriebener Form den Apparat jeweils von oben nach unten durchlaufen und die ,,vor-

gesetzte® Behorde die Verantwortung flir die Tatigkeiten der ihr ,,Unterstellten* zu

> Vgl. dazu P. Fiirstenau, Neuere Entwicklung der Biirokratieforschung und des Schulwesens — Neue
Sammlung, 7. Jg. 1967, Seite 511.
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tragen hat. Im Bereich der Schule und Schulverwaltung verlduft diese hierarchische
Gliederung vom Schiiler iiber den Lehrer, Konrektor, Schulleiter, Schulrat, Regie-
rungsschulrat (Regierungsprisident) zur Kultusverwaltung, wobei die jeweils oberen
Instanzen vornehmlich entscheiden, anordnen und kontrollieren, wahrend die unteren
tiberwiegend Anordnungen ausfiihren und nach ,,oben* dariiber zu berichten haben.

Die Schule selbst — in sich gleichfalls vertikal strukturiert — finden wir in der Py-
ramide dieses Verwaltungsaufbaus als unterste Instanz und mit der Definition von
Ellwein ,,vorschriftsgebunden, dauerbeaufsichtigt, von ihren Vorgesetzten vorformu-
liert und entsprechend unbeweglich, der Initiative entbehrend, jedem Sonderfall ge-
geniiber hilflos — schlechthin also abhingig von dem, was ihr aufgetragen wird.

Wenn dieses System von Abhédngigkeiten in die IGS {ibernommen wird, so ist da-
mit der Weg zur demokratischen Schule versperrt, zumal im komplexen Gebilde
Schule viele Faktoren einander unmittelbar bedingen und beeinflussen.

Es ist daher zu fordern, die Schule aus diesem traditionellen Abhéngigkeitsverhalt-
nis zu l6sen, ihr eine grofere Autonomie zuzugestehen und sie damit in die Lage zu
versetzen, ihre eigene, innere Struktur zu demokratisieren. Dies muss auf der Grund-
lage der Mitbestimmung von Lehrern, Schiilern und Eltern geschehen. So interpretiert
v. Weizdcker Schule ,,im Sinne eines pddagogischen Optimismus nicht als Befehls-
empfanger der Gesellschaft, nicht als langsamstes Schiff im Konvoi der gesellschaft-
lichen Entwicklung, sondern umgekehrt als Quelle des gesellschaftlichen Wandels,

als Avantgarde des gesellschaftlichen Fortschritts.’

Dieser Optimismus scheint uns,
jedenfalls gegenwirtig, zu unwirklich, er wird sich an den Realititen brechen und
damit eine Schulplanung in die Resignation treiben.

Wie bereits eingangs erwihnt, muss die geforderte Autonomie der Schule — die es
erst noch zu erreichen gilt — in ein polares Spannungsverhéltnis zu denjenigen auf3er-
schulischen Kriften treten, die auf sie einwirken, die sie beeinflussen oder mit Forde-
rungen an sie herantreten. So wird liber den Status der Féacher, die Schulabschliisse,
die allgemeinen Lernziele, Zielsetzungen oder Leitideen, die Rechtsstellung der Schu-
le und des Lehrers, die Lehrerausbildung, den Schulbau u.a. nicht oder doch nur sehr
partiell in der Schule selbst entschieden.

Auch die IGS kann sich diesen Zwéngen und Abhingigkeiten nicht entziehen, sie

muss sich vielmehr mit ihnen auseinandersetzen, aber nicht als letztes und abhédngiges

% Thomas Ellwein, Die verwaltete Schule, in: Argument, Heft 31, 1964, Seite 212

*7 Carl Christian v. Weizicker, Uberlegungen zur Demokratisierung des Bildungswesens in der BRD,
in b.e. 1/1969, Seite 14
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Glied in einer hierarchischen Kette, sondern als gleichberechtigter Partner — quasi im
Sinne eines institutionalisierten Konfliktverhéltnisses. Nur unter diesen Bedingungen
kann unserer Meinung nach im Sinne einer realistischen Chance die Autonomie der
Schule interpretiert werden.

In Kenntnis dieser Zusammenhinge sind fiir die Planung von GSen, die sich als
demokratische Schulen verstehen, Konsequenzen abzuleiten:

- die Autonomie der IGS muss im Sinne der oben ausgefiihrten Bedingungen
akzeptiert und realisiert werden, das bedeutet

- die Schulverwaltung muss sich als Partner der IGS verstehen, nicht als
Kontrollinstanz;

- bestimmte gesellschaftliche Gruppen und Institutionen miissen sich der GS
als Partner anbieten bzw. ihre Rolle als Partner erst einmal erkennen, dazu
gehoren die Hochschulen und Universitdten, Elternvertretungen, Berufsver-
biande, Parteien u.a.. ,,Partner* impliziert kein falsches Harmonieverstdndnis,
sondern schliefit Konflikt mit ein;

- die GS muss sich eine demokratische Verfassung geben, die auf der Grund-
lage der Mitbestimmung und Transparenz Entscheidungsprozesse von der
traditionell vertikalen Struktur in eine horizontale iiberfiihrt;

- die Rolle des Lehrers an einer IGS ist neu zu bestimmen, sie darf nicht aus
der traditionellen Dreigliedrigkeit der Schulen und der traditionellen Lehrer-
ausbildung abgeleitet werden; es gibt nur ,,einen* Lehrer an Gesamtschulen
mit gleichen Rechten und gleichen Pflichten (Ubergangslsungen beziiglich
der Rechte z.B. Gehalt werden sich nicht vermeiden lassen, sie diirfen aber
nicht fiir andere Gruppen diskriminierend sein;

- die Rolle des Schiilers ist neu zu bestimmen; er darf nicht bloBes Objekt der
Schule sein, ihm muss das abgesicherte Recht eingerdumt werden, seine In-
teressen wirkungsvoll vertreten zu konnen.

Damit ist aber nur eine Seite des Problems beleuchtet. Wenn wir die Schule nach
thren autoritdren Strukturen befragen, so darf der curriculare Aspekt nicht auller Acht
gelassen werden. Bildungsziele und Lehrpldne werden der Schule — d.h. den Lehrern
und Schiilern — bis heute nicht nur vorgeschrieben, ohne dass diesen Gruppen ein
Mitbestimmungsrecht gewidhrt wird, sie widersprechen auch in ihrer spezifischen
Ausrichtung auf die traditionellen drei Schultypen demokratischen Grundsitzen, weil
sie mit vorbestimmten, qualitativ unterschiedlichen Berechtigungen gekoppelt sind.

Es ist davor zu warnen, dass die IGS die traditionelle Lehrplanstruktur beispiels-

weise durch ein System von Leistungskursen reproduziert. Es ist aber auch nicht da-
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mit getan, dass aus den vorhandenen Lehrpldnen ein neuer ,,gesamtschulspezifischer*
unreflektiert herausgefiltert wird. Wir meinen, dass nur auf der Grundlage einer mo-
dernen Curriculumreform eine auch von den Inhalten her bestimmte Demokratisie-
rung der Schule initiiert werden kann. Mit dieser Arbeit ist allerdings die einzelne IGS
bei weitem iiberfordert, und somit sind die Chancen einer Verwirklichung dieser Ziel-
setzung von Bedingungen abhingig, auf die die Schule selbst nur geringen Einfluss
hat.

Erst im Zuge einer Curriculumreform wird auch die Beurteilung der Schiilerleis-
tung auf eine gerechtere Basis gestellt werden konnen. Die jetzige Praxis der Leis-
tungsbeurteilung ist ja ein besonders krasses Relikt einer undemokratischen Schule.
Sie wurde aus dem vorigen Jahrhundert ohne wesentliche Anderung {ibernommen,
wird weitgehend von subjektiven Kriterien bestimmt, belohnt Anpassungsleistungen
und bestraft Abweichungen. Nun hat aber dieses Priifungs- und Bewertungswesen
dadurch eine eminente Bedeutung fiir die Schullautbahn des einzelnen Schiilers, in-
dem es tliber

- Versetzung oder Sitzenbleiben

- die Einweisung in die Sonderschule

- die Zuweisung zu — oder der Verbleib auf — bestimmten Sekundarschultypen

- die Berechtigungen fiir den Zugang zu unterschiedlichen Berufsausbildun-
gen

entscheidend mitbestimmt.” Darum muss die Leistungsbeurteilung in einer demo-
kratisch sich verstehenden Schule auf zuverldssigen, objektiven und vergleichbaren
padagogischen Maf3stdben beruhen.

Fiir Ingenkamp sind angemessene Verfahrensweisen zur Feststellung und Bewer-
tung der Leistungen ,eine der wichtigsten Voraussetzungen fiir den Erfolg jedes

Schulsystems.“®

Es wire allerdings vermessen anzunehmen, solche Verfahren kénn-
ten von einer IGS-Planungsgruppe ohne Hilfen von Experten erarbeitet werden. Da-
her sind Ubergangslosungen unvermeidbar. Sie sollten jedoch den Intentionen einer
objektiven Leistungsbeurteilung entsprechen, also z.B. lernzielorientiert ausgerichtet

sein und den Lernzustand des einzelnen Schiilers beschreiben.

*¥ Vgl. Karlheinz Ingenkamp, Moglichkeiten und Grenzen des Lehrerurteils und der Schultests. — In:
Begabung und Lernen, Deutscher Bildungsrat — 4 —, Seite 426

> Vgl. Ingenkamp, a.a.0., Seite 408
% vgl. Ingenkamp, a.a.0., Seite 407
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Die Frage nach dem Stellenwert der Leistungsbeurteilung stellt sich der IGS jedoch
noch in einem andren Zusammenhang. Wéhrend ihre Zielsetzungen und ihre Begriin-
dungsargumente Kritik am System der Leistungsbeurteilung des traditionellen Schul-
systems implizieren, ist sie selbst unter diesem Aspekt der Kritik von zwei Seiten
ausgesetzt. Einmal von ihren ,,rechten* Gegnern, indem diese der IGS eine Leistungs-
nivellierung unterstellen, die sich ,,nach der letzten Bank* ausrichtet®’, zum anderen,
indem die ,,linke* Kritik eine zu erwartende Effektivitits- und Leistungssteigerung,
die z. B. in der Steigerung qualifizierterer Abschliisse zum Ausdruck kommt, gleich-
setzt mit unkritischen und angepassten Schiilern, deren Fahigkeiten in verstirktem
Malfe der herrschenden Schicht zu gute kommen und die somit systemstabilisierend
wirken.®

Es ist hier nicht der Raum, um auf diese beiden Ansétze ausfiihrlich einzugehen.
Indem die IGS operational beschreibt, was sie unter Gleichheit der Bildungschancen,
soziale Integration, Demokratisierung und Emanzipation versteht, indem diese Ziel-
setzungen also ihre Strukturen bestimmen, entbehrt eine solche Kritik der Grundlage

und entlarvt sich selbst als doktrindrer Ideologismus.

2.5.2 Weitere Vorschliage fiir eine Konkretisierung

Im Folgenden sollen auf der Grundlage der obigen Ausfiihrungen weitere Vorschlige
zur Demokratisierung der Schulstrukturen gemacht werden. Eine ,,Konkretisierung*
bis ins Detail kann unseres Erachtens nur durch die Betroffenen selbst erarbeitet wer-
den, da differierende Interessen und Sachzwénge erst unter den konkreten Bedingun-
gen selbst transparent werden. Die Vorschldge stecken daher nur einen duleren Rah-

men ab.
2.5.2.1 Grundsdatze fiir eine demokratische
Gesamtschulverfassung

,Glaubwiirdig kann eine IGS ihre Aufgaben nur verwirklichen, wenn sie in die Lage

versetzt wird, sich eine demokratische Schulverfassung zu geben, die den Wider-

%1 Vgl. Felix v. Cube, Gesamtschule aber wie? 3. —a.a.0., Seite 6

62 Vgl. Wulf Hopf u. Ulf Preuss-Lausitz, Probleme der GS, in: Blitter fiir deutsche und internationale
Politik — 3/70, Seite 285ff.

und C. H. Evers u.a., Halt beim RiickstoB3-Prinzip? b:e 3/1971, Seite 35ff. und
vgl. Die differenzierte GS — hrsg. von A. Rang, Seite 208ff.
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spruch zwischen der tiberkommenen hierarchischen Verwaltungsstruktur der Schule
und einem modernen Verstindnis von Bildung und Erziehung aufhebt.*“*

Die Konsequenz dieser Forderung ist eine erhebliche Erweiterung der Entschei-
dungsspielrdume der einzelnen Schule und damit eine relative Unabhédngigkeit von
Schulverwaltung und Schulaufsicht im Sinne einer ,,materiellen Selbstverwaltung®.
,Materielle Selbstverwaltung bedeutet nicht die formelle und institutionelle Verselb-
stindigung der einzelnen Schule als mittelbare Staatsverwaltung durch juristische
Personen des offentlichen Rechts, sondern einen Verdichtungsgrad von dezentralisier-
ten Kompetenzen, der das bisherige Subordinationsverhéltnis der einzelnen Schule
auf der untersten Stufe einer Verwaltungshierarchie abldst zugunsten einer stindigen
Kooperation zwischen den innerschulischen und auBlerschulischen Organen der Lei-
tung und Verwaltung des Schulwesens.“**

Eine GS-Verfassung sollte nicht von einer ,Schule als konfliktlose Institution’ aus-
gehen, sondern beriicksichtigen, dass es Interessenkonflikte zwischen Personen und
Gruppen gibt, die in der Schule ausgetragen werden miissen. Diese Konflikte sollten
nicht verdeckt oder harmonisiert, sondern offengelegt und ausgetragen werden.®

So kénnen wir bei dem Lehrer-Schiiler-Verhiltnis von einer institutionalisierten
Konfliktbeziehung sprechen.

Kooperation, Mitbestimmung, Transparenz und Kontrolle sind die zentralen Be-
griffe, an denen die Qualitit einer demokratisch ausgerichteten inneren GS-
Organisation gemessen werden sollte. Somit ist ein Organisationsmodell nicht Selbst-
zweck, sondern an qualitativen Kriterien ausgerichtet.

Der Einfluss auf die Zusammensetzung bzw. Ergénzung des Kollegiums durch Or-
gane der Schule selbst ist eine Grundvoraussetzung fiir das Funktionieren eines sol-

chen Modells.®

% Siehe Anhang 1, ,,Strukturplan®, Seite 149 — Schulverfassung
% Deutscher Bildungsrat — Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamtschulen, Seite 117

% Vgl. Entwurf einer Schulverfassung fiir die Ernst-Reuter-Schule GS — in der Nordweststadt — ver-
vielfaltigtes Manuskript — Seite 4

% vgl. Deutscher Bildungsrat, Einrichtung von Schulversuchen mit GS, Seite 119 — hier sind noch
weitere Vorschlidge zu dieser Frage aufgezeigt.
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2.5.2.3 Erldauterung zum Organisationsmodell®”

I. SCHULKONFERENZ

a. Zusammensetzung
Alle Lehrer und piddagogischen Mitarbeiter, 24 Schiiler (4 je Jahrgangsstu-
fe), 24 Elternvertreter (4 je Jahrgangsstufe), 1 Vertreter des Schultrégers.

b. Aufgaben
Die Schulkonferenz ist das oberste Selbstverwaltungsorgan der Gesamtschu-
le. Sie beschlieBt iiber alle wichtigen und grundsétzlichen Fragen, die innere
Verfassung der Schule, die Bildung von Ausschiissen, wéhlt die Schullei-
tung und ist letzte Instanz in Streitfragen.
Die Schulkonferenz wéhlt aus ihrer Mitte ein dreikdpfiges Prisidium, das
die Konferenzen leitet und vorbereitet und alle Konferenzteilnehmer ausrei-

chend informiert.

II. SCHULLEITUNG

a. Zusammensetzung
gleichberechtigte Koordinatoren, die auf 4 Jahre von der Schulkonferenz
gewihlt werden

b. Aufgaben
Leitung der Gesamtschule nach den Gesetzen des Landes Niedersachsen
und nach den Beschliissen der Schulkonferenz, des Kooperations- und des
Hauptausschusses

III. KOOPERATIONSAUSSCHUSS
a. Zusammensetzung
Koordinatoren, alle Fachbereichsleiter, alle Stufenleiter, die Vorsitzenden
der Zentralausschiisse, 2 Schiiler, 2 Elternvertreter, ein Vertreter der pada-
gogischen Mitarbeiter
b. Aufgaben
Der Kooperationsausschuss soll die Funktion einer erweiterten Schulleitung

erfiillen. Schnelle, aber wichtige Entscheidungen sollen von ihm getroffen

%7 Das Modell ist in Anlehnung an das Organisationsmodell der Ernst-Reuter-Schule (vgl. PZ 3/70 —
GSen — Informationsdienst, Seite 64ff, und an ein Modell der IGS Braunschweig-West (unverdf-
fentlichtes Manuskript)) entwickelt worden. Siehe auch Deutscher Bildungsrat, Einrichtung von GS,
Seite 117ff.
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werden. Thm obliegt die Koordination der Arbeit der Ausschiisse und
Konferenzen und die Beratung der Schulleitung. Er hat Vorschlags- und Ve-

torecht bei der Einstellung von Lehrern.

IV. HAUPTAUSSCHUSS

a. Zusammensetzung
Schiiler, 3 Elternvertreter, 3 Lehrer, 1 Vertreter der padagogischen Mitarbei-
ter (sie werden von den zustindigen Gremien gewahlt, z.B. die Elternvertre-
ter vom Elternrat)

b. Aufgaben
Kontrolle liber die Ausfithrung und Einhaltung von Beschliissen der Schul-
konferenz, der Stufenkonferenzen, der Fachbereichskonferenzen und der

Zentralausschiisse, Schlichtung von Streitfdllen, Wahlausschuss.

V. FACHBEREICHSKONFERENZEN

a. Zusammensetzung
Alle im Fachbereich titigen Lehrer und padagogische Mitarbeiter, Schiiler-
vertreter

b. Aufgaben
Planung und Durchfithrung von Unterrichtsvorhaben, Festlegung von Krite-
rien zur Schiilerbeurteilung, Abstimmung der Pline, Planung der Unter-
richtsorganisation, Ausarbeitung bzw. Auswahl neuer fachlicher und didak-

tischer Konzepte, Auswahl von Lehr und Lernmitteln

VI. STUFENKONFERENZEN

a. Zusammensetzung
Alle Lehrer, die in einer Stufe unterrichten, zu gleichen Teilen Schiiler und
Elternvertreter

b. Aufgaben
In den Stufenkonferenzen sollen vornehmlich die padagogischen Probleme
der jeweiligen Stufe beraten werden. Dazu gehoren Fragen des sozialen Be-
reichs der Gesamtschule, Schulveranstaltungen, Freizeit und das Verhéltnis

zwischen Lehrern, Schiilern und Eltern.

VIL. ZENTRAL-AUSSCHUSSE
a. Zusammensetzung

Interessierte Lehrer, Schiiler, Elternvertreter
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b. Aufgaben
Planung, Koordination und Losung von speziellen Problemen, die fiir alle
Fachbereiche und Stufen und fiir die Schule als Ganzes auftreten.
Es konnen auch fiir zeitlich begrenzte Probleme Zentral-Ausschiisse ge-
griindet werden. Die im Organisationsmodell aufgefiihrten vier Ausschiisse

sind als ein exemplarischer Vorschlag zu verstehen.

Anmerkung:
Das Modell ist auf eine voll ausgebaute IGS der Sekundarstufe I abgestellt. In der

Aufbauphase werden in einzelnen Bereichen Abweichungen notig sein.

2.5.2.4 Bestimmung der Schiilerrolle an einer IGS

Die soziale Rolle des Schiilers in den traditionellen Schulen beschreibt W. Klafki zu-
sammenfassend wie folgt: ,,Schiilern ist keinerlei Autoritdtsausiibung institutionell
gestattet, und innerhalb der Schulhierarchie ist die Schiilerrolle darauf angelegt, Wei-
sungen und Befehle ,von oben’ zu empfangen und auszufithren, Antworten auf die
vom Lehrer gestellten Fragen zu erteilen und allgemein nur auf Initiative des Lehrers
zu reagieren. <

Es ist einsichtig, dass die Zielsetzung der IGS eine neue Definition der Schiilerrolle
erfordert. In dem im vorangegangenen Abschnitt erlduterten Organisationsmodell sind
dem Schiiler daher Mitbestimmungsrechte eingerdumt, die sich nicht lediglich auf
periphere Bereiche erstrecken, sondern sowohl auf personelle (z.B. bei der Wahl von
Leiterpositionen) wie auch auf organisatorische und curriculare. Damit wiren die
formellen Voraussetzungen fiir eine Befreiung des Schiilers aus seiner abhidngigen
und unmiindigen Position geschaffen.

U.E. liegt in der Moglichkeit der Mitwirkung bei der Auswahl von Lerninhalten
und der Beteiligung an der Festsetzung bzw. Definition von Beurteilungskriterien
eine der grofiten Chancen, die Schul- und Lernmotivation der Schiiler positiv zu be-
einflussen. Wir sehen in diesen MafBlnahmen auch eine Voraussetzung dafiir, dass

Schiiler ihre Schulzeit nicht mehr bloB als mehr oder weniger passive Objekte erle-

% Wolfgang Klafki, Die Problematik der piadagogischen Institutionen: Die Analyse der Binnenstruk-
tur, in: Funkkolleg Erziehungswissenschaft — Studien — Begleitbrief 2, Seite 48
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ben.”” Darum kommt auch der Beteiligung von Schiilervertretern an den Fachbe-
reichskonferenzen eine zentrale Bedeutung zu. So sieht z.B. der ,,Entwurf einer
Schulverfassung fiir die Ernst-Reuter-Schule fiir die Fachkonferenzen eine anteils-
maBige Beteiligung von Schiilern ,,entsprechend der Anzahl der anwesenden Lehrer*
vor, bis zum 9. Schuljahr allerdings nur mit beratender Stimme’, wihrend die Ver-
fassung der IGS Braunschweig-West ein volles Mitbestimmungsrecht vom 5. Schul-
jahr an vorsieht.”' Es wire durch ein kontrolliertes Experiment zu iiberpriifen, ob eine
Beteiligung bereits in der 5. Klasse eine vertretbare Regelung ist. Auch durch ein fle-
xibles Differenzierungssystem — implizit einem umfangreichen Angebot an alternativ
wihlbaren gleichwertigen Kursen — wird der Entscheidungsspielraum der Schiiler im
Vergleich zum traditionellen Schulsystem erheblich erweitert.

Bisher haben wir die verdanderten Rollenerwartungen an die Schiiler aus der Sicht
der Schule beschrieben. Das Problem gewinnt eine andere Dimension aus der Per-
spektive der Schiiler selbst als soziale Gruppe. Schiiler haben — bezogen auf den
Raum der Schule — spezifische Interessen gegeniiber

- der Schule als Institution;

- den Lehrern;

- dem Lehrplan und dem Beurteilungssystem

- den Mitschiilern mit dem Ziel einer effektiven Organisation ihrer Interessen.

Die giiltigen rechtlichen Grundlagen’® bieten allerdings keine ausreichende Grund-
lage fiir eine Verwirklichung der von beiden Seiten — der IGS und der Schiiler — in-
tendierten Erwartungen. Eine Emanzipation der Schiilerrolle verlangt erweiterte
rechtliche Bedingungen, in denen sich eine Schiilerinteressenvertretung (SIV) organi-
sieren kann. Die Voraussetzungen dafiir miissen im Rahmen der Schulversuchspro-
gramme erwirkt werden.

Den Schiilern ist ihre so definierte Rolle als konkrete Erfahrung durch die voran-
gegangene Schulzeit weitgehend unbekannt. Bewusstseins- und Verhaltensdnderun-
gen werden daher auch durch Verdanderungen im oben angefiihrten Sinne nicht kurz-

fristig, sondern nur als Folge eines Lernprozesses zu erwarten sein, und schlielich

% Durch eine versuchsbegleitende wissenschaftliche Untersuchung sollte diese hypothetische Aussage
tberpriift werden.

" Vgl. Entwurf einer Schulverfassung fiir die Ernst-Reuter-Schule in Gesamtschulinformationsdienst
3-70, PZ, Seite 70

"I Unveréffentlichtes Manuskript der IGS Braunschweig-West

7 Siehe vorldufige Richtlinien zur Schiilermitverantwortung — Schulverwaltungsblatt fiir Niedersach-
sen — Erlass vom 16. Sept. 1968 — 111/1/7 — 3000/68/V/E 1, Seite 1{f.

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



69

auch nur dann, wenn sich die Lehrer mit dem Ziel einer Emanzipation der Schiilerrol-

le identifizieren.”

2.5.2.5 Bestimmung der Lehrerrolle an einer IGS

Die traditionelle Lehrerrolle widerspricht den Zielsetzungen der 1GS. Sie wurde ge-

pragt durch eine Reihe von Erwartungen und Bedingungen, die sich ihrerseits als Bar-

rieren fiir eine emanzipierte Lehrerrolle erwiesen haben. Dadurch wurde die soziale

Rolle des Lehrers selbst zum Hemmfaktor fiir demokratische, innovative Verdnde-

rungen.

An den nachstehend aufgefiihrten Barrieren konnen quasi komplementér die

neuen und anderen Funktionen eines IGS-Lehrers deutlich gemacht werden. Gemeint

sind:

Nun

die hierarchische Schulstruktur;

die Verwaltungsstruktur der Schule;

der Beamtenstatus des Lehrers;

die Kontrollmechanismen der Verwaltungshierarchie und ihre Funktion;

die traditionell vorgegebenen Zielsetzungen der Schule und Lehrinhalte des
Unterrichts

das traditionelle Lehrer-Schiiler-Verhéltnis

die psychologische Determination der Lehrerrolle (Adorno)’™

die Lehrerausbildung

das aus diesen Faktoren resultierende Selbstverstindnis der Lehrer.

haben allerdings Untersuchungen zur Rollenproblematik zwei wichtige Er-

gebnisse erbracht:

1. Individuell vollzogene Abweichungen von vorgeschriebenen Rollen sind

sehr selten;
individuelle Verhaltensweisen werden durch Rollenzwinge entscheidend
eingeengt oder gechemmt — d.h. institutionelle Rollenzwinge sind von grof3e-

rer Intensitit als personliches Engagement.”

7 Vgl. dazu Hermann Giesecke, Unterrichtsziele im Sozialkundeunterricht in der differenzierten GS —
in: Deutscher Bildungsrat — Gutachten und Studien der Bildungskommission, 12, Lernziele der GS,
Seite 55ff.

7 Vgl. Th. W. Adorno, Tabus iiber den Lehrerberuf, in: Neue Sammlung, 5. Jg. 1965, Seite 487f.
7 Vgl. W. Klafki, Die Problematik der padagogischen Institution, in: Funkkolleg, Heft 2, a.a.0., Seite

48/49
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Diese Erkenntnisse machen deutlich, dass eine Verdnderung der Rolle des Lehrers
sowohl eine Verdnderung des Bewusstseins und der Selbstdefinition als auch der Rol-
lenerwartungen (= Uberwindung der Barrieren) voraussetzt. Beide Bedingungen, die
individuellen und die institutionellen, stehen in einer Wechselbeziehung zueinander.

Indem also — den implizit im Organisationsmodell (Pkt. 2.5.2/3) enthaltenen Forde-
rungen folgend —

- der GS das Recht einer ,,materiellen* Selbstverwaltung eingerdaumt wird;

- alle Entscheidungsprozesse auf der Grundlage der Mitbestimmung und
Transparenz getroffen werden,;

- alle sogenannten Leiterfunktionen von ihren Funktionen her begriindet und
durch Wahl auf Zeit besetzt werden;

- zentrale pddagogische und didaktische Entscheidungen in Fachkonferenzen
unter Mitwirkung von Schiilern und ggf. von Eltern fallen;

- die Schiilerrolle aus ihrer Abhédngigkeit befreit wird,

wird sich auch die Lehrerrolle in Richtung auf Emanzipation hin wandeln.

Die Arbeit an einer IGS verlangt vom Lehrer Féhigkeiten, in denen er bisher nicht
ausgebildet wurde. Dazu gehoren z.B. Kooperation und Teamarbeit innerhalb eines
Fachbereichs und iiber Fachbereichsgrenzen hinaus, team-teaching, Ubernahme von
Beraterfunktion und Tutorentétigkeit. Ein IGS-Lehrer kann unter dem Anspruch einer
modernen Curriculumplanung und Revision Spezialist nur in einem

Fachbereich und/oder in einem piddagogischen Teilbereich — z.B. Laufbahnbera-
tung, Fachmann fiir Tests — sein. Dariiber hinaus muss er die Funktion eines Tutors
fiir eine Schiilergruppe iibernehmen, die sich vor allem von der des Klassenlehrers
dadurch unterscheidet, dass sie mehr eine beratende als eine kontrollierende ist.

Die Verdnderung der Schiiler- und der Lehrerrolle ist, wenn sie den skizzierten
Grundsétzen folgt, selbst ein Stiick verwirklichte Demokratisierung und zugleich eine

zentrale Voraussetzung fiir eine Demokratisierung der Schule.
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3. Lehrplan und Curriculum in der Gesamtschule

3.1 Definition der Begriffe ,,Lehrplan® und ,,Curriculum®

Diese beiden Begriffe werden in der Literatur nicht immer eindeutig verwendet. Da-
rum wollen wir eine Klarung den folgenden Ausfiihrungen voranstellen.

In den meisten Féllen werden die Begriffe Lehrplan und Curriculum synonym ge-
braucht, verbunden mit der Forderung nach einer Erneuerung, nach einer Lehrplan-
und Curriculumrevision. Andere Autoren setzten Lehrplan und Curriculum voneinan-
der ab, indem sie den Lehrplan — im traditionellen bzw. engeren Sinne’® — auf ein
Curriculum hin reformieren wollen. Dabei wird dem Curriculum die Aufgabe zuge-
sprochen, Lernziele, Inhalte, Verfahren und Kontrolle in einem Zuge zu durchdenken.

Eine dhnliche Definition wird von Haller gegeben, wenn er einen engeren von ei-
nem weiteren Bezugsrahmen abgrenzt. Danach ist ein Curriculum ,,im engeren Sinne
der Lehrplan, in dem Lernziele und Inhalte aufgefiihrt sind. Im weiteren Sinne auch
die Angaben der Mittel, mit denen die bestimmten Lernziele erreicht werden sollen
(...); damit wird das Curriculum zu einer Handlungsanweisung fiir den Unterrichtsab-
lauf*.”’

Eine abstraktere, aber in der Substanz identische Formulierung gibt Doris Knab.
Danach zielt die Wiederaufnahme des Begriffs Curriculum (im weiteren Sinne) ,,auf
die Entwicklung eines wissenschaftlichen Instrumentariums, das eine systematische
Neubestimmung der Aufgaben der Schule erlaubt. Sie problematisiert sowohl die ge-
genwirtigen Kodifikationsformen dieser Aufgaben wie der verschiedenen voneinan-
der isolierten Ansitze einer systemimmanenten Revision, mogen sie nun von ins Au-
ge fallenden Defiziten der Lehrpldane oder des diesen zugeordneten Unterrichtsprozes-

«78

ses ausgehen’” Mit der Infragestellung der gegenwirtigen, also traditionellen, Auf-

gaben der Schule und der Forderung nach einer Neubestimmung der Lernziele, die

76 Vgl. Doris Knab, Curriculumforschung und Lehrplanreform, Seite 50, abgedruckt in: Mitteilungen
der Kommission zur Reform der Hess. Bildungspliane, Heft 1, Nov. 1969

"7 H.-D. Haller, Glossar wichtiger hochschuldidaktischer Begriffe, in: K. H. Flechsig u.a., Blickpunkt
— Hochschuldidaktik 8 — Heft 8, Seite 120

8 Vgl. Doris Knab, a.a.0., Seite 48 — es wird darauf hingewiesen, dass der Begriff C. in der pidagogi-
schen Diskussion kein neuer ist, sondern z.B. bereits von Morhof D. G. (1639-1691 verwendet wur-
de. —S. dazu auch S. B. Robinsohn, Bildungsreform als Revision des Curriculum, Seite 1
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mit dem Begriff Curriculum verbunden ist, wird zugleich die umfassende schulpoliti-
sche Relevanz dieser (In-)Fragestellung angezeigt.

Eine zusammenfassende und erkldrende Definition des Lehrplans gibt H. Vogt:
,Der Lehrplan ist die systematisch geordnete und schriftlich fixierte Gesamtheit —
meist staatlich legalisierter — unterrichtsbestimmender (...) Aussagen unterschiedli-
cher Ausfiihrlichkeit, Vollstindigkeit und Verbindlichkeit dariiber,

1. welche speziellen (...) Lernziele (...),
in welcher Schulart, Bildungsstufe, Klasse, Schuljahresabschnitt usw.,
in welchen Sachbereichen (...),
anhand welcher Lehrstoffe (...),
mit welchen Methoden und Organisationsformen,
mittels welcher Medien (...),

mit jeweils welcher Gewichtung, Verteilung und Wechselbeziehung (...),

® NS

zur Verwirklichung welcher generellen (Gesamt-)Erziehungsziele (...)

von den betreffenden Lehrenden und Lernenden unterrichtlich realisiert werden
soll«.”

Die von Vogt verwandte Formulierung ,,unterschiedliche Ausfiihrlichkeit ...* ist
bekanntlich mehr negativ zu werten, da die gegenwirtig fiir die Schulen ,,verbindli-
chen® Lehrpldne (gemeint sind die Richtlinien der Kultusministerien oder schulinter-
ne Lehrpldne, die in der Regel reine Stoffsammlungskataloge sind) bisher jedenfalls
keine eindeutigen Angaben iiber Lernziele, ihre Operationalisierung, ihre Uberpriif-
barkeit und Kontrolle enthalten, so dass die genannten acht Kriterien in ithrer Voll-
stindigkeit eher auf eine Forderung hinzielen, nicht aber gegenwértige Lehrplidne
identifizieren. Dagegen fordert Klafki: ,,Lehrpldne miissten

1. klare Angaben iiber die Ziele, die der Schulunterricht anstrebt, enthalten,
und sie miissten
2. in liberpriifbarer Weise angeben, mit welchen Inhalten, Mitteln, Medien die-
se Ziele erreicht werden sollen und an welchen Kriterien oder Mal3stdben
man Uberpriifen kann, ob die gesetzten Ziele erreicht sind oder nicht erreicht

Sind «80

7 Hartmut Vogt: ,,Schulreform, Lehrplanrevision und Lernzielbestimmung® — Deutschland Archiv Nr.
2 (10.10.1969), abgedruckt in: Mitteilungen der Kommission zur Reform der Hess. Bildungspléne,
Heft 2, Febr. 1970, Seite 67.

Vogt fithrt im Zusammenhang mit dieser Definition folgende Autoren an:
P. Heimann, W. Schulz, G. Otto, W. Klafki, B. S. Bloom u.a.

% 'W. Klafki, Curriculum Tagung 18./19.4. 1969 in Kassel/Reinhardswaldschule, Seite 13
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Lehrpléne in diesem erweiterten Sinne wollen wir im Folgenden als Curricula bzw.
als Curriculum bezeichnen, wihrend wir den Begriff Lehrplan im traditionellen Sin-
ne, also nach modernem padagogischen Verstindnis als revisionsbediirftig verwenden

werden.®!

3.2 Notwendigkeit einer Lehrplanrevision fiir die
Gesamtschule

Die GS ist gegenwirtig — und wahrscheinlich auch noch fiir lange Zeit — sowohl bil-
dungspolitisch als auch in ihrem eigenen Selbstverstindnis eine — wenigstens im
Konzept bestehende — Alternative zum dreigliedrigen Schulsystem. Diese alternative
Position, die sich vordergriindig in einer Integration von Haupt-, Real- und Oberschu-
le unter einem organisatorischen Konzept duBert, wiirde unglaubwiirdig und wére
kaum in der Lage, die in sie gesetzten Erwartungen zu erfiillen, wenn mit der organi-
satorischen Reform nicht zugleich eine Neubestimmung der Aufgaben und Ziele der
(Gesamt-)Schule und in deren Folge eine grundsitzliche und radikale Reform der
Lehrpliane, der Methoden wie der Bewertungs- und Beurteilungsformen einherginge.

In den vorangegangenen Ausfiihrungen ist ja auch deutlich zum Ausdruck gekom-
men, dass nur organisatorische Verdnderungen des Schulsystems Scheinreformen
sind, dass sich die Substanz der GS nicht von den traditionellen Schulen unterschei-
den wiirde, wenn Ziele und Inhalte die alten blieben. Die Curriculumentwicklung und
die Curriculumrevision ist ein notwendiger, ja wahrscheinlich der wesentliche Be-
standteil der Schulreform.

Die Frage nach den Zielen und Inhalten des Lehrens und Lernens ist speziell in der
GS in ganz besonderer Weise akut. Einerseits durch den Anspruch auf Integration von
Schiilern unterschiedlicher Begabungsstruktur, also potenzieller Haupt-, Real- und
Gymnasialschiiler, andererseits durch die Notwendigkeit, differenzierte Abschliisse
anbieten zu miissen. Daraus folgt, dass die herkdmmlichen Bildungspliane, Lehrbii-
cher etc., die auf ganz bestimmte, vorformulierte traditionelle Abschliisse hin ange-
legt sind, von der GS unter dem Aspekt

#! Es sei ausdriicklich darauf hingewiesen, dass diese Definitionen arbeitshypothetischen Charakter
haben. Eine um- und zusammenfassende Definition des Begriffs Curriculum findet sich u.a. bei L.
Huber, Curriculum-Entwicklung und Lehrerfortbildung in der BRD, in ,,Neue Sammlung® Heft 2,
1971, besonders Seite 111 und 113ff.
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- einer individuellen Forderung,
- einer flexiblen Differenzierung und
- ihres inhaltlichen Anspruchs und Niveaus

nicht iibernommen werden konnen. Jede Gesamtschule steht also unter dem
Zwang, Ziele und Inhalte ihres Unterrichts neu bestimmen und formulieren zu miis-
sen. Andererseits ist sie aber als ,,neue* Schule ein Teil des ,,alten* Bildungssystems
und zwangsldufig mit diesem in vielfacher Weise verflochten. Wir verweisen nur auf
die Notwendigkeit einer Anerkennung der Abschluss-Qualifikationen der Gesamt-
schule durch andere Bildungseinrichtungen.

Nun ist erstaunlicherweise nicht eine Diskussion iiber die Revision der {iberalterten
Ziele und Lehrpldne der Schule die Triebfeder fiir eine grundlegende Reform des Bil-
dungswesens in der Bundesrepublik geworden; es war vielmehr, wie D. Knab™ aus-
fiihrt, die Auseinandersetzung iiber die Organisation und Differenzierung des Schul-
systems — also die Diskussion um die GS —, die die Curriculum-Diskussion entschei-
dend initiierte.

In den GS-Versuchen selbst, die sich dem Zwang der Praxis ja nicht entziehen
konnten, sind organisatorische Probleme, und hier besonders Fragen der Differenzie-
rung, auf der Priorititenskala ldngst von Problemen der Lehrplanreform und

Curriculumentwicklung verdringt worden.

3.3 Gegenwartige curriculare Situation an den GS-Versuchen
in der Bundesrepublik

Nach einer Information des padagogischen Zentrums® hat es im Schuljahr 1970/71
insgesamt 39 Schulversuche mit integrierten GS in der BRD gegeben. Diese Zahl hat
sich wahrscheinlich im Schuljahr 1971/72 verdoppelt. Allein in Niedersachsen haben
sieben IGS ihren Unterricht aufgenommen. Damit wére die vom Deutschen Bildungs-
rat®* empfohlene Mindestzahl von 40 Schulversuchen iiberschritten.

Eine wissenschaftlichen Anspriichen gerecht werdende Lehrplanreform, schlecht-

hin die Voraussetzung fiir eine effektive Arbeit in den GSen, gibt es allerdings in der

82 Vgl. Doris Knab, Ansétze zur Curriculumreform in der BRD, in: be, 2/1971, Seite 15
% Vgl. Gesamtschulen-Informationsdienst des Piadagogischen Zentrums (PZ) 4/70, Seite 5
% Vgl. Deutscher Bildungsrat — Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamtschulen, Seite 19
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BRD noch nicht. Man kann mit Doris Knab® bestenfalls von ,,Ansitzen zur
Curriculumreform* sprechen. Dass eine solche umfassende und wirklich fundamenta-
le Reform nicht von dem Kollegium einer oder auch mehrerer GS geleistet werden
kann, haben die einen — die Lehrer — inzwischen erfahren miissen, bei den anderen —
den Schul- und Kultusverwaltungen u.a. — hat es sich wohl inzwischen herumgespro-
chen.® So bedauerlich dieser Zustand auf der einen Seite auch sein mag, so hat er
doch auch positive Auswirkungen gezeigt. Einmal sind wohl an den weitaus meisten
GS Teilcurricula erarbeitet worden, die den traditionellen Lehrplanrahmen bei weitem
iiberschreiten®’, zum anderen ist durch die Notwendigkeit einer Beschiftigung mit
den Problemen der Lehrplanreform und Curriculumentwicklung bei den beteiligten
Lehrern ein Informations- und Bewusstseinsstand erreicht, der als bedeutender Faktor
bei der Verwirklichung und als Voraussetzung fiir das Umsetzen dieser Reformbe-
strebungen gewertet werden darf.

Durch diese von der Basis, von der Praxis ausgehenden innovativen Tendenzen ist
die wissenschaftliche Curriculumforschung sozusagen in Zugzwang geraten.

Es ist jetzt an ihr, den objektiv unbefriedigenden Zustand der GSen zu verbes-

sern.® Vorerst jedoch heiBt es fiir die GSen, um mit H. Mastmann zu sprechen, ,,den

8 Vgl. Doris Knab, b ¢, 2/71, a.a.0., Seite 15

% Nur Hessen hat bereits 1968 entsprechende Konsequenzen gezogen und eine Lehrplankommission
eingesetzt, die ohne den Riickhalt einer ausgebauten Curriculumforschung, aber in Einklang mit den
Forderungen wissenschaftlicher Curriculumreform, Lehrpléne fiir die Sekundarstufe I — verwendbar
fiir GS wie flr traditionelle Schulen — entwickeln soll (vgl. D. Knab, a.a.0., Seite 17. Vergleichbare
Einrichtungen gibt es in anderen Bundesldndern bzw. auf Bundesebene noch nicht.

¥7'S0 sind z.B. in NRW durch ein auf Landesebene koordiniertes System von Fachbereichsarbeits-
gruppen, in die die einzelnen GSen aus ihrem Kollegium qualifizierte Fachvertreter entsenden und
die durch Fachwissenschaftler erginzt werden, eine Reihe von Teilcurricula besonders aus den
Fachbereichen Gesellschaftslehre und Sprachen erarbeitet und iiber einen zentralen Verteiler allen
GS zur Verfligung gestellt worden. Ein dhnliches System ist in Niedersachsen im Entstehen. Grof3e-
re, z.B. durch die Stiftung VW geforderte Projekte sind fiir GS gegenwirtig noch nicht erreichbar,
da sie sich erst in der Entwicklung befinden (genauere Hinweise dazu siehe D. Knab, a.a.O., Seite
18ff.)

8 Wir wissen wohl, dass eine Curriculumreform eine ,,iiberregionale* Aufgabe ist. Aber diese Er-
kenntnis sollte nicht als Argument einer Ausrede fiir fehlendes eigenes Engagement von den zu-
staindigen Abteilungen bzw. Fachvertretern der Hochschulen benutzt werden,. Es gilt vor allem, die
Lehrerausbildung mehr als bisher geschehen, auf kiinftige Entwicklungen, Reformen und Modelle
hin auszurichten. Dazu bedarf es allerdings einer regionalen wie iiberregionalen Kooperations- und
Koordinationsbereitschaft. Prinzipiell sollte sich jeder didaktische Fachbereich mit der
Curriculumentwicklung eben seines Fachgebietes nicht nur unter hochschuldidaktischen, sondern
auch unter schuldidaktischen Gesichtspunkten intensiver beschéftigen als bisher, wobei die notwen-
dige Interdependenz zwischen diesen beiden Bereichen nicht ldnger ignoriert werden darf. Erfolg
oder Misserfolg einer Schulreform wird auch durch die Lehrerbildung in betrdchtlichem Malle be-
einflusst.
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harten Weg der Reform durch die institutionellen und didaktischen Stationen anzutre-

tencc89

, was bedeutet, dass die notwendigen materiellen wie rechtlichen Voraussetzun-
gen auch fiir eine pragmatische Lehrplanrevision immer wieder neu zu fordern sind.

Wenn wir, trotz der — gemessen an den Anspriichen und Moglichkeiten einer mo-
dernen Curriculumforschung — trostlosen curricularen Zustinde auch auf positive
Auswirkungen hingewiesen haben, so darf dabei natiirlich nicht {ibersehen werden,
dass Lernzielentwicklungen, sollen sie einen lokalen Wirkungskreis iiberschreiten
und gesellschaftliche Verdanderungen initiieren, iiberregionale (bildungs-)politische
Entscheidungen sein miissen.

Es soll also nicht etwa einem Provinzialismus zugeredet werden; wenn wir aber die
Entwicklung richtig deuten, so hat die ,,Reform von unten* die Notwendigkeit einer
grof} angelegten Curriculumreform zwingend vor Augen gefiihrt, da sie deutlich ge-
macht hat, dass Schulreform kein primér organisatorisches, sondern ein substanziel-
les, also curriculares, Problem ist.

Insofern zeigen die Erfahrungen in der BRD Parallelen zu denen in den USA, nur
dass die Reformen dort bereits in den fiinfziger Jahren einsetzten.

Die Curriculumentwicklung in den USA ist ja nicht ohne Problematik verlaufen
und auch bis heute trotz hoher finanzieller Aufwendungen zu keinem befriedigenden
Ergebnis gekommen.” Sie zeigt einige prignante Schwichen auf, die, in ihren Ursa-
chen und Symptomen erkannt, in der BRD keine Wiederholung erfahren sollten. Da-
her diirfen
- konkrete Curriculumentscheidungen, besonders natiirlich Lernziel-

Entscheidungen und deren Legitimierung, nicht linger unabhingig von einer

Curriculumtheorie getroffen werden.”' Die gegenwirtige pragmatische, im

Ganzen unkoordinierte Phase muss einmiinden in einen Prozess wissen-

schaftlich fundierter Curriculumreform.

- die (Gesamt-)Schulen und Lehrer nicht iiberfordert werden durch das ,,Cha-

o . . . .
0s“”* einer Schwemme von Teilcurricula, die von Verlagen, Forschungs-

Vgl. auch: Ludwig Huber, Curriculumentwicklung und Lehrerfortbildung in der BRD, in: Neue
Sammlung 2/1971 — besonders Seite 136ff. — Huber macht zu diesem Problem Lehreraus- und -fort-
bildung — Curriculumentwicklung, teilweise in Anlehnung an Heckhausen, beachtenswerte Vor-
schldge.

8 Vgl. H. Mastmann, Wie hétten Sie’s denn gern? In: Gesamtschule, Heft 1, Januar 1971, Seite 2
%0 Vgl. Doris Elbers, Curriculumentwicklung in den USA, in be 2/71, Seite 22ff.

I Vgl. Doris Elbers, a.a.0., Seite 22

92 Vgl. Doris Elbers, a.a.O., Seite 22 und 26
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gruppen an Hochschulen und Schulen u.a. entwickelt werden ohne Konsens
tiber die Ziele und Aufgaben der Schule und ohne in einem Gesamtcurricu-
lum eingebettet zu sein.

- die Forderungen nach einem Konsens nicht zu einer bloBen Formalisierung
von Lernzielen fiihren, deren inhaltliche Auffiillung der Beliebigkeit {iber-
lassen bleibt,” wie es D. Elbers fiir die amerikanische Entwicklung skiz-
ziert, die diesem Dilemma durch eine wachsende Individualisierung des Un-
terrichts zu entkommen sucht. Individualisierung, d.h. unter diesem Aspekt
Eingehen und Beriicksichtigen des Entwicklungsstandes, der spezifischen
Intelligenzfaktoren und der Interessen des einzelnen Schiilers, ist als wichti-
ge Voraussetzung flir die Herstellung von Chancengleichheit Aufgabe einer
(Gesamt-)Schule. Individualisierung hat aber im Rahmen allgemein akzep-
tierter Ziele zu geschehen und darf nicht als eine Aufforderung zu uferlosem

Individualismus missverstanden werden.

3.4 Die Funktion der (Gesamt-)Schule und ihrer Lehrer in
(theoretischen) Modellen zur Curriculumentwicklung und
ihre praktischen Konsequenzen

Eine kritische Auseinandersetzung mit den verschiedenen theoretischen Modellen zur
Lehrplanreform und Curriculumentwicklung kann im Rahmen dieser Arbeit aufgrund
der umfangreichen Problematik dieses Komplexes nicht geleistet werden. Wir wollen
uns vielmehr mit einigen fiir unser Thema relevanten Teilproblemen auseinanderset-
zen. Dazu gehort die Funktion der (Gesamt-)Schule bzw. der Lehrer bei der Entwick-
lung von Curricula, ihre unterrichtliche Anwendung, die Beurteilung und Kontrolle
ihrer Effektivitdt im Hinblick auf die gesetzten Lernziele und schlieBlich damit ver-
bunden Fragen ihrer Revision.

In dem vom Bildungsrat® vorgeschlagenen pragmatischen Modell einer Lehrplan-
revision wird den Lehrern eine bedeutsame Position zugesprochen. Sie sollen nicht
Empféanger fertiger Curricula sein, sondern diese vielmehr selbst initiieren und unter
systematischer wie kritischer Beratung durch Experten (Fachwissenschaftler, Padago-

gen, Psychologen, Sozialwissenschaftler u.a.) erarbeiten. Der Bildungsrat vertritt die

% Vgl. Doris Elbers, a.a.0., Seite 27
* Deutscher Bildungsrat — Einrichtung von Schulversuchen mit GS — a.a.0., Seite 80/81
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Auffassung, dass Reformen, die ohne die Mitwirkung der Lehrer zustande kommen,
auf Indifferenz, mangelnde Bereitschaft oder gar Widerstand stolen werden und folg-
lich in der Praxis unwirksam bleiben miissen.”

Die Verwirklichung dieser Vorstellungen hitte erhebliche Konsequenzen im Hin-
blick auf die Funktionen des Lehrers, der nun auch neben seiner Unterrichtstitigkeit
systematische Curriculumentwicklung und -revision leisten miisste. Wenn auch das
Modell des Bildungsrates flir die Planungsteams an GS eine wichtige Orientierungs-
hilfe bietet, so sind doch bei den laufenden Versuchen zwei wesentliche Bedingungen
in der Regel nur unzureichend oder gar nicht erfiillt worden. Einmal die geforderte
systematische Beratung durch Expertenteams’®, zum anderen die bei einer solchen
Funktionsveridnderung notwendige Revision der Belastung mit Unterrichtsstunden’”.
Lehrer, die wochentlich 20 Stunden zu unterrichten haben, werden kaum in der Lage
sein, die thnen vom Bildungsrat zugedachten Aufgaben zu iibernehmen.

Auch Klafki fordert eindringlich, einen moglichst groBen Teil der Lehrer frithzeitig
an der Lehrplanarbeit zu beteiligen, um ,,Aufnahmebereitschaft und den Willen zur
Mitarbeit zu erreichen®, ohne die ,,der beste Lehrplan wirkungslos bleibt®. Nach sei-
ner Auffassung ist es ,.eine Illusion zu glauben, dass mit der Fertigstellung und ge-
setzlichen Einflihrung neuer Lehrplidne die Ziele der inneren Reform bereits in die
Realitit umgesetzt sind“””.

Dagegen bleibt im Curriculummodell des Max-Planck-Instituts Berlin das Verhélt-
nis zwischen Curriculumforschung und Schule ungeklirt — wie iiberhaupt das Ver-
hiltnis bzw. die Kompetenzen zwischen den Institutionen Gesellschaft — Schule —
Wissenschaft — Politik”. Die Frage nach der Funktion und Position des unterrichten-
den Lehrers wird bei Robinsohn'” nur indirekt behandelt; die Lehrer wie die Schiiler
werden quasi zu ,,Konsumenten* von Curricula; unerwéhnt bleibt ferner neben Prob-

lemen der Schul- und Unterrichtsorganisation, ob sie ein Mitbestimmungsrecht bei

% Deutscher Bildungsrat, a.a.0., Seite 81ff. — W. Edelstein hat das Konzept des Bildungsrates weiter
ausgearbeitet: ,,Pragmatische Lehrplanrevision durch die Lehrer* (im Druck), vgl. be 2/71, Seite 24,
dort selbst Anm. 52

% Siehe dazu auch ,,Gegenwirtige curriculare Situation an den GS-Versuchen in der Bundesrepublik®,
Pkt. 3.3

97 So werden die Lehrer an den Gesamtschulversuchen in Niedersachsen eine wochentliche ErmaBi-
gung von vier Unterrichtsstunden erhalten (durchschnittlich).

% Vgl. W. Klafki, Zur Lehrplanrevision fiir die Sekundarstufe in Hessen — Die Revision der hessi-
schen Lehrpline, Seite 15/16

% Vgl. D. Knab, Ansitze zur Curriculumreform, a.a.O., Seite 27
1% vgl. Robinsohn, Bildungsreform als Revision des Curriculums
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Lehrplanentscheidungen erhalten sollen. In spdteren Verdffentlichungen bezieht
Robinsohn allerdings zur Rolle des Lehrers in der Curriculum-Entwicklung Stellung.
«191 " dh. als Mitarbeiter an der

von Curricula. Bei dieser Funkti-

Er sieht den Lehrer als ,,Partner in der Ausfiithrung
,Konstruktion, Erprobung und Verwirklichung*'"*
onszuweisung wird jedoch {ibersehen, dass wihrend der Versuchsphasen, und auf
diese beziehen sich die Vorschlige Robinsohns,'” immer nur eine relativ geringe
Zahl von Lehrern beteiligt werden kann, dass es aber vielmehr darauf ankommt, die
grofle Masse der Lehrer in den ,,Revisionsprozess* mit einzubeziehen.

In der Bundesrepublik sind diese Fragen darum gegenwirtig noch von geringer Re-
sonanz, weil es hier im anspruchsvollen Sinne bisher keine Curricula gibt, die bereits
mit einer breiten Schulrealitit konfrontiert worden wiren.'*

Dennoch ist eine Kldarung dieser Problematik von groer Bedeutung, da sie — lang-
fristig — die Funktion des Lehrers und schlieBlich auch die des Schiilers entscheidend
beeinflussen kann und somit auch Auswirkungen auf die Struktur der Schule hat.

Ein Blick auf die Verhiltnisse in den USA zeigt, dass hier die Auseinandersetzung
um die Rolle des Lehrers in der Curriculumreform nicht nur als Problem erkannt,
sondern zu heftigen Kontroversen, wenn nicht sogar zu einer Polarisierung, gefiihrt
hat, die durch die Begriffe ,teacher-proof-curriculum® und ,,curriculum-proof-
teacher® signalisiert wird.

Nun werden die Bedingungen, wie sie in den USA herrschen'”, in absehbarer Zeit
in der BRD kaum eine Parallele finden, da tiefgreifende und umfassende Reformen
im Schulwesen politische Entscheidungen voraussetzen, und hier deuten die Zeichen
eher auf eine Verlangsamung als auf eine Beschleunigung des Prozesses.

Selbst wenn es in der BRD zu einer intensiveren materiellen Forderung und sinn-

vollen Koordinierung der Curriculumforschung kommen sollte, wird es noch Jahre

%" Robinsohn, Ein Struktur-Konzept fiir Curriculum-Entwicklung, in: F. Achtenhagen (Hrsg.):
Curriculumrevision — Moglichkeiten und Grenzen, Seite 74

12 Robinsohn, a.a.0., Seite 74

1% Vgl. Ludwig Huber, Curriculumentwicklung und Lehrerfortbildung in der BRD, in: neue Samm-
lung, 2/1971, Seite 140

1% Es gibt in der BRD einige groBere in der Entwicklung befindliche Projekte. Sie werden von Exper-
tengruppen entweder an Instituten (z.B. fiir Pidagogik der Naturwissenschaften in Kiel) oder in
Kommissionen (Hessen) erarbeitet. Eine Ausnahme macht das Bielefelder Modell von v. Hentig. —
Genauere Hinweise siche L. Huber, Curriculumentwicklung und Lehrerfortbildung, a.a.O.: Seite
110fft.

105 Vgl. besonders Doris Elbers, Curriculumentwicklung in den USA, in b/e 1971, Seite 221f.
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dauern, bis konkrete Ergebnisse den Gesamtschulen in der tdglichen Praxis splirbare
Entlastung bringen werden.

Doris Knab meint, dass die Frage so iiberhaupt falsch gestellt sei. Es gehe nicht da-
rum, welche Funktion dem Lehrer in der Curriculumreform bzw. durch ein Curricu-
lum selbst zugewiesen wird, ,,sondern um die Antwort auf die Frage, wofiir der Leh-
rer Experte ist. Und das ist die pddagogische Dimension der Fachwissenschaften und
ist der Unterrichtsprozess. (...) Sie sind es weiter fiir die Aufgaben der Konstruktion
und Evaluation von Curricula®.'® Wir meinen, dass Knab die Kompetenz des Leh-
rers, und zwar des Volksschul- wie des Gymnasiallehrers, falsch beurteilt. Sowohl die
Struktur der Lehrerausbildung als auch die Bedingungen, unter denen Lehrer in den
Schulen unterrichten, sprechen gegen ihre These. Auch an GS werden nur Lehrer un-
terrichten konnen, die gestern oder heute ausgebildet worden sind. So ist der Lehrer
eben nicht Experte fiir die Konstruktion und Evaluation von Curricula (woher soll er
es wohl sein?) und nur begrenzt fiir die padagogische Dimension der Fachwissen-
schaften.

Es gilt, aufgrund dieser Tatbestéinde eine realistische Wendung zu vollziehen. Die
Stellung der (Gesamt-)Schule und der an ihr unterrichtenden Lehrer bei der
Curriculumentwicklung wird u.E. primér durch zwei Faktoren bestimmt:

a. durch die der Curriculumentwicklung immanenten methodologischen Erfor-
dernisse,
b. durch die Aufgaben und Ziele der Schule selbst wie der objektiven Verhilt-

nisse, unter denen die Schule und Lehrer ihre Arbeit zu leisten haben.

Zu a)

Der Adressat von Curricula ist die Schule und damit die Lehrer, die Schiiler und
schlieBlich auch die Eltern in dem Umfang, wie sie an Schulentscheidungen iiber in-
haltliche Fragen beteiligt werden. In der Schule werden Curricula ,,umgesetzt®, hier
hat sich ihre Effizienz zu erweisen, hier sind vorhandene Schwichen zu ermitteln, um
eine Revision zu ermdglichen. Selbstverstindlich muss einer allgemeinen Freigabe
von Curricula eine Erprobungsphase mit umfangreichen Feldversuchen an ausgewéhl-
ten Schulen unter wissenschaftlich gesicherter Kontrolle vorausgehen. So gesehen ist
die Schule als Adressat wichtigste Station in der Curriculumentwicklung. Thr aber die

Aufgabe und damit die Verantwortung fiir eine selbsténdig zu leistende Konstruktion

106 Vgl. Doris Knab, Ansétze zur Curriculumreform in der BRD, in b/e 2/1971, Seite 27
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und Evaluation von Curricula'”’ zu iibertragen hieBe, ihre Moglichkeiten bei weitem
zu lberschitzen. Die Folge einer solchen Fehleinschiatzung wiére geradezu die Ver-
hinderung einer fundamentalen inneren Reform der Schule, da dieser sowohl die per-
sonellen, institutionellen und materiellen Voraussetzungen fehlen. Curriculum-
entwicklung ist eben nicht gleichzusetzen mit Unterrichtsvorbereitung in der Form,

wie sie schon immer von Lehrern geleistet wurde.

Zub)
Ein Curriculum darf, selbst wenn es bis in die ,,letzte* Sequenz vorgeplant worden ist,
nicht als ,,vorfabrizierter* Unterricht verstanden werden. Wir halten die hidufig gesetz-
te Alternative zwischen ,,vorfabriziert* auf der einen und durch den Lehrer ,,auszufiil-
lende Freirdume* (mit der Begriindung einer von ihm zu leistenden individuellen Pla-
nung in Bezug auf die anzusprechende Schiilergruppe) auf der anderen Seite fiir
falsch, und zwar darum, weil ein (Teil-) Curriculum fiir Schule und Lehrer nur unter
ganz bestimmten Bedingungen eine Unterrichtsverpflichtung sein darf. An dieser
Stelle kommt die Frage nach der Entscheidungskompetenz ins Spiel. Sie ist filir die
IGS abzuleiten aus zwei Grundsitzen, und zwar:
1. der Forderung nach Autonomie der IGS gegeniiber der Verwaltung und den
verschiedenen Interessengruppen unter Anerkennung der durch Gesetze
(hier vor allem das geltende Schulrecht, dessen Reformbediirftigkeit aber
immer wieder nachgewiesen werden muss) vorgegebenen Grenzen und
2. der zugestandenen Kompetenz der Fachkonferenzen der IGS im Hinblick
auf curriculare Teilentscheidungen in ithrem Fachbereich.
Bei diesen Entscheidungen sollten folgende Aspekte beriicksichtigt bzw. reflektiert
werden:
- die allgemeinen Zielsetzungen (Grundprinzipien) der IGS,
- die ,,iibergeordneten* Lernziele (General- oder Leitziele),
- die bereits akzeptierten fachspezifischen Lernziele,
- die fachliche Relevanz (Qualitit) der einzufithrenden Curricula,
- die schulspezifischen Verhiltnisse (Fachlehrer, Raume, Klassenfrequenzen,
,,Klima* der Schule,
- die spezifischen Bediirfnisse und Interessen (z.B. das Wahlverhalten) der
Schiiler.

107 Vgl. D. Knab, a.a.0., Seite 27
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Wir sind der Auffassung, dass sich unter diesem Gesichtspunkt die Frage, ob ,,vor-
fabriziert” oder nicht, ob ,teacher-proof* oder ,proof-teacher”, anders stellt. Wenn
ein Curriculum mehr als eine bloBBe Unterrichtshilfe sein soll, muss es bis ins Detail
durchdacht und geplant, also materialisiert, sein, muss es dem Lehrer Alternativen
anbieten, aber auch fiir von der zustdndigen Fachkonferenz selbst entworfene Alterna-
tiven offen sein. Ein Curriculum, das im Bereich der Operationalisierung iiber blof3e
Lernzielkataloge nicht hinwegkommt, {iberschitzt die Mdglichkeiten der Schule.

An dieser Stelle wird die Notwendigkeit einer effektiven Lehrerfortbildung fiir die
zukiinftigen 1GS-Lehrer evident, die auf die oben skizzierten Aufgaben — und nicht
nur auf diese — vorbereitet werden miissen.

Wir wollen in diesem Zusammenhang eine Forderung von L. Huber'”® aufnehmen
und fiir die GS Gottingen-Geismar die Einrichtung eines Curriculum-Workshops vor-
schlagen, in dem die Liicke zwischen einer zu fordernden Curriculumentwicklung an
der Hochschule einerseits und der Schulpraxis andererseits geschlossen werden konn-
te. Diese Einrichtung wire Nebenzentrum fiir an der Hochschule zu leistende Ent-
wicklungsarbeit und damit zugleich ein Erprobungs- und Praxisfeld, primir aber
Fortbildungsstitte fiir Lehrer, ohne dabei deren mogliche forschende Beteiligung aus-
zuschlieBen. Die Fortbildungskurse miissten daher iiber einen geniigend langen Zeit-
raum (mehrere Wochen) laufen. Es wiére auch ratsam, diese Workshops auf einen
Schwerpunkt hin anzulegen (z.B. Gesellschaftslehre, kompensatorische Spracherzie-
hung), was natiirlich eine entsprechende Konzentrierung und Kompetenz an der zu-
geordneten Hochschule voraussetzt.

Die rdaumlichen Voraussetzungen fiir eine solche Einrichtung (Seminarrdume,
Unterrichtsmitschau) sind in den Vorschligen'” zum Raumprogramm der IGS Gét-
tingen enthalten.

Wir konnen zusammenfassen: eine Lehrplanrevision kann, soll sie tief greifende
Innovationsprozesse in der Schule einleiten, nicht von Lehrern allein, und auch nicht
nebenher, geleistet werden. Es besteht aber Ubereinstimmung in der Auffassung,
wenn auch mit unterschiedlicher Akzentuierung, dass ohne eine Informationserweite-
rung und Bewusstseinsverdnderung der Lehrer, mit anderen Worten: ohne ihre ,,Auf-
nahmebereitschaft® (Klafki) eine Lehrplanreform in den Schulen nicht wirksam wer-

den kann.

1% vgl. L. Huber, Curriculumentwicklung und Lehrerfortbildung, a.a.O., besonders Seite 140ff.
' Vgl. Anhang 1, Seite 151, und ,,Organisation der Planungsphase* Seite 127/128
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Allerdings miissen die unter Punkt 3.4 diskutierten Probleme im Hinblick auf das
Thema und die Intention dieser Arbeit um einen Aspekt erweitert werden, wir meinen
um die Organisation der wihrend der Planungsphase zu losenden curricularen Prob-
leme. Darauf soll in einem spdteren Teil der Arbeit ausfiihrlich eingegangen werden
(siehe: Vorschlag zur Organisation der Planungsphase — Pkt. 5). Die obigen Ausfiih-
rungen beziehen sich ja vorwiegend auf GS, die thren Unterricht bereits aufgenom-
men haben, dies aber ist fiir das Projekt Gottingen-Geismar erst ab Sommer 1974

moglich, so dass noch eine zweieinhalbjdhrige Planungsphase zur Verfligung steht.
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4. Uberlegungen zur Lernzielproblematik

Mit der Lernzielproblematik, d.h. den Verfahren zu ihrer Ermittlung, ihrer Begriin-
dung, ihrer Operationalisierung, ihrer Evaluation und ihrer Revision ist eines der
schwierigsten und zugleich zentralen Probleme nicht nur der IGS, sondern ganz gene-
rell der Schulreform angesprochen.

Da die Gesamtschulen das traditionelle Schulsystem nicht zu reproduzieren beab-
sichtigen, wird filir sie die Frage nach den Inhalten und damit auch den Lernzielen

zum Nervus rerum.

4.1 Was sind Lernziele?

Lernziele sind ,,beabsichtigte Wirkungen auf das Verhalten der Adressaten, zu denen

ein Unterrichtssystem fithren soll.“'"’

Lernziele sollen gewiinschte Qualifikationen
der Schiiler benennen; sie zielen auf Verdnderungen des Verhaltens und des Bewusst-
seins. Lernziele sind also nicht nur formulierte Leitideen, diese miissen vielmehr
operationalisiert werden. ,,Damit ist gemeint, dass bei der Formulierung von Lernzielen die
konkreten Verhaltensweisen angegeben werden, die aufgrund des Kurses von Schii-

lern erreicht und ausgefiihrt werden sollen.*'"!

4.2 Von stofforientierten zu lernzielorientierten Lehrplinen

Mit den beabsichtigten Zielen einer Unterrichtsstunde, einer Einheit, eines Faches
oder gar eines Gesamtcurriculums sind zugleich auch die Lernziele der Schiiler ge-
nannt. Das bedeutet, dass Lernziele im Hinblick auf den Adressaten, hier den Schiiler,
formuliert werden miissen. Damit verdndert sich aber die ,,Qualitidt™ des Unterrichts
selbst. Es kann nicht mehr primir darum gehen, einen Unterrichtsstoft ,,durchzuneh-
men*; dieser ist nach K. H. Flechsig''? vielmehr nur ein Mittel zur Ermdglichung oder

Beeinflussung spezifischer Lernprozesse. Die Revision der Lehrpldne bedeutet da-

"9Vgl. H.-D. Haller, Glossar wichtiger hochschuldidaktischer Begriffe, in: Hochschuldidaktik 9,
a.a.0., Seite 18/19

"'vgl. K. H. Flechsig u.a., Probleme der Entscheidung iiber Lernziele, in: Programmiertes Lernen —
Unterrichtstechnologie und Unterrichtsforschung, 1/1970, Seite 5

"2 vgl. K. H. Flechsig, in: Hochschuldidaktik 8, a.a.O., Seite 18/19
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nach zugleich einen Ubergang von stofforientierten Lehrplinen zu lernzielorientierten
Curricula.

So selbstverstindlich und einsichtig es ist, dass Stoffangaben wie ,,der 1. Welt-
krieg®, ,,Revolution* oder ,,Kapitalismus* absolut nichts dariiber aussagen, was an
diesen ,,Stoffen nun gelernt werden soll, so hat doch die Schule bisher diesen Unter-
schied kaum wahrgenommen oder ihn bestenfalls als einen Spielraum padagogischer
Freiheit interpretiert. Wenn es aber nicht mehr dem einzelnen Lehrer {iberlassen wer-
den soll, was er, im Wesentlichen vollig unkontrolliert, aus diesen Themenangaben
im Unterricht macht, bedarf es der Formulierung von Lernzielen. Uber diese Lernzie-
le muss ein allgemeiner Konsens hergestellt werden, d.h. sie sollten wenigstens fiir
die Schulen eines grofBeren geographischen Bereiches verbindlich sein. Allein die
erhohte Mobilitdt innerhalb der Bevolkerung macht diese ,,Vereinheitlichung® drin-
gend erforderlich, damit bei einem Schulwechsel der tibliche Bruch vermieden wird.

Unter diesem Aspekt wird aber auch eine Lehrplanreform, die nur auf GS ausge-
richtet ist, fragwiirdig, denn es muss Schiilern auch ohne Verlust moglich sein, von
einer GS auf traditionell gegliederte Schulen zu wechseln. — Konsequent ist es daher
zu fordern, den fiir die niedersdchsischen Gesamtschulen eingeleiteten Prozess einer
Lehrplanreform, analog den Bestrebungen in Hessen, auch auf die iibrigen Schulen
auszudehnen. Damit wéren einer punktuellen Lehrplanreform ,,dulere* Rahmenbe-
dingungen vorgegeben. Um diese zu prizisieren, sollte bei der Entwicklung von Cur-
ricula bzw. bei der Formulierung von Lernzielen beriicksichtigt werden, was Huhse'"
beziiglich einer Kennzeichnung dessen, was nach dem Stand der amerikanischen Dis-
kussion ein Curriculum zu leisten hat, folgendermalBBen beschreibt:

,Es gilt an Hand von Unterrichtsgegenstinden, die den akademischen Disziplinen
entnommen sind, die Schiiler zu intellektuell akzentuierten Lernerfahrungen zu fiih-
ren, in deren Verlauf thnen sowohl die fiir das betreffende Fachgebiet charakteristi-
schen Grundbegriffe, Modelle und Strukturen einsichtig als auch die elementaren
Arbeitsformen und Methoden verfligbar werden, die der Fachwissenschaftler
selbst kennt und benutzt.*

Wir konnen daraus ableiten, dass ,,gesamtschulspezifische Lernplane bzw. Curri-
cula sowohl begriffsorientiert als auch funktions- oder prozessorientiert (d.h. auf Ar-

beitsformen, Methoden u.a.) ausgerichtet sein sollten.

"% Vgl. Klaus Huhse, Theorie und Praxis der Curriculumentwicklung, Seite 19. — Wir interpretieren
die Wendung ,,akademische Disziplinen® nicht traditionell-hierarchisch, verstehen also beispiels-
weise Sport, Arbeitslehre, ,,Kunst™ und die modernen Sozialwissenschaften als gleichwertige Lern-
bereiche.
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4.3 Bestimmung von Lernzielen — exemplarisch dargestellt am
Beispiel der ,,Hessischen Curriculumkommission®

Wenn wir der These beipflichten, dass Entscheidungen iiber die Fachbereichsgliede-
rung, die Stundenverteilung, iiber Kursangebote, Differenzierungsformen, Leistungs-
kontrollen — aber auch iiber die Bau- und Raumkonzeption ,,nur von vorweg bestimm-
ten und moglichst operational beschriebenen allgemeinen Lernzielen (,,aims*) her

. 114
rational®

erfolgen konnen, so ist die Bestimmung und Entscheidung iiber Lernziele
die wichtigste Aufgabe im Rahmen der Planungs- und Vorbereitungsarbeit fiir einen
IGS-Versuch.

In Kenntnis der in der BRD wie im Ausland (Schweden — USA) entwickelten un-
terschiedlichen Ansitze zur Lernzielfindung erscheint es uns aus verschiedenen, teil-
weise pragmatischen Erwédgungen sinnvoll, exemplarisch am Beispiel der Arbeit der
,Kommission zur Reform der Hessischen Bildungspline“'"> deren Methoden und
deren bisherige Ergebnisse aufzuzeigen und kritisch zu untersuchen in der Absicht,
durch eine solche Analyse fiir die notwendige curriculare Planungsarbeit der 1GS
Gottingen-Geismar Anregungen und Hilfen zu erhalten.

Wir halten dieses exemplarische Vorgehen fiir begriindet, weil die Arbeit der hes-
sischen Kommission unter den bekannten Ansétzen

- am eindeutigsten auf GS reflektiert,

- auf ein Gesamtcurriculum fiir die Sekundarstufe I (5. — 10. Schuljahr) ange-
legt ist

- im Hinblick auf unterrichtsrelevante Ergebnisse am weitesten fortgeschrit-
ten ist (da sie gleichsam unter dem Druck einer wartenden Schulpraxis
steht).

Zur Charakterisierung der Curriculumkommission sei gesagt, dass sie kein For-
schungsinstitut ist, sondern eine Art Mischtyp (von Richtlinienkommission und For-
schungsinstitut) auf Administrationsebene. Die hessische Kommission unterscheidet
sich von den herkdmmlichen Richtlinienkommissionen durch ihren anderen Ansatz:
Sie strebt, von allgemeinen Lernzielen ausgehend, eine Gesamtrevision des Curricu-

lums unter Verwendung von Kategorien der Curriculumforschung an.

"4 K. O. Lingelbach, Probleme und Perspektiven der Curriculumentwicklung in Hessen, in Z.f.P.
1/1971, Seite 95

5 1m Folgenden ,,Curriculumkommission® genannt.
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Die Curriculumkommission wurde auf Initiative der hessischen Landesregierung
gegriindet, von ihr finanziert und parlamentarisch verantwortet. Dies hat zur Folge,
dass der Einfluss der Administration auf die Arbeit der Gruppe relativ grof3 ist. Darti-
ber hinaus besteht eine personelle und organisatorische Verflechtung mit dem Erzie-
hungswissenschaftlichen Seminar in Marburg und seit Mitte 1970 mit dem Bildungs-
technologischen Zentrum in Wiesbaden.

Sowohl die Organisationsreform der Curriculumkommission als auch ihr methodi-
sches Vorgehen wird weitgehend diktiert von der schulpolitischen Situation in Hes-
sen, die gekennzeichnet ist durch die Entscheidung zur Einfiihrung der Gesamtschule
als Regelschule, sowie dem Bestreben, das ,,Bildungsdefizit“ in den Zonengrenzbe-
zirken und den lidndlichen Regionen durch eine Revision der iiberalterten Lehrpldne
Zu verringern.

Durch die Einrichtung von Gesamtschulen ist in Hessen allerdings eine organisato-
rische Reform des Schulwesens partiell einer an den Inhalten orientierten Reform
vorausgegangen. Angestrebt wird nun eine wechselseitig sich bedingende ,,innere*
wie ,,dullere* Veréinderung.116

Die personelle Ausstattung der Curriculumkommission ist, besonders unter erzie-
hungswissenschaftlichem Aspekt, weit groBziigiger als die der iibrigen Forschungs-
vorhaben (z.B. LOT oder Afu-Goéttingen) oder der Richtlinienkommission im traditi-

onellen Sinne.'!’

4.4 Begriindung und Definition der Leitidee ,,Emanzipation“

Die hessische Curriculumkommission geht davon aus, dass eine Auswahl und Wer-
tung von Lernzielen nicht ohne Orientierung an einer von allen Beteiligten akzeptier-
ten Leitidee geleistet werden kann.''®

Andererseits muss bei einmal gesetzten Leitideen ebenso wie bei den Lernzielen
selbst, weil es sich dabei immer auch um ,,bildungs“politische Entscheidungen han-
delt, nach deren Begriindungen gefragt bzw. es miissen dieselben hinterfragt werden;

es ist mit anderen Worten die Frage zu beantworten, warum bestimmte Lernziele gel-

"6 vgl. K. O. Lingelbach, Probleme und Perspektiven der Curriculumentwicklung in Hessen, in
Z.£P.1/71, Seite 911f. — Dieser Bericht gibt einen detaillierten Uberblick iiber Organisation, Ziele
und Arbeitsweise der ,,Curriculumkommission®.

""" Vgl. L. Huber, Curriculumentwicklung und Lehrerfortbildung in der BRD, a.a.0., Seite 130

"8 yvgl. K. O. Lingelbach, a.a.0.,
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ten sollen bzw. Vorrang vor anderen haben — oder als nicht akzeptabel verworfen
werden. Bei diesen Entscheidungen sollte eine Leitidee Orientierungshilfe leisten,
also eine regulative Funktion haben.

Auch im Sinne einer Transparenz der Entscheidungsprozesse ist es unumgéanglich,
diejenigen Kriterien offenzulegen, an denen sich Lernzielentscheidungen orientieren
sollen.

Die Curriculumkommission ist zundchst von drei sogenannten Curriculum-
determinanten ausgegangen:

1. ,,Gesellschaft®,
2. ,,Kind“,
3. ,,Wissenschaftliche und kiinstlerische Disziplinen“1 19

Das Problem der Lernzielbestimmung wird nun in der Vermittlung dieser drei Ge-
sichtspunkte gesehen, wobei die Entscheidung dariiber, welchem der Aspekte unter
den jeweiligen Bedingungen Prioritidt zukommen sollte, an der Leitidee ,,Emanzipati-
on“ zu messen ist. ,,Das bedeutet: der Wert eines Lernzieles wird letztlich daran ge-
messen, inwieweit es innerhalb des organisierten Lernprozesses dazu beitragt, die
Fahigkeit des Schiilers zur Analyse gesellschaftlicher Zusammenhédnge und damit sein
Selbstverstidndnis und seine Handlungsfahigkeit in der jeweiligen historischen Situa-
tion zu fordern. '’

An anderer Stelle wird der Begriff folgendermallen interpretiert: ,,Emanzipation:
verstanden als die Féhigkeit, Abhédngigkeiten zu erkennen und Fremdbestimmungen
zu durchschauen, um so frei zu werden, iiber sich selbst bestimmen und damit sich
selbst verwirklichen zu konnen.«''

In diesen Definitionen wurde ,,Emanzipation* als Leitidee und oberstes Lernziel
hypothetisch von allen Kommissionsmitgliedern akzeptiert und schlieBlich von den

politischen Entscheidungsinstanzen legitimiert.'**

19 Vgl. Zur Lehrplanrevision fiir die Sekundarstufe in Hessen: Bericht der ,,Vorbereitenden Kommis-
sion“ unter Leitung von W. Klafki (ohne Datum), Seite 31{f.

120 Vgl. Zur Lehrplanrevision ..., a.a.0., Seite 11 und 36
12! Informationen zur Gesamtschule — Arbeitspapiere fiir die Praxis III, Hess. Kultusminister, Seite 9
'22ygl. dazu  a) K. Ch. Lingelbach, a.a.0., Seite 99
b) Kommission zur Reform der Hess. Bildungspline, Projekt 4 —
Informationsiibertragung durch Zeichen, Seite 2f.
c¢) Hess. Institut fiir Lehrerfortbildung, Mitteilungen Heft b, Seite 83
d) Mitteilungen, a.a.O., Heft 2, Seite 62f.

Es finden sich keine genaueren Angaben dariiber, um welche Entscheidungsinstanzen es sich han-
delt und welche Kriterien zur Beurteilung von diesen angelegt werden. Aus dem Bericht von
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Fiir die Lernzielentscheidungen in den einzelnen Arbeitsgruppen hat der Begriff
nun die Funktion, Lernziele daran zu messen, ob sie emanzipationsférdernd oder -
hemmend sind. Emanzipation wird also nicht als das oberste Lernziel in einer hierar-
chisch geordneten Kette verstanden, sondern als eine Leitidee, die alle Entscheidun-
gen und Wertungen quasi ,,horizontal* durchdringt. Soll die Leitidee aber eine solche
,regulative Funktion erfiillen, muss sie weiter aufgeschliisselt und definiert werden.

Diese Aufgabe wurde von einer eigens dazu eingerichteten Arbeitsgruppe (Fischer)
tibernommen. Sie versuchte, liber eine ,,Operationalisierung® von Emanzipation ,,zu
allgemeinverstindlichen Aussagen zu kommen, die sich in die Unterrichtspraxis um-
setzen lassen“.'” Zur Konkretisierung des abstrakten Begriffes wurden vier allgemei-
ne Fihigkeiten ,,emanzipatorischen Verhaltens* ermittelt, u.a.

- sich aus Abhangigkeiten zu befreien,

- zur Selbstbestimmung,

- zur Mitwirkung an gesellschaftlicher Emanzipation,
- befreit zu existieren.'**

Natiirlich sind auch diese Qualifikationen noch zu abstrakt formuliert, um prakti-
kabel zu sein. Die Gruppe hat folgerichtig den Versuch unternommen, durch ,,Ablei-
tung®, d.h. durch Beschreibung von gesellschaftlich relevanten Féhigkeiten den
Emanzipationsbegriff weiter zu konkretisieren. Den so ermittelten ,allgemeinen
Lernzielen* wird nun fiir durch andere Methoden ermittelte Lernziele die Funktion
von qualitativen Auswahlkriterien zugestanden.'” Ein allgemein akzeptiertes Wer-
tungsverfahren ist allerdings noch nicht gefunden worden.'*® In einem fritheren Ar-
beitspapier'”’ der Curriculumkommission hat W. Klafki einen solchen Katalog von
»allgemeinen Lernzielen®, der sich aus dem Prinzip der Emanzipation ableitet, zu-
sammengestellt und damit versucht, diesen Begriff zu konkretisieren.

Wir ibernehmen nachstehend diese Aufstellung in der Absicht, daran exemplarisch

zu zeigen, wie und in welchen Bereichen des Lernens eine Leitidee konkretisiert wer-

Lingelbach, Z.f.P. 1/71, a.a.O., ldsst sich jedoch indirekt schlieBen, dass es sich beziiglich der In-
stanzen um das hessische Kultusministerium bzw. um die Landesregierung handelt.

123 Vgl. Mitteilungen, Heft 2, a.a.0., Seite 4, siche dazu auch Heft 3¢ — Mitteilungen der Kommission
zur Reform der hessischen Bildungspldne, April 1971 — hier findet sich die letzte Zusammenfassung
der bisherigen Arbeitsergebnisse unter diesem Aspekt.

124 ygl. Mitteilungen Heft 2, Seite 4/5 — die einzelnen Qualifikationen sind hier genannt.
125 Vgl. a.a.0., Seite 5

126 yvgl. Mitteilungen, Heft 3b, a.a.0., Seite 83

127 Vgl. Bericht der Vorbereitenden Kommission, a.a.O., Seite 37/38
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den kann und um Orientierungsmarken vor allem fiir die curriculare Planungsarbeit in

den Fachbuchreihen anzubieten.

Kriterien fiir die Aufstellung und Bewertung von Lernzielen'*®

Beherrschung elementarer kulturell-relevanter Grundtechniken

Fahigkeit zu wirksamer Kommunikation

Bereitschaft und Féahigkeit zu kooperativem Verhalten

Bereitschaft zu selbstindiger Weiterbildung und Erh6hung der Lernfahigkeit
(Lernen zu lernen)

Bereitschaft und Fahigkeit zu beruflicher und sozialer Mobilitét

,,Jechnische Sensibilitat*

Durchschaubarkeit komplexer industrieller Fertigungsprozesse und ihrer so-
zialokonomischen Bedingungen

Fahigkeit des kritischen Umgangs mit wissenschaftlichen Hypothesen und
Modellen (Erkenntnis der Grenzen und Brauchbarkeit)

Fahigkeit zur Verarbeitung stark formalisierter Informationen

Beherrschung elementarer Strategien und Forschungsmethoden, insbesonde-
re im Bereich der Naturwissenschaften (quantifizierende Methoden, techno-
logische Rationalitét usw.)

Politische Aktivierung der Schiiler (Bereitschaft und Fahigkeit zu kritischer
Mitarbeit in den Organisationen und Institutionen unserer Gesellschaft und
zu rational begriindetem Engagement): ,,Politische Sensibilitit* im Sinne M.
Teschners

Kenntnis zentraler rechtlicher und moralischer Normen unserer Gesellschaft
Féhigkeit, Konflikte der Klassen und Gruppen in unserer Gesellschaft zu er-
kennen und Einsicht in die eigene objektive Interessenlage; ,,Soziologische
Phantasie* im Sinne C. Wright Mills

Durchleuchtung der vielféltigen personellen Abhédngigkeitsverhéltnisse in
unserer Gesellschaft und Kritikfahigkeit gegeniiber unbefragbarer Autoritét
Ideologiekritische (rationale) Haltung gegeniiber tradierten Normen, Ein-
stellungen und Verhaltensweisen in unserer Gesellschaft

Fahigkeit, aktuelle Vorgénge, Einstellungen, Institutionen usw. historisch zu
begreifen

Kenntnis und Verstidndnis von Kulturen und Gesellschaften, deren Normen

und Werthorizont erheblich von unseren abweichen

128 Vgl. Bericht der Vorbereitenden Kommission, a.a.O., Seite 37/38
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- Aufkldrung iiber die Psychologie des menschlichen Individuums sowie iiber
seine Triebstruktur im Zusammenhang mit grundlegenden sozialpsychologi-
schen Prozessen zum Zweck der Affektkontrolle

- Fahigkeiten zur sinnvollen Gestaltung der Freizeit (musische Fertigkeiten,
Sport, Spiele)

- Fahigkeit zu rationalem Konsumentenverhalten (Erziehung zur Wahl nicht
nur der Instrumente, sondern auch der Ziele)

- Forderung des Gesundheitszustandes der Schiiler (Schulsport, Reihenunter-
suchungen usw.)

- Féhigkeit zur Teilnahme am literarischen und kiinstlerischen Leben der Ge-
genwart

- Fahigkeit zu divergentem Denken und Handeln mit schopferischem Charak-
ter (sog. Kreativitit)

Eine so verstandene und interpretierte Leitidee (Emanzipation) darf natiirlich nicht
nur Konsequenzen fiir die Lernzielbestimmungen haben, vielmehr sollte dieses Prin-
zip eine Art Orientierungsfunktion fiir alle padagogischen Entscheidungen im Bereich
der Schule und des Unterrichts ausiiben, also auch in Bezug auf Organisationsfragen,

Lehrer- und Schiilerrolle, Leistungsbeurteilung, Beratungsdienst u.a.

4.5 Verfahren der Lernzielvermittlung

Auch an den Methoden der Lernzielvermittlung ist das pragmatische Vorgehen der
hessischen Curriculumkommission zu erkennen. Es wurden drei Verfahren entwi-
ckelt, ,,die den zeitraubenden Prozess einer wissenschaftlichen Ermittlung lernrele-
vanter Situationen (Hinweis auf Modell von Robinsohn/Knab — Vert.), der zu ihrer
Bewiltigung  erforderlichen  Qualifikationen und den sie ermittelnden

) . . . 129
Curriculumelementen in vertretbarer Weise abkiirzen sollten*

, und zwar

a. Lernzielfindung durch Analyse von (pragmatisch gefundenen) Situatio-
nen/Situationsfeldern, auf die der Lernende vorbereitet werden soll,

b. Lernzielfindung durch kritische Analyse vorhandener Lehrpldane und vorlie-

genden didaktischen Materials,

2 K. C. Lingelbach, a.a.O., Seite 98ff.
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c. Lernzielfindung durch Kldrung und Konkretisierung allgemeiner, in der ge-
genwirtigen Situation hdufig postulierter Zielsetzungen bzw. Wertungskrite-
rien (sozio-kulturelle Normen).

Zu jedem dieser drei methodisch so unterschiedlichen Ansétze bildete sich eine
Arbeitsgruppe, die ihr jeweiliges Instrumentarium zur Lernzielfindung durch Unter-
richtsbeispiele zu konkretisieren versuchte. Es sind bisher sieben Projekte entstanden,
die teilweise bereits in Schulen erprobt werden. Zwei weitere Projekte stehen vor ih-

rem Abschluss.'°

Kritisch muss allerdings angemerkt werden, dass durch ein solches
,punktuelles® Vorgehen kaum ein Gesamtcurriculum erstellt werden kann, sondern
lediglich die praktisch/pddagogische Relevanz der unterschiedlichen Ansidtze zur
Lernzielfindung in partiellen Bereichen des Lehrplans zu verifizieren bzw. zu falsifi-

zieren ist.

4.5.1 Lernzielfindung durch Analyse von Situationsfeldern

,»Das Verfahren geht von der Pramisse aus, dass Lernen zu emanzipatorischem Ver-
halten in der vorgefundenen historisch sich verdndernden Gesellschaft qualifizieren
soll.“"*! Gesellschaft steht unter diesem Aspekt fiir die Bestimmung von Lernzielen
als allgemeinste Kategorie, sie reprasentiert quasi die Gesamtheit aller Situationen,
auf die hin Lernen ausgerichtet sein kann. Die mit diesem Ansatz beschiftigte Ar-
beitsgruppe versuchte nun, iiber eine schrittweise Differenzierung ,,Gesellschaft” in
lernrelevante Situationen zu zerlegen. Dabei werden zwei Kriterien angelegt,
- die Situationen sollen im 6ffentlichen Bewusstsein relevant sein,
- lber die Situationen sollten wissenschaftliche Untersuchungen vorliegen.
Durch dieses pragmatische Vorgehen werden vier allgemeinste ,,Situationsfelder
ermittelt,
- Familie,
- Offentlichkeit,
- Beruf,
- Freie Zeit,
aus denen dann an bestimmten Aspekten die Brauchbarkeit des Instrumentariums

erprobt werden sollte. — Man wihlte dazu

B0 A a.0., Seite 97
Bl C. Lingelbach, a.a.0., Seite 99
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- den Aspekt Urlaub (aus ,,Freie Zeit*) und

- den Aspekt Wohnen (aus ,,Familie®)

- und differenzierte sie mit Hilfe eines Faltblattes bis zur Beschreibung von
Lernzielen/ Qualifikationen.'*?

Alle bei der Konkretisierung notwendigen Wertentscheidungen wurden in Reflek-
tion auf das Leitziel ,,Emanzipation® getroffen, im Besondern auch die Auswahl und
Bewertung der herangezogenen wissenschaftlichen Literatur.

Der Vorteil dieses Operationsmodells zeigt sich darin, ,,dass Lernziele nie unab-
hingig von konkreten, in ihrer gesellschaftlichen Relevanz und in ihrem Konfliktpo-

tential durchsichtigen Situationen hin formuliert werden.*'**

4.5.2 Lernzielfindung durch Analyse vorhandener Lehrpliine

Dieser Ansatz wurde trotz der hinldnglich bekannten Kritik an den vorhandenen
Lehrplanen grundsitzlich als vertretbar erachtet. Das entwickelte Verfahren sieht vor,
dass die in Prdambeln und Stoffpldnen gefundenen ,,Lernziele einmal im Hinblick auf
thren Abstraktionsgrad (fachimmanente Lernziele; fachiibergreifende Lernziele;
»~Axiome* oder ,,globale Lernziele®, die der Fixierung aller anderen Lernziele zu-
grunde liegen), zum anderen im Hinblick auf die in den Bildungsplénen selbst ge-

«3%ynd schlieBlich auf ihre

Operationalisierbarkeit und auf ihre ,,Begriindungszusammenhénge* tiberpriift wer-

nannten taxonomischen Kategorien geordnet

den.

Die Problematik dieses Verfahrens, die darin besteht, dass die Kriterien der alten
Lehrpldne unkritisch iibernommen werden konnten, z.B. die traditionelle Facheintei-
lung, unterschiedliche Zielsetzung der Plidne im traditionellen dreigliedrigen Schul-
system, wird von der Curriculumkommission erkannt. Es wird vorgeschlagen, die
ermittelten Lernziele einem Diskriminierungsverfahren zu unterwerfen; einmal im
Hinblick auf Defizite, gemessen an den Ergebnissen neuerer fachdidaktischer For-

schung, zum anderen im Hinblick auf die den alten Lehrplanen wie auch der wissen-

12 Vgl. dazu: Kommission zur Reform der Hessischen Bildungspline: Projekt 1 und 2 — und
a.a.0., Mitteilungen Heft 2, Seite 55ff.

13 K ommission zur Reform der Hess. Bildungspline, Projekt 1, Urlaub, Seite 12

BiK. C. Lingelbach, a.a.0., Seite 99f.
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schaftlichen Literatur selbst zugrunde liegenden Normen- und Wertvorstellungen.

Eine addquate Methode ist allerdings noch nicht entwickelt worden.'>

4.5.3 Lernzielfindung durch Kliarung und Konkretisierung sozio-
kultureller Normen

Auch dieser dritte Ansatz ist entsprechend der pragmatischen Arbeitsweise der
Curriculumkommission ein hermeneutischer. Eine Arbeitsgruppe analysierte die Lite-
ratur, die sich mit den Normen und Postulaten unserer Gesellschaft auseinandersetzt.
Die so gefundenen ,,Werte* wurden in ,,Lernziele® umformuliert und nach inhaltli-
chen Kriterien stichwortartig wie folgt angeordnet:

- Information als Lernziel,

- Konflikt und Frieden als Lernziel,

- Kreativitit als Lernziel,

- Durchschauen naturwissenschaftlich-technischer Zusammenhinge,

- Individuelle Werte als Lernziel

Teilaspekte dieser Lernziele wurden exemplarisch auf ihre Operationalisierbarkeit
hin gepriift. Das FErgebnis dieses Versuchs war folgende Hypothese: ,,Die
Operationalisierbarkeit eines Lernzieles erweist sich daran, ob die Wege zwischen
oberstem Lernziel (Prinzip) und den inhaltlich bestimmten Lernzielen reversibel sind.
Operationalisierbarkeit ergibt sich aus der Reversibilitit des Weges zwischen Prinzip
und Element.

Hierbei meint der Begriff Reversibilitit nicht eine liickenlose Umkehrbarkeit
schlechthin, sondern die Moglichkeit, dass beide Wege iiberhaupt beschritten werden
konnen. <"’

Von Bedeutung ist dabei, dass die Ableitung einzelner Lernziele, und zwar deduk-
tiv wie induktiv, letztlich nur im Rahmen eines Gesamtlehrplanes sinnvoll geleistet
werden kann, d.h. es miissen immer auch die Querverbindungen mitbedacht werden.
Schematisch dargestellt konnte ein solches Gesamtgeflecht von Lernzielen folgende

Struktur haben.'*®

133 Vgl. dazu Mitteilungen, a.a.0., Heft 2, Seite 2ff. und K. C. Lingelbach, a.a.0., Seite 100f.
3¢ vgl. Mitteilungen, a.a.0., Heft 2,Seite 6f.
137 Vgl. Mitteilungen, a.a.O., Heft 2, Seite 7

138 Vgl. Mitteilungen; a.a.O., Heft 2, Seite 8 und Projekt 5, Sprache und Konflikt — Sonderdruck 1970,
in diesem Projekt wird das Verfahren der Gruppe angewandt.
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= Lernziel

= Lernelement, das als Unterrichtsinhalt auftreten
kann

= Akkumulation von Lernelementen

= Langsweg vom obersten Lernziel (Emanzipation)
zu den einzelnen Lernelementen (oder auch um-
gekehrt)

Abbildung 4: Schema einer Lernzielstruktur

Es ist der Normengruppe allerdings trotz fast zweijdhriger Arbeit nicht gelungen,
ihre Arbeitshypothese zu verifizieren bzw. zu falsifizieren. Die systematische Be-
schiftigung mit diesem Ansatz hat aber bedeutsame Teilergebnisse erbracht, die in
einem Bericht'’ der »Curriculumkommission® vom April 1971 zusammengefasst
sind. So ist deutlich geworden, dass das Ausgliedern von Grobzielen in Feinziele kei-
ne formallogische Deduktion, sondern jeweils neu mit Wertentscheidungen belastet

g 140

ist. ~ Der Weg vom obersten Lernziel zum Lernelement ist also keine zwangslaufige

Folge. Auch gibt es Lernziele, ,,die sich nicht auf einen bestimmten Rang innerhalb

. . . . 141
der Lernzielhierarchie fixieren lassen®

Beispiel: Das Grobziel ,,lernen, Konflikte
rational zu l6sen®, kann auf jeder Stufe eines Lernprozesses eingesetzt werden. Dieses
,Groblernziel“ ist als Teilaspekt des Emanzipationsbegriffs selbst nicht voll
operationalisierbar. Es handelt sich also, streng genommen, nicht um ein Lernziel,
sondern um ein Prinzip oder um eine Leitvorstellung, ,,wie im Falle des Begriffs

Emanzipation selbst.«'*

Folgerichtig konstatiert die ,,Normengruppe*: ,,Die Behand-
lung von Normen allein ergibt nie und nimmer Lernziele. Es muss sozusagen das Be-
sondere dem Allgemeinen sofort beigegeben werden, wenn eine Denkbewegung ent-

stehen soll.“!* Diese Erkenntnis verdeutlicht aber zugleich, dass der urspriingliche

139 Mitteilungen der Kommission zur Reform der hessischen Bildungspline, Heft 3¢, April 1971
0 vygl. a.a.0., Seite 8, Gruppe Rauschenberger

1A .a.0., Seite 8, Gruppe Rauschenberger

12 A .a.0., Seite 8 und 9, Gruppe Rauschenberger

143 Mitteilungen der Kommisson, a.a.O., Heft 3¢, Seite 10
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Ansatz, von Normen ausgehend Lernziele zu ermitteln, als isoliertes Verfahren nicht
praktikabel ist.'**

Zusammenfassend kann nun gesagt werden, dass alle drei Ansédtze der Weiterent-
wicklung bediirfen. Lingelbach weist ausdriicklich darauf hin, dass sie ,,weder bezie-
hungslos nebeneinander stehen noch sich gegenseitig ausschlieen, sondern dass sie
wechselseitig aufeinander bezogen und jeweils ergdnzungsbediirftig sind. Als Ziel
kann die Entwicklung eines komplexen Instruments zur Lernzielfindung, das alle drei
Ansitze integriert, gelten.'*> Als vorldufiges Ergebnis gilt es festzuhalten, dass es der
Curriculumkommisssion nicht nur gelungen ist, mit Hilfe der geschilderten Methoden
lernzielorientierte Unterrichtsprojekte zu erstellen, sondern auch die Leitidee ,,Eman-
zipation® in diesen Projekten in Verbindung zu setzen mit konkreten Unterrichtsinhal-
ten und Unterrichtsmethoden, d.h. dieser Leitidee eine regulative Funktion zuzuwei-

sen.

4.6 Folgerungen fiir einen IGS-Versuch

Den vorangegangenen Ausfiihrungen zur Lernzielproblematik konnen eine Reihe von
Folgerungen und Einsichten entnommen werden, die vor allem fiir die im Rahmen
eines IGS-Versuchs notwendige curriculare Planungsarbeit von Bedeutung sind. Im
Einzelnen wére zu beachten:

- Lernziele intendieren bei Schiilern Verdanderungen des Verhaltens und des
Bewusstseins;

- Lerngegenstdnde (Unterrichtsstoffe) sind letztlich Mittel zur Erreichung von
Lernzielen — daraus folgt:

- Stofforientierte Lehrpléne sind durch lernzielorientierte Lehrpldne — konse-
quent: durch Curricula — abzuldsen;

- Im Rahmen einer Lehrplanreform diirfen zentrale Elemente eines Curricu-
lums wie: Leitidee, Zielsetzungen, allgemeine Lernziele (,,aims*), Qualifi-
kationen, nicht auf IGS beschriankt bleiben, sie miissten auch fiir andere
Schulen verbindlich sein;

- Aus pragmatischen Griinden kann gegenwirtig (Beispiel Hessen) eine Re-

form der Lehrpldne einer Reform der Organisationsformen der Schule nicht

" Vgl. a.2.0., Seite 25
%3 Vgl. Lingelbach, a.a.0., Seite 101
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vorausgehen (wenn dies als ideale Losung auch zu wiinschen wire), sondern
beide Ansétze konnen nur in einem wechselseitigen Prozess betrieben wer-
den;

- Lernzielentscheidungen konnen im Sinne gesellschaftskritischer Erkenntnis
ohne Orientierung an einer Leitidee, liber deren Interpretation ein Konsens
besteht, nicht geleistet werden;

- Die Leitidee ,,Emanzipation® ist operationalisierbar, allerdings nicht, wie
gelegentlich noch angenommen wird, in deduktiven Verfahren;

- Die hessische Curriculumkommission konnte die ,,regulative Funktion ei-
ner Leitidee — hier ,,Emanzipation” — im Hinblick auf Lernzielentscheidun-
gen nachweisen: in unterrichtsrelevanten Projekten durch Ableitung qualita-
tiver Auswahlkriterien fiir Lernziele;

- Die Methoden zu Verfahren der Lernzielgewinnung bediirfen noch der Wei-
terentwicklung; Teilergebnisse (Projekte, Bewertungskategorien, Einsicht in
das Deduktionsproblem) haben aber wertvolle Erkenntnisse fiir die weitere

curriculare Planungsarbeit auch an einzelnen IGS-Versuchen erbracht.
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5. Vorschlag zur Gliederung des
Gesamtlehrplanes

Hier konnen wir unmittelbar an die vorangegangenen Ausfithrungen ankniipfen.
Wenn wir zu dem Ergebnis gekommen sind, dass Lehrplédne nicht von ,,Unterrichts-
stoffen®, sondern von Lernzielen her zu strukturieren sind, so hat das natiirlich auch
Konsequenzen fiir die Gliederung des Gesamtlehrplanes. Nicht der Kanon der traditi-
onellen Schulfiacher mit dem diesen jeweils eigenen Selbstverstindnis und Prestige
sollte seine Gliederung bestimmen, sondern die durch wissenschaftliche Methoden
ermittelten Lernzielsysteme. Somit schlieBt die Losung der Lernzielproblematik die
Frage der Gliederung des Gesamtlehrplanes mit ein. Damit befinden wir uns aber be-
reits wieder in einem neuen Dilemma, denn weder stehen die genannten Lernzielsys-
teme bereit, noch sind Methoden zu ihrer Ermittlung hinreichend erprobt. So konnen
die folgenden Vorschldge nur hypothetischen Charakter haben. Sie sind nicht nur un-
ter dem Aspekt einer Curriculumreform auf Verdnderung hin angelegt, sondern auch
in Bezug auf eine Reform der Lehrerausbildung, die bis heute noch Fachlehrer fiir
traditionelle Schulfacher ausbildet. Ferner muss reflektiert werden,

- dass Schiiler in eine IGS der Sekundarstufe I mit sehr unterschiedlichen
Lernerfahrungen eintreten — wir weisen nur auf den moglichen Frithbeginn
mit einer Fremdsprache in der Primarstufe hin,

- dass die Aufnahmevoraussetzungen fiir die Sekundarstufe II, der Fach- und
Berufsschulen' einer an der Lehrplanstruktur der Sekundarstufe I orientier-
ten Revision bediirfen bzw. dass beide aufeinander abgestimmt sein miissen.

Die meisten uns bekannten 1GS-Konzepte versuchen unter fachdidaktischen As-
pekten durch ein Zusammenfassen traditioneller Facher zu Fachbereichen zu einer

147

sinnvolleren Gliederung des Lehrplanes zu kommen ™' Die Gefahr einer solchen zu-

¢ Unter formalen Kriterien ist es natiirlich falsch, bei Berufsschulen von Aufnahmebedingungen zu
sprechen. Es ist aber noch zu wenig tiber das Scheitern von Lehrlingen in den Berufsschulen be-
kannt. Thr Lehrplan entspricht auch im allgemeinen Unterrichtsbereich (Muttersprache, Mathematik,
Gemeinschaftskunde u.a.) traditionellen Vorstellungen und ist damit besonders fiir wenig lernmoti-
vierte Schiiler eine Barriere zur Erlangung eines Lehrabschlusses — mit anderen Worten: Scheitert
ein Jugendlicher in der Berufsschule, bleibt als einzige Alternative haufig nur der Hilfsarbeitersta-
tus.

147 Vgl. W. Klafki, Bericht der ,,Vorbereitenden Kommission®, a.a.O., Seite 109

Hier finden sich Literaturhinweise iiber verdffentlichte ,,Stundentafeln® verschiedener Gesamt-
schulkonzepte. Ferner sind uns u.a. die sieben niedersdchsischen Gliederungen bekannt.
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ndchst mehr organisatorischen Zusammenfassung sehen wir in der historisch begriin-
deten Eigendynamik der Fécher im Hinblick auf die Bewahrung ihrer Selbststandig-
keit. Um dieser Tendenz entgegenzuwirken, sollte eine ,,Integration” der Facher in
Fachbereiche, die sich als Lernbereiche verstehen, angestrebt werden.

Diese Forderung nach Integration ist allerdings nicht so zu verstehen, dass eine
Offnung unter den Fachbereichen nicht wiinschenswert ist. Prinzipiell wird eine Ko-
operation zwischen allen denkbaren Lernbereichen allein unter dem Aspekt einer
Ausrichtung der curricularen Planungsarbeiten auf die gemeinsamen Zielsetzungen
der IGS notig.

Exemplarisch sollen nun zwei Gliederungsversuche vorgestellt und problematisiert
werden.

a) Gliederungsvorschlag nach v. Hentig'*®

1. Politik, Gesellschaft und die arbeitsteilige Berufswelt

2. die Gesundheit

3. die Freizeit

4. Kommunikations- und Abstraktionssysteme: Sprache, mathematische Ver-
hiltnissprachen, Statistik, Formen der Kunst

5. Naturwissenschaften und Technologie

6. Technische Fertigkeiten: Schreibmaschinenschreiben, Autofahren u.a.

b) Gliederungsvorschlige der hessischen Curriculumkommission:'*’

1. Human- und sozialwissenschaftliche Inhalte

2. Naturwissenschaften, Technologie, Arbeitslehre

3. Sprache und der gesamte Kommunikationsbereich

4. Logik, Wissenschaftsmethodik, Erkenntnistheorie, Mathematik

5. der musisch-dsthetische Bereich und Sport

Von Hentig bezeichnet die sechs Bereiche seines Gesamtlehrplanes als ,,Einhei-
ten®, welche um Probleme herum konstruiert sind, ,,die heute noch durch die Schule
gelost werden miissen, dann aber — weil es diese neue Schule gegeben hat — im gesell-
schaftlichen Leben selbst aufgehen kénnen.“"*® Als Folge einer unterrichtlichen The-
matisierung dieser Probleme wird eine Verdnderung des Verhaltens (der Schiiler) ge-

geniiber denselben erwartet und dadurch ein Wandel ihrer Qualitdt wie ihrer Bedeu-

'8 Vgl. v. Hentig, Systemzwang und Selbstbestimmung, Seite 162/163 — genauere Angaben siche
besonders auf diesen beiden Seiten.

¥ Vgl. Bericht iiber die Curriculum-Tagung 18./19.4.1969 in Kassel — Reinhardswaldschule, Seite 57
S0y, Hentig, a.a.0., Seite 163
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tung herbeigefiihrt. Die Relevanz der Probleme (fiir die Gesellschaft!) unterliegt folg-
lich einem Wandel, der sich wiederum auf die Lehrplangliederung auswirkt und des-
sen stindige Revision bewirkt.

Dieser Ansatz ist nicht nur darum interessant, weil er mit alten Vorstellungen
bricht, sondern vor allem auch wegen seiner Verwandtschaft zu Methoden der Lern-
zielfindung (vgl. Pkt. 4.51). Nur ist er u.E. gegenwartig nicht praktikabel, denn es
fehlen zu seiner Realisierung nicht nur die erforderlichen Curricula, sondern auch
entsprechend ausgebildete Lehrer.

Im Einzelnen wire zu fragen, warum Einheiten wie ,,Gesundheit* und , ,Freizeit*
als eigenstindige Bereiche aufgefiihrt werden, zumal sich eine Integration in die Ein-
heit a)1 (Politik, Gesellschaft, Berufswelt), anbietet und wie ein so komplexer Bereich
wie unter a)4 genannt, unterrichtsorganisatorisch realisiert werden soll.

Von Hentig rdumt zwar ein, dass seine Gliederung vorlaufig und noch zu verbes-
sern ist, er nimmt aber in Anspruch, dass sie an die Stelle der alten Stundenplanfacher
treten soll. Nur zieht er daraus fiir sein eigenes Kolleg-Modell keine Konsequenzen,
denn hier taucht unter den anzubietenden Wahlpflichtfachern die traditionelle Gliede-
rung wieder auf.""

Wir weisen auf diesen Widerspruch hin, um an ihm beim gegenwértigen Stand der
Entwicklung die Grenzen der Realisierung theoretischer Modelle deutlich zu machen.

Der Gliederungsvorschlag der hessischen Curriculumkommission hat einen aus-
driicklich hypothetischen Charakter.'>

Lernziele die Gliederung bestimmen miissen und nicht umgekehrt Lernziele aus den

Es wird davon ausgegangen, dass schlieBlich

Fachbereichen abgeleitet werden. Da Lernzielsysteme aber erst noch zu erstellen sind,
gibt es folglich auch keine gesicherten Kriterien fiir Lehrplangliederungen. Nun kann
eine pragmatische Lehrplanreform aus den weiter oben genannten Griinden gegen-
wirtig noch nicht ohne Orientierung an Fach- bzw. Lernbereiche (was in diesem Sta-
dium identisch sein diirfte) auskommen, die weitgehend aufgrund fachdidaktischer
Uberlegungen zustande gekommen sind. Auch die hessische Gliederung hat diesen
fachdidaktischen Akzent. Aber gerade darum ist es moglich, sie als Diskussions-
grundlage fiir curriculare Planungsarbeit an IGS’en zu verwenden.

Im Einzelnen wirft die Gliederung eine Reihe von Problemen auf, die der Klidrung

bediirfen. Wir wollen uns im Folgenden mit ihnen kritisch auseinandersetzen. Unser

1'vgl. v. Hentig, a.a.0., Seite 192
132 Vgl. Curriculum-Tagung 18./18. 4. 1969, Kassel — a.a.0., Seite 57
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Ziel ist, einen eigenen Gliederungsvorschlag, der den Bedingungen der hiesigen cur-

ricularen Planungsvoraussetzungen gerecht wird, zu entwerfen.

Zu Pkt. b) I — Human- und sozialwissenschaftliche Inhalte
Fragen:

- SchlieB3t dieser Bereich geschichtliche und geographische Inhalte, Sexualer-
ziehung, Ethnologie, Recht, Verkehr u.a. mit ein?

- Wenn ja, ist an eine curriculare Integration gedacht und unter welcher
Schwerpunktverteilung sollte sie angestrebt werden?

- Wie ist ein solcher Fachbereich im Hinblick auf traditionell ausgebildete
Lehrer unterrichtlich zu realisieren?

- Welche Bedeutung hat dieser Fachbereich im Hinblick auf die sozialintegra-
tive Zielsetzung der IGS und/oder ist in bestimmten Jahrgangsstufen eine
Differenzierung nach Interessen, ggf. auch nach Leistung, denkbar?

Da dieser Problembereich bisher nicht durch eine Unterrichtsforschung wissen-
schaftlich ausgearbeitet worden ist und auch keine verdffentlichten didaktischen Kon-
zepte vorliegen, die genauere Konturen einer mdglichen Integration der verschiede-
nen inhaltlichen Aspekte erkennen lassen, sind wiederum nur hypothetische Schliisse
moglich.'

Die curriculare Planungsvorbereitung sollte es sich zur Aufgabe machen, die unter-
schiedlichen inhaltlichen Aspekte in einem Fachbereich ,,Gesellschaftslehre® zu in-
tegrieren, also neben human- und sozialwissenschaftlichen Inhalten weiter Bereiche
(vgl. 1. Frage) mit einzubeziehen. Dabei sind zwei Losungsmdglichen denkbar:

a. In bestimmten Jahrgangsstufen dominieren Inhalte aus den Bereichen mit
unterschiedlicher Intensitét, z.B.

5. + 6. Jahrgangsstufe = anthropologische (wirtschafts-)geographische und
gemeinschaftskundliche Inhalte
7.+ 8. Jahrgangsstufe = historische und humanwissenschaftliche Inhalte

9.+ 10. Jahrgangsstufe = politisch-soziologische Inhalte.

153 Vgl. W. Klafki, Integrierte Gesamtschule, Z.f.P. 6/68, Seite 567, und Der Hessische Kultusminister:
Information Gesamtschule — Gesellschaftslehre, Aug. 1970
- Es gibt allerdings unverdffentlichte Konzeptentwiirfe an IGS-Versuchen, die dieses Problem
aufzuarbeiten versuchen, z.B. ,,Gesamtschule Gelsenkirchen — Gesellschaftspolitischer Unter-
richt”, Mérz 1969 — unverdffentlichtes Manuskript.
- P. KaBner, Uberlegungen zum Gesellschaftskundeunterricht an Gesamtschulen, in: GS-
Information 1/71, Seite 45ff.
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Inhalte aus den {ibrigen Bereichen kdnnen, soweit sie sich nicht in die obige
Aufteilung integrieren lassen, in Form von Projekten angeboten und epochal
in den Unterricht der Jahrgangsstufen eingebracht werden.

b. Der gesamte Fachbereich wird inhaltlich in ,,Projekte aufgeschliisselt, de-
ren Unterrichtsdauer ein halbes Jahr nicht iiberschreiten sollte. Diese Projek-
te konnen als Wahlalternativen angeboten werden. Dabei muss gewéhrleistet
werden, dass alle Schiiler wahrend der Sekundarstufe I ein bestimmtes, noch
festzulegendes Fundament belegen.

Grundsétzlich sollte akzeptiert werden, dass im Fachbereich Gesellschafts-
lehre soziale Integration Prioritit vor Leistungsdifferenzierung' * hat. Alle
Differenzierungsmaflnahmen sollten auf der Basis der alternativen Wahl-
freiheit beruhen und zeitlich begrenzt sein.'>

Ferner wire rechtlich zu priifen, inwieweit es moglich ist, das Fach Religion
im Rahmen des Schulversuchs in diesen Fachbereich zu integrieren.
SchlieBlich sollte die Verwirklichung facheriibergreifender Projekte und
Teil-Curricula mit dem Bereich ,Arbeitslehre®, mit dem musisch-
dsthetischen Bereich (Kunst), sofern diese auch politische Aspekte (Wer-
bung, Manipulation u.a.) einbezieht, und mit dem Bereich Sprache — als
Kommunikationssystem — durch Kooperation der Lehrer bereits wihrend

der Planungsphase angestrebt werden.

Zu Punkt b)2 — Naturwissenschaften, Technologie, Arbeitslehre
Fragen:

- In welchem Verhiltnis stehen die Naturwissenschaften (Physik, Chemie,
Biologie) zur Technologie und zur Arbeitslehre?

- Wie konnen die facheriibergreifenden Aspekte dieses Lernbereichs zum Be-
reich Gesellschaft und Mathematik unterrichtsorganisatorisch verwirklicht
werden?

- In welchem Verhiltnis stehen die Facher Physik, Chemie, Biologie zueinan-

der — oder, ist an einen ungefacherten Naturlehreunterricht gedacht?

"% S0 hat z.B. die IGS Gelsenkirchen am 7. 7. 1969 einen Antrag an das Kultusministerium gestellt,
der verlangt, auf eine Notengebung im Fachbereich ,,gesellschaftspolitischer Unterricht ganz zu
verzichten.

133 Vgl. B. Frommelt, Das Problem der Differenzierung an Gesamtschulen, in: Informationen zur GS
111, Hessischer Kultusminister, Seite 26f.
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- Soll der naturwissenschaftliche Unterricht mit dem 5. Schuljahr (sog. Friih-
beginn) einsetzen?

- Wie kann verhindert werden, dass Technik/Arbeitslehre zu einem ,,Haupt-
schulfach* in der Gesamtschule wird? — oder wie kann dieses Fach entspre-
chend seiner Bedeutung aufgewertet werden?

Zunichst ist festzustellen, dass im ersten Vorschlag der hessischen Curriculum-
kommission'*® die Naturwissenschaften und Technologie/Arbeitslehre noch als zwei
getrennte Lernbereiche aufgefiihrt worden sind und dass im zweiten Vorschlag die
Zusammenfassung sachlich nicht begriindet wird. Zwar sind die Strukturen des neuen
Fachbereiches Technik/Arbeitslehre vorgezeichnet'”’, und es besteht auch Uberein-
stimmung darin, dass dieser Lernbereich sowohl einen starken Bezug zu den Natur-

wissenschaften'>® als auch zur Gesellschaftslehre'’

haben muss, nur fehlt bis heute
ein liberzeugendes didaktisches Konzept, in dem die genannten Fragen aufgearbeitet
worden sind. Eine befriedigende ,Standortbestimmung® des Bereichs Tech-
nik/Arbeitslehre wird erst aufgrund vorliegender Lernzielkataloge moglich sein. So
hat unser Vorschlag, den Lernbereich b)2 bei der curricularen Vorbereitung fiir die
IGS Géttingen in einen naturwissenschaftlichen und in einen Technik/Arbeitslehre zu
trennen, rein hypothetischen Charakter. Es muss sich im Verlauf der Planungsphase
herausstellen, ob eine solche Trennung sinnvoll ist.

In Anlehnung an Klafki'® sollte fiir die didaktische Konzeptentwicklung gelten,
dass beide Aspekte in der IGS mit dem 5. Schuljahr als obligatorisch im Unterricht
eingefiihrt werden. Es wiére weiter vorzuschlagen, alternativ zur 2. Fremdsprache mit
Beginn des 7. Schuljahres (evtl. auch mit dem 8. Schuljahr) den gesamten Lernbe-

reich Naturwissenschaften/Technik/Arbeitslehre als Wahlpflichtfach anzubieten, wo-

1% Vgl. Bericht der ,,Vorbereitenden Kommission®, W. Klafki, S. 103, dazu auch W. Klafki, Integrier-
te Gesamtschule, Z.f.P. 6/68, S. 565 und 569 — auch hier sind beide Bereiche getrennt.

17 Vgl. dazu Bericht der ,,Vorbereitenden Kommission®, a.a.0., Seite 195ff. — hier ist weitere Litera-
tur genannt.

- Reiner Aebel/Helmut Sommer, Pddagogische Konzeption und Organisation des Wahlpflicht-
faches ,,Technik und Wirtschaft” in der Mittelstufe der Thomas-Mann-Gesamtoberschule Ber-
lin, in: Gesamtschule, Heft 3/1970, Seite 34ff.

- Klafki, Schulz, Kaufmann, Arbeitslehre in der Gesamtschule, Literaturverzeichnis, Seite 51-
72

5% Dazu folgendes Zitat aus ,,Mitteilungen der Kommission, a.a.O., Heft 2, Seite 38:

,Die Technik als das gesellschaftliche Verwertbarkeitsinstrumentarium wissenschaftlicher Ergeb-
nisse ist offensichtlich Angelpunkt fiir Lernzielbestimmungen auch im ,rein’ naturwissenschaftli-
chen Bereich.*

' Vgl. v. Hentig, Systemzwang und Selbstbestimmung, a.a.O., besonders Seite 88fF.

10 Siehe auch Anmerkungen 156 und 157
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bei fachdidaktische Uberlegungen beider Aspekte in kooperativer Zusammenarbeit
permanent abgesprochen und ggf. punktuell in Form von Projekten zu unterrichten
sind. Es leuchtet ein, dass eine solche Konzeption nur auf der Grundlage von team-
teaching zu verwirklichen ist.

Freilich wird es nur mittels eines iiberzeugenden didaktischen Konzeptes, verbun-
den mit einer intensiven Aufklarungsarbeit bei Eltern und Schiilern gelingen, dem
Bereich Technik/Arbeitslehre das Image eines ,,praxisbezogenen Hauptschulfaches
zu nehmen. Dazu ist allerdings die Mdglichkeit einer kontinuierlichen Fortfiihrung
dieses Fachbereiches in der Sekundarstufe 11, wie es beispielsweise in der Thomas-
Mann-Gesamtoberschule Berlin vorgesehen ist,'®' ebenso eine Voraussetzung wie die
vollwertige Etablierung des Faches in der Lehrerbildung.

Erfahrungen an der Peter-Petersen-Schule Hamburg'®, in der das Fach Technik,
Naturwissenschaft, Wirtschaft (TNW) mit Beginn des 7. Schuljahres als Wahlpflicht-
fach alternativ neben Franzosisch und Latein angeboten wird, lassen erkennen, dass

die Schiiler sowohl geschlechtsspezifisch als auch schichtenspezifisch rollenkonform

wiahlen, u.z.
Jungen Franz. 20,5%, Lat. 29,5%, TNW 50,0%
Maidchen Franz.70,6%, Lat. 14,7%, TNW 14,7%
Insg. Franz. 45,1%, Lat. 22,2%, TNW 32,7%

(n = nicht genannt)

Unter schichtenspezifischem Aspekt ist die Tendenz: ,,JJe mehr der eigene Beruf (der
Eltern der Schiiler — Anm. des Verf.) eine praktisch-technische Intelligenz verlangt, je
tiefer die soziale Einstufung, je grofler ist die Neigung fiir das Kind, TNW zu wéh-
len.«'®

Vor allem die Erfahrungen der schwedischen Schulreform zeigen mit aller Deut-
lichkeit, wie in der Form ,,theoretischer und ,,praktischer* Ziige innerhalb der GS die
traditionelle Zweiteilung durch Schultypen fortbestehen kann, wenn eine Reform

c e . . . . 164
primér auf organisatorische Mafnahmen ausgerichtet ist.'

fol Vgl. R. Aebel, H. Sommer, a.a.O., Seite 34 — Anmerkung 1

162§ Roschmann Franz., Latein, TNW als Wahlpflichtfacher in der 5. Klasse einer Gesamtschule, in:
Gesamtschule Heft 2/1971, Seite 34

163 B. Rgschmann, a.a.O., Seite 36

164 Vgl. E. Jiittner, Die Reform des schwedischen Gesamtschulsystems, in: Gesamtschule, Heft 4/1970,
Seite 16ff.
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Setzen wir diese Ergebnisse in Beziehung zu den allgemeinen Zielsetzungen ,,s0zi-
ale Integration und ,,Gleichheit der Bildungschancen®, so wird klar, wie entschei-
dend wichtig flir eine IGS die Verwirklichung der oben aufgefiihrten Forderungen

(didaktisches Konzept, Fortfiihrung in der Sekundarstufe 11, Lehrerbildung) ist.

Zu Punkt b)3 — Sprache und der gesamte Kommunikationsbereich
Fragen:
- Wird Sprache, vor allem Deutsch, als facheriibergreifendes Unterrichtsprin-
zip verstanden?
- Wie ist eine Kooperation mit den anderen Fachbereichen durchfiihrbar?
- Welche Funktion hat Deutsch in der IGS im Hinblick auf einen kompensato-
rischen Sprachunterricht?
- Ist Deutsch ein ,,integriertes Fach oder soll nach Leistung differenziert
werden?
- Mit welcher Fremdsprache wird begonnen und welche Sprachen werden als
2. bzw. 3. Fremdsprache angeboten — Sprachenfolge?

Die Funktion der Sprache als Kommunikationsmittel impliziert bereits ihren ,,fa-
chertiibergreifenden® Charakter. Die hessische Curriculumkommission hat unter die-
sem Aspekt erste Konzepte erarbeitet.'®

Spétestens seit Bekanntwerden der Untersuchungsergebnisse von Bernstein wissen
wir um die Abhdngigkeit von Sprachniveau und Schichtenzugehorigkeit und damit
auch um die schichtenzuweisende Funktion der Sprache. Unter einer emanzipatori-
schen Zielsetzung kommt daher dem sprachlichen Training in der IGS als kompensa-
torischer Faktor eine zentrale Bedeutung zu. Daraus ist abzuleiten, dass eine Diffe-
renzierung nach Leistungskursen einer emanzipatorischen Zielsetzung widersprechen
wiirde,'® da durch sie Gruppen mit homogenem Sprachniveau (= homogene Schich-
tenzugehorigkeit) geschaffen werden. Andererseits bedarf es gezielter Trainingskurse
zum Abbau spezifischer Schwichen, die in homogenen Leistungsgruppen effektiver
unterrichtet werden konnen. Aus diesen Erwigungen sollte im Fach Deutsch weder
nach dem Kern noch nach dem Kursprinzip differenziert werden, sondern unter dem

Primat der Zielsetzung nach einem flexiblen System von heterogenen und homogenen

19 Vg, Informationen Gesamtschule, Hess. Kultusminister, ,,Anregungen zur Gestaltung des Bil-
dungsplans im Fachbereich Deutsch in Gesamtschulen® — iiberarbeitete Fassung, Jan. 1971, Seite
98ff. und 105ff.

1% Anregungen zur Differenzierung im Fach Deutsch vgl. Information Gesamtschule, a.a.O., Seite 1/2
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Gruppen. Die hessische Curriculumkommission empfiehlt beispielsweise fiir das 8.
Schuljahr 60 Unterrichtsstunden in heterogenen und 45 Stunden im homogenen
Gruppen.'”’

Die Wahl fiir Englisch als erste Fremdsprache bedarf in diesem Zusammenhang

1% Als zweite Fremdsprache kénnte mit dem 7. Schuljahr

keiner weiteren Erlduterung
alternativ Franzosisch, Latein, Russisch u-a. angeboten werden. Eine spitere Zuwahl,
also ggf. im 8. oder 9. Schuljahr, sollte jedem Schiiler einer IGS offen stehen.

Die Problematik der 2. Fremdsprache liegt fiir eine IGS allerdings nicht so sehr in
der Sprachenfolge, sondern darin, dass die Schiiler (bzw. deren Eltern) nicht nach
Interessen oder Begabung, sondern nach schichtspezifischen Kriterien wéhlen. Jiittner
weist in diesem Zusammenhang auf die Erfahrungen der schwedischen Schulreform
hin: ,,Die zweite Fremdsprache, im friitheren ,,Parallelschulsystem* ein Indiz fiir ,,h6-
here* Schulbildung, entwickelte sich auch in der Grundschule zu einem bedeutenden
Differenzierungsfaktor, der in betrichtlichem MaBe die Ubertragung des dualistischen

“!9 Eine solche Entwicklung

Organisationsprinzips auf die Grundschule ermdglichte.
muss, da sie den Zielen der IGS widerspricht, vermieden werden. Dazu bedarf es
nicht nur der Voraussetzungen, die wir weiter oben (siche Naturwissenschaften,
Technik) genannt haben, sondern auch einer neuen Zielsetzung des Fremdsprachen-

unterrichts.'”

Zu Punkt b)4 — Logik, Wissenschaftsmethodik, Erkenntnistheorie, Mathematik
Fragen:
- Wie ist das Verhéltnis zwischen mathematischen Feinlernzielen und den all-
gemeinen Leitzielen der IGS in Bezug auf ihre Reversibilitit?
- Ist die bisher praktizierte Leistungsdifferenzierung in Mathematik mit den
Zielsetzungen der IGS vereinbar?
- Kléirung der Verhéltnisse zu anderen Fachbereichen bzw. Lernbereichen.
Die Erweiterung des Lernbereichs Mathematik um Logik, Wissenschaftsmethodik
und Erkenntnistheorie weist auf die geisteswissenschaftliche Struktur dieses Faches
hin und vollzieht zugleich eine Abgrenzung zu den naturwissenschaftlichen Fachern,

denen Mathematik auch in den Lehrplinen von Gesamtschulen — hiufig als Wahl-

167 Vgl. Information Gesamtschule — Fachbereich Deutsch, a.a.O., Seite 24

18 vgl. auch W. Klafki, Integrierte Gesamtschule, a.a.0., Seite 561

' Vgl. E. Jiittner, Die Reform der schwedischen Gesamtschulsystems, a.a.O., Seite 17
70 vgl. W. Klafki, a.a.0., S. 563
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pflichtfach: naturwissenschaftlich-mathematischer Bereich — zugeordnet wird. Eine
Erweiterung des Faches sollte daher von Lernzielen her begriindet werden.

Im Ganzen scheint es aber so zu sein, dass Mathematik fiir die curriculare Pla-
nungsarbeit an IGS von geringer Problematik ist, jedenfalls sind in der Gesamtschulli-
teratur kaum kritische Hinweise zu finden. Die ,,neue Mathematik* hat sich bekannt-
lich in den Schulen relativ schnell durchgesetzt.

Nach den Malstiben einer modernen Curriculumentwicklung ist nun allerdings ei-
ne weitgehend fachdidaktische Herleitung mathematischer Lernziele, wie beispiels-

“171’ nicht mehr vertretbar. Auch

weise in den ,,Weinheimer Gesamtschulcurricula
mathematische Lernziele diirfen nicht beziehungslos neben den Leitzielen der IGS
stehen, sie miissen sich vielmehr von ithnen herleiten lassen bzw. durch sie zu begriin-
den sein. Unter diesem Aspekt sollten die Lernzielkataloge einer Revision unterwor-
fen werden.

Mathematik gilt (neben Englisch) als das Fach, in dem auch an IGS spitestens mit
Beginn des 7. Schuljahres Leistungskurse eingerichtet werden. Eine hinreichende
Begriindung dafiir konnten wir bisher nicht finden.

Im Rahmen der Versuchsbegleitung wire die Hypothese zu iiberpriifen, dass ma-
thematische Begabungen nicht primédr schichtspezifisch determiniert sind, dass also
homogene Leistungsgruppen in diesem Fach eine sozial heterogene Struktur haben
konnen. Von den Untersuchungsergebnissen miissten die Differenzierungsmalinah-
men abhingig gemacht werden. Es wire in Mathematik also durchaus denkbar, nach
Leistung zu differenzieren, ohne das Ziel der ,,sozialen Integration® zu gefdhrden.
Allerdings wiirde es der Zielsetzung ,,Gleichheit der Bildungschancen* widerspre-
chen, wenn nicht allen Schiilern bis zum Ende der Sekundarstufe I die Moglichkeit

geboten wird, die notige Qualifikation fiir die Sekundarstufe II zu erwerben.

Zu Punkt b)5 — der musisch-dsthetische Bereich und Sport
Fragen:
- Nach W. Klafki: ,,Sollen Kunsterziehung und Musik fiir alle Schiiler bis zur
10. Klasse in gleichem Umfang als obligatorisch erkldrt werden, oder emp-
fiehlt sich — auf der Basis eines verbindlichen Unterrichts iiber mehrere

Jahrgidnge hinweg — von der 7., 8. oder 9. Klasse ab eine Organisationsform,

7 Vgl. Weinheimer Gesamtschul-Currricula, hrsg. v. Rolf Burst u.a., Seite 176ff,
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durch die der Schiiler in zunehmendem MafBle Schwerpunkte bilden
kann?«'"

- Wie stellt sich das Verhiltnis des musisch-dsthetishen Lernbereichs unter
dem Aspekt moderner didaktischer Konzeptionen zu anderen Fachberei-
chen, besonders zu Sprache, Gesellschaftslehre, Werken (Gestalten)?

- Waire ein Wahlpflichtfach ,,Kunst*“ denkbar?

- Welche Position hat Sport im musisch-dsthetischen Bereich?

In einem Arbeitsbericht der hessischen Curriculumkommission heil3t es: ,,Da die
Ideologie der Lehrplédne fiir bestimmte Lernbereiche (vor allem Sport und musische
Fécher) so tiberholt erscheint, ist ,,eine Herauslosung der moglicherweise vorhande-
nen Lernziele gar nicht lohnend“'” Zweifellos bewirkt die Krise, in der sich diese
Schulfacher — vor allem Musik, Bild.-Gestalten, Werken (Gestalten/Plastik u.a.) —
befinden, eine Unsicherheit auch im Hinblick auf die Gliederung des Lehrplans. Die-
se wird wohl nur im Rahmen einer umfassenden Curriculumrevision zu 16sen sein.

Es lassen sich jedoch in Ableitung von den allgemeinen Zielsetzungen der IGS so-
wie der Kriterien zur Bewertung und Aufstellung von Lernzielen'” einige hypotheti-
sche Aussagen iiber diesen Lernbereich und seine Stellung im Gesamtlehrplan ma-
chen. So wire es nach den Grundsitzen einer individuellen Forderung und dem Be-
miihen, Schiilern eine moglichst breite Skala von alternativen Lernangeboten bereit-
zustellen, begriindet, Musik und Bild.-Gestalten bereits von der 7. Klasse an als Al-
ternativen anzubieten, evtl. mit der Auflage, dass beide Lernbereiche im Verlauf der
Sekundarstufe I in einem noch zu bestimmenden Umfang von jedem Schiiler zu bele-
gen sind. Es sollte auch im Rahmen der curricularen Planungsarbeit gepriift werden,
ob dieser Bereich nicht durch Inhalte des Werkunterrichts (Plastik, Gestalten), des
Sprachunterrichts (darstellendes Spiel u.a.) und des Sportunterricht (Bewegungsspie-
le, Rhythmik) ergénzt werden kann. Nach den von W. Klafki aufgestellten — im Fol-
genden noch einmal wiederholten — Kriterien zur Bewertung von Lernzielen ist eine
solche Erweiterung dieses Lernbereichs nur konsequent:

- Fahigkeit zur sinnvollen Gestaltung der Freizeit (musische Fertigkeiten,
Sport, Spiel)

- Féhigkeit zur Teilnahme am literarischen und kiinstlerischen Leben der Ge-

genwart

172 W. Klafki, Integrierte Gesamtschule, in: Z.f.P. 6/68, Seite 572
' Vgl. Mitteilungen der Kommission zur Reform der hessischen Bildungspline, Heft 3a,Seite 6
174 Vgl. Pkt. 4.4 dieser Arbeit
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- Fahigkeit zu divergentem Denken und Handeln mit schopferischem Charak-
ter (sog. Kreativitit).

175 koénnte ein solcher

In Anlehnung an die neue schwedische Gesamtschulreform
umfassender Lernbereich ,,Kunst* mit Beginn der 7. Klasse als Wahlpflichtfach ange-
boten werden. Voraussetzung fiir eine solche Konzeption ist allerdings die Bereit-
schaft der Lehrer der eingezogenen traditionellen Facher (und der Lehrerausbildung)
zur Kooperation und zum team-teaching. An der Walter-Gropius-Schule in Berlin ist
z.B. mit der Planung erster integrierter Unterrichtseinheiten aus den Fachern ,,Form
und Farbe* (Bild.-Gestalten), Deutsch und Musik begonnen worden.'’®

Unter dem Aspekt ,.sinnvolle Gestaltung der Freizeit* lieBe sich zwar Sport (Lei-
besiibungen) dem musisch-dsthetischen Bereich zuordnen, wir halten dies aber im
Hinblick auf die curriculare Planung nicht fiir zweckmaiBig, da sowohl die ,,Unter-
richtsinhalte®, die Unterrichtsorganisation und die Unterrichtsriume des Bereiches
,Leibesiibungen* einen spezifisch eigenen Charakter haben. Wir empfehlen daher
einen selbststdndigen Fachbereich.

Als zusammenfassendes Ergebnis dieser kritischen Auseinandersetzung mit dem
Gliederungsvorschlag von v. Hentig und dem der hessischen Curriculumkommission
schlagen wir folgende vorldufige Gliederung des Gesamtlehrplanes fiir die IGS Got-

tingen vor:

175 Vgl. E. Jiittner, Die Reform des schwedischen Gesamtschulsystems, a.a.0O., Seite 19

176 Vgl. Wolfgang Strich, Stoffplan fiir das Fach ,,Form und Farbe* an der Walter-Gropius-Schule in
Berlin, in: Gesamtschule 1971, Heft 2, Seite 11

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



110

Tabelle 1: Vorschlag zur Aufgliederung des Gesamtlehrplans

1. Gesellschaftslehre einschl. als obligatorischer Fachbereich fiir die Se-

Religion kundarstufe I

2. Naturwissenschaften ab 5. Schuljahr

3. Technik/Arbeitslehre (Wahl- ab 5. Schuljahr

pflichtfach) Naturwissenschaften/Technik, Arbeitslehre
(NTA) ab 7. Schuljahr

4. Sprache (Deutsch, Englisch ab 5. Schuljahr

(Wahlpflichtfach) Franzosisch oder Latein oder Russisch u.a.
ab 7. Schuljahr

5. Mathematik ab 5. Schuljahr

6. ,,Kunst* ab 5. Schuljahr

(Wabhlpflichtfach) ab 7. Schuljahr

7. Leibestlibungen als obligatorischer Fachbereich fiir die Se-

kundarstufe |

Die drei Wahlpflichtfiacher stehen dem Schiiler ab Klasse 7 alternativ zur Wahl.
Eine Revision sollte nach einem halben und erneut nach einem Jahr moglich sein.

Im Gesamtlehrplan einer IGS muss aber auch ein Pool von frei zur Verfiigung ste-
henden Stunden enthalten sein. Diese zeitlichen Freirdume innerhalb des Stundenpla-
nes sollten weitgehend ,,unorganisiert” dem Schiiler Raum fiir eigene und selbststin-
dig gewihlte Aktivititen bieten'’’ oder aber fiir die Aufarbeitung von Defiziten ge-

nutzt werden.

"7Vgl. dazu Anhang 1, Seite 137
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6. Vorschlage zur Unterrichtsorganisation und
Differenzierung

6.1 Zum Begriff ,,Differenzierung7s

Ausgangspunkt der padagogischen Diskussion iliber die Differenzierung ist die banale
Erfahrung, dass die Schiiler in Bezug auf ihre Begabungsstruktur, ihre Interessen, ihre
Motivation, ihre Lerngeschwindigkeit, ihre Anspriiche (im Hinblick auf das Schulziel
u.a.) sehr verschieden sind.'” Weder ein gegliedertes Schulsystem noch Differenzie-
rungsmethoden, die die Strukturen des dreigliedrigen Schulsystems reproduzieren —
dazu gehoren auch unflexible Niveau- und Fachleistungskurssysteme /Kern/Kurs,
streaming and setting) — konnen dieser Vielfalt individueller Lernbediirfnisse gerecht
werden. Differenzierungsmafinahmen miissen geeignet sein, die ,,Entwicklung der
Schiiler unter Beriicksichtigung ihrer unterschiedlichen Ausgangslage zu fordern. Vor
dem Hintergrund dieses Zieles kann es dagegen kaum Zweck des Unterrichts sein, die
Unterschiede noch zu vergroBBern. Erziehungs- und Unterrichtsmafnahmen, die auf
die verschiedenen Voraussetzungen der Schiiler Riicksicht nehmen, fallen unter den

Begriff Differenzierung.«'™®

6.2 Differenzierung als MaBnahme zur Verwirklichung von
Lernzielen

Die Entscheidung liber die Formen der Unterrichtsorganisation, besonders iiber den
Grad und die Methoden der Differenzierung, kann nur von den allgemeinen Zielset-
zungen der IGS abgeleitet werden, denn diese haben ihre vermittelte Funktion nicht
nur in den Lernzielen und Lerninhalten, sondern auch in der Organisation des Unter-
richts.

Nun wird aber besonders bei dem Versuch einer Konkretisierung von Differenzie-

rungsmodellen das polare Spannungsverhiltnis, in dem die Forderungen nach ,,Her-

'8 Siehe zu diesem Kapitel auch Pkt. 2.4.4 und 2.4.6 und Anhang Nr. 1

17 Vgl. Torsten Husén, Gunnar Boelt, Begabung, Interesse und Differenzierung, in b.e. 1969, Heft 2,
Seite 21

180 A a.0., Seite 22
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stellung von Chancengleichheit” — was unter diesem Aspekt auch optimale Forderung
des einzelnen Schiilers und eine Individualisierung seines Lernprozesses bedeutet —
und ,,soziale Integration® — was hier zundchst Unterricht in leistungsheterogenen
Gruppen meint — stehen, offenkundig. Diese ,,Spannung* kann in einer IGS nicht da-
durch gelost werden, dass sich ithre Strukturen zugunsten des einen oder des anderen
Zieles verschieben, sondern nur dadurch, dass eine Vermittlung zwischen beiden er-
reicht wird. Diese Vermittlung darf natiirlich nicht nur im Rahmen der Unterrichtsor-
ganisation — hier wird sie im Differenzierungsmodell relevant — sondern sie muss
auch in allen anderen Bereichen einer 1GS geleistet werden. Eine Voraussetzung dazu
wire allerdings eine Revision der heute an den Schulen praktizierten Beurteilungsme-
thoden, mit anderen Worten des geltenden Leistungsbegriffes, der eindeutig kognitive
Schiilerleistungen bevorzugt und damit direkt eine Leistungs- und Niveaudifferenzie-
rung fordert, wihrend Lernen im affektiven Bereich (nach Bloom), wie Kooperations-
fahigkeit, Abbau von Vorurteilen u.a. mit den traditionellen Beurteilungsmethoden
nicht erfasst wird. Eine Kldrung des Leistungsbegriffes in dem Sinne, soziales und
affektives Lernen als ,,Leistung® anzuerkennen, ist folglich eine wesentliche Voraus-
setzung dafiir, ein didaktisches und flexibles Differenzierungsmodell realisieren zu
konnen.

Es zeigt sich, dass Differenzierung kein ausschlieBlich organisatorisches Problem
ist, sondern als eine MaBnahme zur Erreichung von Lernzielen verstanden werden
muss, was bedeutet, dass die Methoden der Differenzierung mit den allgemeinen Ziel-
setzungen, den Lernzielen wie den didaktischen Konzeptionen der Fachbereiche kon-
frontiert bzw. von thnen abgeleitet werden miissen, wenn sie in Bezug auf diese Ziele
keine dysfunktionale Wirkung haben sollen.

Dieser Zusammenhang ist bis heute in der Diskussion um die Differenzierungs-
problematik zu wenig beachtet worden.

Das eigentliche Problem sehen wir aber darin, dass in der BRD wohl iiber die all-
gemeinen Zielsetzungen der IGS als Leerformeln weitgehend ein bildungspolitischer
Konsens besteht, nicht aber tiber deren unterschiedliche Interpretationsmoglichkeiten.
SchlieBlich ist es sowohl die Intention des FEGA-Modells als auch die der ,,Didakti-

181 . . .. .
«“I81 und, wenn wir die extreme Position auf der anderen Seite

schen Differenzierung
hinzunehmen, die des Ausbaus des traditionellen Schulsystems, einen wichtigen Bei-

trag zur Herstellung der Chancengleichheit zu leisten. An dieser Stelle gewinnt das

81 7ur , didaktischen Differenzierung™ siche Bernd Frommelt, Das Problem der Differenzierung an
Gesamtschulen, in: Informationen zur Gesamtschule, Hess, Kultusminister, Seite 19ff.
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Leitziel ,,Emanzipation“182

Bedeutung, indem es bestimmte Interpretationen von
»Chancengleichheit™ und ,,sozialer Integration* und damit auch bestimmte Differen-
zierungsmodelle ausschlief3t, z.B. alle sog. reinen Niveaudifferenzierungen.

Wir werden uns daher nicht mit den Differenzierungsformen des ,,streaming® und
des ,,setting®, auch nicht mit dem Kern/Kurs und dem FEGA-System auseinanderset-
zen, da wir meinen, dass diese Methoden an einer IGS heute nicht mehr praktiziert
werden sollten.'®

Dagegen bieten u.E. flexible und didaktische Differenzierungsformen die Chance,

gesamtschulspezifische Zielsetzungen einzuldsen.

6.3 Versuche mit Formen einer flexiblen und didaktischen
Differenzierung

Bei Gesamtschulplanungen in Nordrhein-Westfalen und in Hessen wird versucht, das
relativ starre Differenzierungsmodell der Berliner Gesamtschulen zugunsten flexibler
Differenzierungsformen'* zu iiberwinden.
Dabei geht man von zwei Pramissen aus:
a. dass auch Kernunterricht ,,Elemente der Differenzierung* enthélt bzw. ent-
halten sollte (z.B. innere Differenzierung, Schwerpunktkurse), wenn der
Anspruch gilt, der Individuallage des einzelnen Schiilers Rechnung zu tra-

gen;

182 Definition siehe Pkt. 4.4, Seite 87

'8 7u den Gefahren eines Kern/Fachleistungskurssystems fiir die Gesamtschule siche u.a. Bernd
Frommelt, Das Problem der Differenzierung an Gesamtschulen, in: Informationen zur Gesamtschu-
le, I11, a.a.O., Seite 22fT.

'8 Vgl. dazu Berichte von J. Lohmann iiber Gesamtschulplanungen in Nordrhein-Westfalen, in: Ge-
samtschulen-Informationsdienst, PZ Berlin, 1969, Heft 3, Seite 421f.

Vgl. Gesamtschulen in Nordrhein-Westfalen, hrsg. von Giinter Bechert, 1971, besonders die Beitra-
ge von Ulrich Schmidt und Siegfried Hebel,

Vgl. Bernd Frommelt, Das Problem der Differenzierung an Gesamtschulen, Informationen I1I,
a.a.0., Seite 19ff

Vgl. Inform. Gesamtschule — Fachbereich Deutsch UNT 2.11.Jan. 71
P, » Fachbereich Unterricht 2.12.Juli 70

»o o » Fachbereich Gesellschaftslehre, August 70
Hrsg.: Hess. Kultusminister

Christoph Edelhoff, Bewegliche Differenzierung im Englischunterricht der Phase des fundamenta-
len Spracherwerbs, in: Gesamtschul-Information, PZ, 2/71, Seite 55ff.
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b. dass auch Kursunterricht integrierende Elemente enthélt bzw. enthalten soll-
te, wenn das Prinzip der Chancengleichheit, hier identisch mit Durchléssig-
keit, bewahrt bleiben soll.

Unter diesen beiden Aspekten verlieren die Termini Kern-/Kursunterricht ihre ur-
spriingliche Bedeutung, sie sind keine sich ausschieBenden Gegensétze mehr. Diffe-
renzierungsmafnahmen erhalten eine andere Funktion, ndmlich die von organisatori-
schen Hilfen zur Erreichung von Lernzielen. Sie beriicksichtigen dabei sowohl die
individuelle Lernsituation des Schiilers als auch die Struktur der Lerninhalte.

Damit ist ein wichtiges Merkmal der ,,didaktischen Differenzierung® angefiihrt,
die, soll sie threr Funktion gerecht werden, immer auch ,,flexibel* sein muss.

Zur Verdeutlichung sei noch eine Definition von E. Schwartz angefiihrt, die zwar
auf die Grundschule bezogen ist, aber durchaus auch fiir die Sekundarstufe I Giiltig-
keit hat:

»Didaktische Differenzierung zielt auf eine optimale Begabungsentfaltung unter
schulischen Bedingungen, indem sie nach dem Prinzip der Passung laufend, partiell
und wechselnd die unterschiedlichen Lernziele nach Anspruchsniveau, Zielhohe,
,Begabungs“-Richtung in Beziehung setzt zu der individuellen Ausgangslage und
sich dann der verschiedenen Methoden, Medien und sozialen Gruppierungen bedient,
um so den ,,Begabungs“-Prozess optimal zu entfalten und Kreativitit zu ermogli-
chen.“'®

Es gibt bisher aber noch keine wirklich fundierten, auch empirisch abgesicherten
Ergebnisse, die hinsichtlich der Durchldssigkeit , der Forderungsmdglichkeiten in
Bezug auf Defizite und spezifische Interessen und Begabungen, der moglichen Dis-
kriminierung sog. leistungsschwacher Schiiler und den ,,Verlust® der konstanten sog.
Klassengemeinschaft gesicherte Aussagen zulassen. Lediglich fiir einzelne Facher —
Englisch, eigensprachlicher Unterricht, Mathematik — '* liegen erste, allerdings recht

positive Erfahrungsberichte vor.

185 Vgl. Erwin Schwartz, Funktion und Reform der Grundschule, in: Information des Hess. Instituts fiir
Lehrerfortbildung, Heft 1, Seite 171f.

186 Vgl. Gesamtschulen in Nordrhein-Westfalen, a.a.O., Informationen hess. Kultusminister, UNT 2;
Edelhoff, a.a.O.
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6.4 GroBgruppe als Organisationseinheit

1 . . .
87 darauf hin, dass ,bislang ein Zusammenhang

Flechsig weist in einem Gutachten
zwischen Unterrichtserfolg und Gruppengrofle (Klassenfrequenz) zumindest im Be-
reich von Gruppengroflen zwischen 25 und 40 Schiilern noch nicht nachgewiesen
werden (Husén 1967, Marklund 1962) konnte. Er widerspricht auch der géngigen
Auffassung, ein Unterricht sei umso effektiver, je kleiner die Gruppe ist, in der er
stattfindet. Die Wirksamkeit verschiedener Formen der Grof3gruppeninstruktion be-
stitigen seine These. Das Gutachten macht allerdings die Notwendigkeit einer Kla-
rung dieses Problemkomplexes im Rahmen von Schulversuchen deutlich. Kontrollier-
te Versuche mit didaktischen Differenzierungsmodellen werden im besonderen Malle
zur Authellung dieser wichtigen Frage beitragen konnen.

Die traditionelle Organisationseinheit der Klasse von in der Regel 25 — 40 Schiilern
verliert im Rahmen der didaktischen Differenzierung ihre zentrale Bedeutung,

- da sie (unter historischem Aspekt) 6konomisch und nicht pddagogisch be-
griindet ist,

- da sie als Basisgruppe fiir ein flexibel und didaktisch ausgerichtetes Diffe-
renzierungsmodell und fiir team-teaching zu wenig Schiiler umfasst,

- da sie als Gesprachs- und Diskussionsgruppe zu grof ist.

Eine IGS muss hier neue Losungen finden, auch wenn die {iblichen
Raumverhiltnisse der Schulen und zudem noch die Praktiken der Schulbehorde,
Lehrermesszahlen im Verhéltnis zu der Anzahl der Klassen einer Schule zu
berechnen, schiileraddquate Differenzierungsformen zumindest erschweren. Damit ist
implizit zum Ausdruck gebracht, dass ein Unterricht, der den Intentionen einer
didaktischen und flexiblen Differenzierung folgt, wichtige Konsequenzen hinsichtlich
des Schulbaues fordert.

Sie zielen

- auf eine konsequente Verwirklichung des Fachbereichsprinzips (Unter-
richtsmaterialien miissen schnell verfligbar sein)

- auf variable GroBgruppenrdume (auf- und unterteilbar durch Stellwénde,
Regale, Faltwinde u.a.)

- auf eine flexible Schulbaukonstruktion, die langfristig auch radikale Verén-

derungen (z.B. Entfernen oder auch Einsetzen von Wénden) zulésst.

'8 Vgl. K. H. Flechsig, Die Steuerung und Steigerung der Lernleistung durch die Schule, in: H. Roth
(Hrsg.), Begabung und Lernen, Seite 454
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Nun deuten die Termini ,,didaktisch* und ,,flexibel” in Bezug auf ,,Differenzie-
rung* bereits an, dass es weder eine konstante noch eine optimale Gruppengrofle ge-
ben kann, sondern dass diese, wie die Zusammensetzung der Gruppe, letztlich von
den Lernzielen abzuleiten ist. Allerdings bediirfen DifferenzierungsmaB3nahmen in
einer groBen Schule eines organisatorischen Rahmens, einer Art Orientierungssche-
ma, in dem sie wirksam werden konnen.

Fiir das Versuchsprojekt der IGS Goéttingen schlagen wir jeweils eine Jahrgangs-
stufe (240 Schiiler) als Basis fiir unterrichtsorganisatorische MaBnahmen vor. Ein
Team von Lehrern und anderen pddagogischen Mitarbeitern aus den jeweiligen Fach-
bereichen sollte den Unterricht fiir diese Gruppe 0konomisch sinnvoll, u.a. also ar-
beitsteilig, planen, vorbereiten und schlieBlich die Ergebnisse der unterrichtlichen
Umsetzung kritisch kontrollieren. Fiir den Unterricht selbst wird die Jahrgangsstufe in
zwel von der Sozial- und Begabungsstruktur her gleichwertige Gruppen aufgeteilt.
Jede dieser Grofigruppen miisste von einem ,konstanten* Lehrerteam unterrichtet
werden. Voraussetzung ist, dass der Unterricht wenigstens fiir einen halben Jahr-
gang/120 Schiiler), moglichst aber fiir den ganzen Jahrgang, parallel geschaltet wird.

Damit konnte die Grof3gruppe (120) fiir die Schiiler zugleich eine Art Orientie-
rungsfunktion iibernechmen,'®® sie miisste also iiber einen lingeren Zeitraum, sicher
wihrend der ersten beiden Jahre der Sekundarstufe I, in ihrer Zusammensetzung mog-
lichst konstant bleiben und sollte sich auch dann nur, entsprechend den Bediirfnissen
der Schiiler und des Unterrichts, nach und nach lockern, also ggf. stufeniibergreifende
Gruppierungen zulassen.

Diesem Vorschlag liegen zwei — freilich noch unbewiesene — Thesen zugrunde:

- dass ein Team von Lehrern (in der Praxis werden es bei 130 Schiilern 3 — 5
Lehrer sein — in diesem Rahmen bietet sich die Mitarbeit von padagogischen
Assistenten an) eine Gruppe von 120 Schiilern sinnvoller, und zwar aus ar-
beitssoziologischen, psychologischen und organisatorischen Griinden, be-
treue und unterrichten kann als eine Gro3gruppe von 240 Schiilern;

- dass 120 Schiiler als Population ausreichen, um sowohl fiir ermittelte Defi-
zite als auch fiir spezifische Begabungen bzw. Interessen noch ausreichende

Gruppen bilden zu kénnen;

'8 Unterhalb® dieser GroBgruppen miissen sogenannte Tutorengruppen eingerichtet werden, die nicht

mehr als 15 Schiiler umfassen sollten und die sich ihren ,,Vertrauenslehrer* selbst wihlen. Sie bil-
den die eigentliche Bezugsgruppe fiir den Schiiler. Die Tutorengruppe trifft sich regelmifBig, mog-
lichst tiglich, um alle anfallenden Probleme der Schiiler zu diskutieren und nach Lésungsmoglich-
keiten zu suchen.
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- dass bei einer Grof3gruppe — als Organisationseinheit fiir die Schiiler — von
mehr als 120 Schiilern ,,Orientierungsschwierigkeiten* auftreten;

- dass die Moglichkeit einer Kompensation von Sozial- und Verhaltenssto-
rungen bei Schiilern in einer GrofBgruppe mit flexiblen Binnendifferenzie-
rungen eher gelingt als in konstanten Klassengruppierungen.

Als Alternative zu diesem ersten Vorschlag wire es auch denkbar, die Planung und
Vorbereitung des Unterrichts — bezogen auf eine Jahrgangsstufe — bei konsequenter
Ausrichtung auf die gleichen, gemeinsam akzeptierten Lernziele, zwei konkurrieren-
den Teams eines Fachbereiches zu iiberlassen, also nicht nur die Phase des eigentli-
chen Unterrichts, sondern auch die der Planung und Vorbereitung auf eine GroB3grup-
pe von 120 Schiilern auszurichten. Bei Praktizierung dieses Vorschlages wire auch
die Forderung einfacher zu verwirklichen, Schiiler an der Planungs- und Vorberei-
tungsphase zu beteiligen, denn dies wird in einem kleineren Team sinnvoller zu reali-
sieren sein. Bei diesem Alternativvorschlag konnten gleiche Lernziele innerhalb eines
Jahrgangs und innerhalb eines Fachbereichs durch unterschiedliche Lerninhalte und
Methoden erreicht werden.

Die Phase der Lernzielkontrolle und der Revision miisste dann wieder gemeinsam
erfolgen.

Selbstverstdandlich darf ein Orientierungsrahmen, der nur auf einen halben Schiiler-
jahrgang ausgerichtet ist, keine Gruppierungen verhindern, die nur im Rahmen einer
ganzen Jahrgangsstufe, evtl. auch stufeniibergreifend'®’, sinnvoll sind. Wir denken
dabei u.a. an differenzierte Legastheniekurse, die Forderung spezifischer Begabun-
gen, Gastarbeiterkinder.

Beide Vorschldge setzen eine voll ausgebaute IGS voraus, also ein voll besetztes
Lehrerkollegium, da nur dann die notwendige Parallelschaltung des Unterrichts eines
Schiilerjahrganges in allen Fachbereichen gewihrleistet ist. Fiir die Aufbauphase —
unser Strukturplan geht von einem sukzessiven Aufbau der IGS aus — miissen Uber-
gangslosungen gefunden werden. Es sollte aber in allen Fachbereichen von Beginn an
moglich sein, den Unterricht fiir eine halbe Jahrgangsstufe (GroBgruppe von 120

Schiilern) parallel zu schalten.

'% Die Moglichkeit einer jahrgangsiibergreifenden Konzeption muss als offene Frage erkannt und
sollte in der unterrichtlichen Praxis auf ihre Notwendigkeit und Durchfiihrbarkeit hin gepriift wer-
den.
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6.5 Differenzierungs- und Gruppierungsmoglichkeiten
innerhalb der Grof3gruppe

Flechsig betont in dem bereits erwédhnten ,,Gutachten und Studien* des Deutschen
Bildungsrates die Notwendigkeit, ,,bei kiinftigen Entwicklungen und Experimenten die
verschiedenen Formen der Unterrichtsorganisation nicht isoliert, sondern im Zusammenhang
langfristig geplanter und detailliert entwickelter Kurse zu sehen, wobei das Kursangebot
selbst weitergehende Alternativen gestatten muss als bisher*, und ,,Unterrichtssysteme zu
entwickeln, die eine Gruppierung der Schiiler nach lernrelevanten Kriterien vorsehen
und sich weitgehend den individuellen Lernvoraussetzungen jedes Schiilers in jedem
neuen Lernbereich anpassen.“'”’ Diese Aussagen enthalten wichtige Hinweise fiir
Differenzierungsmafnahmen, und zwar:

- DifferenzierungsmaBBnahmen innerhalb der GroBgruppe sind abhéngig von
der curricularen Planung der Fachbereiche, letztlich also von den Lernzielen
und Lerninhalten.

- Die an die Schiiler gerichteten Lernangebote sollten Wahlmoglichkeiten
einbeziehen.

- Die individuelle Lernvoraussetzung des Schiilers (im Blick auf ein zu errei-
chendes Lernziel) ist ein hervorzuhebendes Differenzierungskriterium.

- Es miissen ,,Sondierungsverfahren® (Diagnosen, Tests) zur Ermittlung der
Lernvoraussetzungen entwickelt werden.

- Alle Gruppierungen sind zeitlich instabil, da sie sich verdndern konnen, so-
bald ein Teillernziel erreicht ist.

Nun schliefen u.E. Differenzierungsmafinahmen auf der Grundlage ,,individueller
Lernvoraussetzungen® nicht zwangsldufig schichtspezifische Gruppierungen aus, da
soziokulturell bedingte Verhaltensmerkmale wie Motivation, Sprachverhalten, Selbst-
stindigkeit u.a. auch in Bezug auf anzustrebende Lernziele Bedeutung haben und
folglich den Lernerfolg und die Lerngeschwindigkeit beeinflussen. Hier fallt die Auf-
gabe, die Zielsetzung ,,soziale Integration nicht zu vernachlissigen, zurlick an die
curriculare Detailplanung. Es miissen Kurse entwickelt werden, die kognitive, soziale
und affektive Leistungen als Lernvoraussetzungen beriicksichtigen und fordern, also
als Lernziele anbieten. Allerdings zeigen die einjdhrigen Erfahrungen des
Frondenberger IGS-Versuchs (dort wird wie an der IGS in Kamen/NRW das Modell

einer flexiblen Differenzierung erprobt), ,,dass sich auch bei einer auf Lernvorausset-

0 K. H. Flechsig, Die Steuerung und Steigerung der Lernleistung in der Schule, a.a.0., Seite 458.
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zungen bezogenen Homogenisierung der Schiilergruppen keine festen, liber mehrere
Unterrichtseinheiten konstant bleibenden Niveaugruppen herausgebildet haben'’,
doch wird dieses Ergebnis eingeschrankt durch die Feststellung, dass die Fluktuation
umso stérker ist, ,,je eher sich Unterrichtsgegenstdnde vom Sprachverhalten der Schii-
ler losgeldst behandeln lassen. '

Es erscheint uns zur Zeit noch nicht moglich — und vielleicht auch nicht erstre-
benswert —, die einzelnen oben genannten Forderungen an die Unterrichtsorganisation
in Anlehnung an Flechsig sozusagen in ein Differenzierungsmodell zu integrieren,
vielmehr sollte ihre Realisierung durch unterschiedliche Mafinahmen und Methoden
erreicht werden.

Die gegenwirtige progressive Gesamtschulpraxis versucht eine Losung durch Un-
terteilung der Lehrpléne in ein Fundamentum und ein Additum. Dabei soll das
Fundamentum so strukturiert sein, dass es allein zu allen Berechtigungen fiihrt, ,,wéh-
rend das Additum in dem Mal3e, in dem der Schiiler daran teilnimmt, seine Kenntnis-
se und Fahigkeiten im Sinne des Schulzwecks (besser wire: der allgemeinen Lernzie-
le — Anm. d. Verf.) bereichert. Fundamentum und Additum sind dementsprechend
verschieden strukturiert. Das Fundamentum ist fiir die gesamte Schulzeit als ge-
schlossenes, lehrganghaft aufgebautes Lernprogramm zu planen.«'”

Ein Grundmodell nach diesem Verfahren (z.B. fiir Mathematik) konnte folgender-
maflen organisiert sein:

- Kernphase: heterogene Gruppierungen, Erarbeitung des Fundamentums
entweder durch FEinzelarbeit (individualisiertes-programmiertes Arbeits-
material), Partner- und Kleingruppenarbeit, in sog. Mittelgruppen (Klasse
ca. 30 Schiiler) oder im Wechsel zwischen GroB3gruppe und den anderen
moglichen Gruppierungen.

- Kursphase: homogene Gruppierung aufgrund der Testergebnisse im Bezug
auf das Fundamentum etwa in drei Niveaus: Zusatzgruppen (Lernziele des
Fundamentums erreicht), Wiederholungsgruppe I (kleine Schwichen im
Fundamentum), Wiederholungsgruppe II (groBere Schwichen im Funda-

194
mentum)"’

P! Ulrich Schmidt, Gesamtschule Frondenberg: GroBgruppenunterricht und team-teaching, in: Ge-
samtschulen in Nordrhein-Westfalen, Seite 55.

192 Ulrich Schmidt, a.a.0., Seite 55
193 Vgl. Ulrich Schmidt, a.a.0., Seite 51

194 Vgl. Klaus Schittko, PHN-Abt. Hannover, Zur Frage der Differenzierung in der Gesamtschule,
unverdffentlichtes Manuskript, ohne Datum (1971!)
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Dieses Modell zeichnet sich durch zwei Vorziige aus: einmal sind die Lernziele des
Fundamentums wirkliche Fundamentalziele, zum anderen sind Testen und Gruppieren

195
.Um nun zu

MaBnahmen zur Lernzielerreichung, und zwar fiir alle Schiiler
verhindern, dass der Abstand zwischen den Schiilern der Zusatzgruppe, also denen,
die im Riickblick auf das Fundamentum keine Defizite aufgewiesen haben, und denen
der tbrigen Kursgruppen nicht von Lernzielkomplex zu Lernzielkomplex immer
grofBer wird, sollte das Programm der Zusatzgruppe den folgenden Abschnitt des
Fundamentums weder teilweise noch ganz vorwegnehmen, sondern

- Lernschwichen dieser Schiiler in anderen Fachbereichen abbauen,

- Angebote frei zu wihlender Beschiftigung, evtl. in Form alternativer, ,,lehr-

planunabhéngiger* Zusatzstoffe, bereitstellen,

- Helferdienste in anderen Gruppen mit Lernschwierigkeiten vorsehen.

Innerhalb dieses Grundmodells (Fundamentum/Additum) sind weitere Variationen

moglich, von denen drei besonders erwihnt werden sollten:'”®
- Gruppierungen aufgrund von Wahlmoglichkeiten,
- Gruppierungen nach zusitzlich notwendig werdenden Hilfen,
- Gruppierungen durch Férderung besonderer Begabungen.

Vor allem die Moglichkeiten der Wahldifferenzierung durch alternative Lernange-
bote bei gleichen Lernzielen verdienen w.E. unter dem Aspekt einer wiinschenswerten
Motivationssteigerung der Schiiler sowie der Einiibung von Wahlverhalten mehr Be-
achtung. So wiére eine ,,Auflockerung® der Kursphase denkbar durch

- projektorientierten Unterricht, in dem die Schiiler bei arbeitsteiligem Ver-
fahren ihre Teilaufgaben selbst wihlen,

- Schwerpunktkurse gleicher Zeitlinge und Intensitit, aber unterschiedlich
strukturiert in Bezug auf die Lerninhalte;

- Intensiv- und Grundkurse in Anlehnung an das Differenzierungsmodell der
Odenwaldschule'’; (alle Wahlmdglichkeiten schlieBen auch eine Wahl des
Lehrers durch die Schiiler ein).

Detailliert dargestellte Konzepte:

Vgl. Der Hess. Kultusminister, Unt. 2.12. Juli 1970, Englisch Klasse 7: Bericht {iber die audiolin-
guale Konzeption, Seite 5ff., a.a.0., Gesamtschule — Schwerpunkt Differenzierungsprobleme im
Englischunterricht ab 8. Schuljahr, Seite 2ff.

Vgl. Gesamtschule in Nordrhein-Westfalen, a.a.O., H. Borchers, H. Krdmer, Probleme des Mathe-
matikunterrichts an der Gesamtschule ..., Seite 181ff.

13 vgl. K. Schittko, a.a.0., Seite 2
¢ Vgl. zu diesen drei Aspekten besonders: Klaus Schittko, a.a.O., Seite 4
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In Weiterfithrung dieser Gedanken sollte auch die Moglichkeit einer Zusammen-
fassung von Fundamentum und Additum im Sinne von Flechsig beachtet werden, der
»die Entwicklung und Erprobung systematisch aufgebauter Kurse, die eine variable
Gruppierung der Schiiler vorsehen® ... und ,,die Integration solcher Kurse zu einem

Schulsystem*'”®

zunichst als Modellversuch vorschlégt.

Gruppierungen mit Schiilern, die zusétzlicher Hilfe bediirfen, um Defizite auszu-
gleichen, sollten ebenso wie Gruppierungen nach besonderer Begabung einwandfreie
Diagnosen vorausgehen. Eine Differenzierung, die sozial diskriminiert, widerspricht
den Zielen einer IGS nicht weniger als die Vorstellung, Chancengleichheit sei nur
dadurch herzustellen, dass sozial begiinstigte und leistungsfdahige Schiiler unter Ver-
zicht auf eigene Forderung zusitzliche Leistungen zugunsten milieubehinderter und
lernschwacher Schiiler zu erbringen htten.'”

AbschlieBend soll noch ein fiir die Planungsarbeit zentrales Problem skizziert wer-
den, wir meinen die Interdependenz von Differenzierungsmodell und Raumstruktur.
Bekanntlich kann durch eine falsche Raumplanung und -gestaltung der Spielraum fiir
unterrichtsorganisatorische MaBBnahmen erheblich eingeschrinkt werden. Unsere Fra-
ge muss daher lauten: Welche Forderungen stellt ein flexibles und didaktisch orien-
tiertes Differenzierungsmodell an die Raumplanung — oder: lassen sich Aussagen iiber
wiederkehrende Gruppengrofen machen?

Zunichst konnen wir aus den vorangegangenen Uberlegungen ableiten, dass kon-
stante Schiilergruppen innerhalb der GroBgruppe iiber einen lingeren Zeitraum unse-
rer Konzeption widersprechen wiirden, da Lernvoraussetzungen der Schiiler und
,Lerninhalte keine festen Groflen sind, sondern der Verdnderung unterliegen (Lern-
erfolge, Einstellungsveranderungen, Curriculumrevision u.a.).

Nun lassen allerdings unterrichtsorganisatorische Erfahrungen auch konkretere Vo-
raussagen lUber mogliche Gruppengrofen zu. Ferner haben Lernziele der 1GS, die un-
ter den Stichworten ,,Kooperation* und ,,Kommunikation* zusammengefasst werden
konnen, Konsequenzen fiir die Gruppenbildung. Sie fordern Partnerarbeit, Lernen in
Kleingruppen von ca. 3-6 Schiilern und Diskussionsgruppen, die nicht mehr als 15

Schiiler umfassen sollten.””

7'W. Edelstein, Odenwaldschule. Eine differenzierte Gesamtschule, 1967

1% ygl. K. H. Flechsig, Die Steuerung und Steigerung der Lernleistung ..., a.a.0., Seite 458
% vgl. Ulrich Schmidt, Gesamtschule Frondenberg, a.a.O., Seite 53

20 yg Ulrich Schmidt, a.a.0., Seite 48
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SchlieBlich wird die Einzelarbeit, z.B. an strukturierten Lernprogrammen, einen
breiten Raum im Unterricht einer IGS einnehmen, wobei noch nicht geklért ist, wie
grof3 eine Gruppe mit Einzelarbeit beschiftigter Schiiler maximal sein darf, um von
einem Lehrer ausreichend mit Lernhilfen und Verhaltenskontrollen versorgt werden
zu konnen. Eine Prognose iiber die optimale Stirke dieser Gruppen ist darum schwie-
rig, weil sie von Faktoren abhéngig ist, die beim gegenwairtigen Stand besonders der
curricularen Planung noch weitgehend unbekannt sind, wie z.B. der Qualitdt der Pro-
gramme und der Motivation der Schiiler, die beide wiederum in einem engen Zusam-
menhang stehen. Die Planung der IGS in Frondenberg geht von maximal 50 Schiilern
aus.”!

Fassen wir die Ergebnisse unserer Uberlegungen zusammen, so ergeben sich fol-
gende Gruppierungsmoglichkeiten:

- die GroBgruppe mit 120 Schiilern eines Jahrgangs (Instruktionen, Einfiih-
rungen, Demonstrationen, Tests u.a.);

- die Diskussionsgruppe mit nicht mehr als 15 Schiilern;

- die Kleingruppe mit ca. 3-6 Schiilern;

- Partnerarbeit — 2 Schiiler —

- Unterschiedlich groBe, mit Einzelarbeit beschaftigte Gruppen — maximal ca.
50 Schiiler;

- Schiilergruppen zur Erarbeitung des Fundamentums — GroBgruppe geteilt
durch Anzahl der Lehrkrifte = sog. Mittelgruppe (ca. 30 Schiiler) oder
Gruppierungen je nach den didaktischen Erfordernissen;

- Schiilergruppen zur Erarbeitung des Additums, von Projekten und Kursen —
je nach den didaktischen Erfordernissen und dem Wahlverhalten der Schii-
ler. Diese Gruppen bleiben so lange konstant, bis ein intendiertes Teillern-
ziel erreicht ist oder Inhalte und Verfahren wechseln.””

- Daraus folgt fiir die Bauplanung: Traditionelle Klassenrdume, auch wenn sie
sich zu Fachbereichen gruppieren, werden den Anforderungen eines flexibel
und didaktisch orientierten Differenzierungsmodells nicht gerecht, dieses ist

vielmehr nur in Groflriumen mit einer variablen, technisch modernen Aus-

21 ygl. Ulrich Schmidt, Gesamtschule Frondenberg, a.a.O., Seite 48

202 Vgl. dazu U. Schmidt, Gesamtschule Frondenberg, a.a.0., Seite 54, und C.Edelhoff, Bewegliche
Differenzierung im Englischunterricht der Phase des fundamentalen Spracherwerbs, in PZ Gesamt-
schulinformationen 2 — 71, Seite 72/73 — Edelhoff fiihrt das Beispiel einer Gruppierung nach einem
Schreibtest an. Dabei ergibt sich eine Aufteilung der GroBgruppe (105 Schiiler in vier Gruppen von
je 70, 10, 12 und 13 Schiilern).
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stattung (Schalldampfung, Stell-, Falt- und/oder Tafelwinde, mobile Regale,
Overhead-Projektoren, Anlage fiir computerunterstiitzten Unterricht) zu rea-

.. 203
lisieren.

3 ygl. U. Schmidt, a.a.0., Seite 55/56. Die Konzeption in Frondenberg sieht eine Erginzung der
GroBriume um variable Ubungszonen fiir jeweils 29 Schiiler in den Fachbereichen Naturwissen-
schaft, Technik, Kunst und Musik vor.
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7. Vorschlag zur Organisation der Planungsphase

Mit unseren Vorschldagen zur Unterrichtsorganisation haben wir den letzten zentralen und

strukturbestimmenden Bereich einer IGS in den Grundziigen dargestellt. Es entspricht nun

den Intentionen dieser Arbeit, die entworfenen Grundstrukturen in einem konkreten

Schulversuch — hier fiir die IGS in Gottingen-Geismar — zu verwirklichen. Voraussetzung fiir

die Realisierung eines solchen Zieles ist die frithzeitige Beteiligung der zukiinftigen Lehrer

dieser Schule im Rahmen einer Organisation der Planungsphase,

die die einzelnen Funktionen und Kompetenzen im gesamten Planungsbe-
reich in ihren Interdependenzen und Abhéngigkeiten erkennbar macht;

die einen optimalen Informationsfluss sicherstellt;

die die verschiedenen Arbeiten und Projekte koordiniert;

die eine Isolierung einzelner Arbeitsgruppen vermeiden hilft;

die Spezial- und Fachwissen optimal einsetzen hilft;

die eine kritische ,,Selbst“-Kontrolle und Diskussion gewéhrleistet;

die mogliche Konflikte innerhalb der Planungsgruppe transparent macht und
zugleich rationale Losungen ermoglicht,

die eine Koordination verschiedener und evtl. divergierender Interessen und
Forderungen, die von einzelnen Bereichen (Arbeitsgruppen) der Planungs-
gruppe gegeniiber ,,fremden® Institutionen und Organisationen vorgebracht

werden bzw. durchzusetzen sind, ermdglicht.

Neben diesen allgemeinen Grundsédtzen miissen bei der Organisation der Planung

die versuchsspezifischen und regionalen Bedingungen beriicksichtigt werden. Dazu

gehoren fiir das Gesamtschulprojekt Gottingen-Geismar:

ein Planungs- und Vorbereitungsspielraum von ca. 2 2 Jahren (der Unter-
richt soll im Sommer 1974 mit der 5. Klasse aufgenommen werden),

durch den Standort zweier Hochschulen die Moglichkeit einer wissenschaft-
lichen Beratung, deren Funktion sowohl eine korrektive wie auch eine initi-
terende sein sollte,

ein relativ breit ausgebautes traditionelles Schulsystem und damit eine mog-
liche ,,Reserve® an Lehrern fiir die Vorbereitung des Schulversuchs,

die Attraktivitit der Stadt fiir Lehramtsabsolventen der Hochschulen wie
auch fiir Lehrer, die von auflerhalb eine Versetzung nach Gottingen anstre-

ben, so dass ein evtl. Personalfehlbestand zu decken sein wird.
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Wir haben in dieser Arbeit mehrfach zum Ausdruck gebracht, dass die IGS nur
dann ihre Ziele verwirklichen kann, wenn sie die Reform der Lehrpléne und deren
Umsetzung in die Praxis zu ihrem zentralen Anliegen macht. Folglich muss auch die
curriculare Planungsarbeit im Mittelpunkt der Schulversuchsvorbereitung stehen. Im
Rahmen dieser Entwicklungsarbeit wiren auf der Grundlage der Fachkenntnisse der
beteiligten Lehrer sowie in Kooperation mit Experten der ortlichen Hochschulen und
unter Auswertung der in anderen IGS-Planungsgruppen bzw. Lehrplankommissionen
erarbeiteten Konzepte eigene fachbereichsbezogene und interdisziplinére /ernzielori-
entierte Lehrpldne zu entwerfen, die — mit dem 5. Schuljahr beginnend — sukzessiv
bis zum 10. Schuljahr fortgefiihrt werden miissten. Diese Arbeit kann unter dem As-
pekt eines kontinuierlich aufbauenden und gleiche allgemeine Lehrziele verfolgenden
Gesamtlehrplanes nur in enger Kooperation mit den Grundschulen des zukiinftigen
Einzugsbereiches der IGS und der Planungsgruppe fiir die Sekundarstufe 1 geleistet
werden.

Die eigene auf den konkreten Schulversuch bezogene Lehrplanarbeit sollte also,
soweit qualitativ vertretbar, Ergebnisse ,,fremder* Planungsgruppen und Kommissio-
nen libernehmen — allerdings nicht unreflektiert rezeptiv, sondern im Sinne einer kriti-
schen Auseinandersetzung und Weiterentwicklung. Dabei darf allerdings der Kontakt
zur Diskussion um die Bedingungen und Anspriiche einer im anspruchsvollen Sinne
wissenschaftlich orientierten Curriculumreform nicht verloren gehen. Hierzu bedarf
es einer regelméBigen ,,internen* Information der Mitglieder der Planungsgruppe, d.h.
dieses Thema muss wiederholt zum Gegenstand von Diskussionen gemacht werden.
Es besteht unter diesem Aspekt ein Zuordnungsverhiltnis, das schematisch folgen-

dermafen dargestellt werden konnte.
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Einseitige , korrektive* Informationen und Anregungen

/
Planungsgruppen und Informationen iiber
Ergebnisse iiberregionale Lehr- laufende Curriculum-
< plankommissionen in projekte im In- und
anderen Bundesldndern Ausland
Planungsgruppe des Ge-
samtschulversuchs Got-
tingen Geismar
Kooperation mit Ge- Wissenschaftliche
samtschulversuchen in Beratung durch hiesi-
Niedersachsen ge Hochschulen

Wechselseitige ,,korrektive* Zusammenarbeit

Abbildung 5: Modell zum Informationsfluss der Mitglieder der Planungsgruppe

Das Modell soll im Folgenden weiter konkretisiert werden:

Die Kritiker®” einer pragmatischen Lehrplanreform machen es sich u.E. zu ein-
fach, wenn sie z.B. unter Hinweis auf die Lehrplankommission in Hessen oder auf das
Institut fiir die Pddagogik der Naturwissenschaften in Kiel die Akzentuierung dieser
Arbeiten, die nach ihrer Meinung zu einseitig auf die ,,Hervorbringung von Curricula*
ausgerichtet sind, beanstanden. Sie entdecken eine Vernachldssigung der Begriindung
von Lernzielen und vermissen weiter in den ,,isolierten” Ansdtzen eine Verbindung
zum Gesamtcurriculum, das nach ihrer Meinung zuerst entwickelt werden miisste,
und zwar auf der Grundlage umfassender Situationsfeldanalysen, Absolventen-
befragungen und Bedarfsanalysen u.a.*”

Es ist einzusehen, dass ein solches Programm Jahre bendtigen wiirde, bis erste Er-

gebnisse die Schule erreichten. Seine Konsequenz liegt auf der Hand:

204 Vgl. dazu Doris Knab, Ansitze zur Curriculumreform in der BRD, a.a.O., besonders Seite 19

%5 ygl. Robinsohn, a.a.0., Seite 48, Bildungsreform als Revision ...
D. Knab, a.a.0., Seite 22, Ansédtze zur Curriculumreform.
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Keine Schulversuche, solange die grundlegende curriculare Reform nicht geleistet
ist.

Wir meinen, dass in Kenntnis der Schulrealitét ein solches Vorgehen nicht zu ver-
treten ist. Wer die Kritik am traditionellen Schulsystem nachvollzogen hat, wird
strukturelle Reformanséitze dort, wo sie von ,,unten‘ initiiert werden, nicht durch den
Hinweis auf eine ungesicherte Begriindung ihrer Ziele bremsen und gar ablehnen. Wir
halten eine breit angelegte Curriculumreform fiir dringend erforderlich, diese macht
aber ,,pragmatische* Reformbemiihungen nicht tiberfliissig. Eine Curriculumrevision,
die die Schule verdndern will, kann nur in einem Prozess wechselseitiger Entwicklung
vollzogen werden.

Nach diesen Voriiberlegungen soll nun der ,,Organisationsplan fiir die Planungs-
phase‘ konkretisiert werden. Die im nachstehenden Verzeichnis (Pkt. 7.1) aufgefiihr-
ten Arbeits- und Fachbereichsgruppen resultieren einmal aus unserem Vorschlag zur
»QGliederung des Gesamtlehrplanes®, zum anderen sollen sie durch Arbeitsteilung die
padagogischen Grundsatzprobleme im Hinblick auf das Planungsanliegen aufarbeiten.

Das ,,Funktionsmodell fiir die innere Struktur der Planungsgruppe* (Pkt. 7.2) regelt
deren sachliche und personelle Interdependenz, wobei die sachlichen Zuordnungen
weitgehend aus dem Modell unter Punkt 7.3 zu entnehmen sind. Da die personelle
Besetzung der Planungsgruppe abhingig ist von dem Engagement und der Bereit-
schaft fachdidaktisch wie padagogisch qualifizierter Lehrer (aller Schularten), sollte
das Organisationsmodell unter diesem Aspekt nicht fixieren, sondern ,,offen* bleiben.

Mit dem ,,Funktionsmodell fiir die Planung unter curricularem Aspekt (Pkt. 7.3)
sollen nicht nur Lehrplanfragen im engeren Sinne erfasst werden, sondern zugleich
alle mit der Planung und Vorbereitung eines Schulversuches zusammenhingenden
sachlichen Probleme, die letztlich immer auch curriculumbeeinflussend bzw. -abhén-
gig sind. Es ist daher unumgénglich, diese zentrale Aufgabe unter Beriicksichtigung
der oOrtlichen Voraussetzungen optimal zu organisieren. Erst wihrend der praktischen
Planungsarbeit wird es mdglich sein zu beurteilen, ob sich die einzelnen Gremien und
Arbeitsgruppen, ihre Funktion und ihre personelle und sachliche Zuordnung bewéh-
ren. Strukturelle Verdnderungen der Planungsorganisation miissen jederzeit moglich
sein.

Grundsitzlich sollte aber gelten,

- dass die Planungskonferenz (Gesamtkonferenz) oberstes Entscheidungsgre-
mium ist;
- dass die Organisation der Planungsarbeit den Prinzipien der Demokratisie-

rung, der Transparenz, der Kooperation und Information zu folgen hat;
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- dass die Planungsgruppe selbst gegeniiber der Verwaltung, den Behorden

und anderen Institutionen weitgehend autonom ist.

7.1 Verzeichnis der Arbeits- und Fachbereichsgruppen

Arbeitsgruppen

1 Schulorganisation

2 Schulverfassung

3 Unterrichtsorganisation

! Schiilerbeurteilung und Schullaufbahnbe-

ratung

5 Schulbau und Schuleinrichtung

6 Informations- und Offentlichkeitsarbeit
Fachbereiche

1. Sprache

2. Mathematik

3. Naturwissenschaften

4. Technik/ Arbeitslehre

5. Gesellschaftslehre

6. ,,Kunst*

7. Leibesiibungen
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7.2 Funktionsmodell fiir die innere Struktur der

Planungsgruppen
Gesamtkonferenz
Alle an der Planung : .
beteiligten Personen Planungsleitung
A
< Arbeitsgruppen
1 (2 |3 |4 |5 |6 >
Fachbereiche
<1 (2|3 |4 |56 |7

Ausschiisse (fiir kurzfristig zu
l6sende Probleme)

Koordinations
ausschuss

Abbildung 6: Funktionsmodell fiir die innere Struktur der Planungsgruppen

7.2.1 Erlauterungen zu Punkt 7.2

Gesamtkonferenz
Der Planungskonferenz gehoren als stimmberechtigte Mitglieder an:
- alle an der Planungsarbeit beteiligten Personen.

Die Planungskonferenz ist als oberstes Entscheidungsorgan zustindig fiir alle
Grundsatzentscheidungen und alle umfangreicheren Teilentscheidungen. Sie sollte
wenigstens alle 3 Monate tagen. Die Sitzungen sind offentlich und werden von der
Planungsleitung vorbereitet. Die Gesamtkonferenz kann von der Planungsleitung,
dem Koordinationsausschuss oder einem Drittel der Planungsgruppenmitglieder ein-

berufen werden.
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Arbeits- und Fachbereichsgruppen
Sie bestimmen die Form ihrer Arbeit und geben sich eine Geschiftsordnung, die der
Zustimmung der Planungskonferenz bedarf.

Jede Gruppe wihlt einen Vertreter, der fiir die Koordination innerhalb seiner

Gruppe zustidndig ist und diese im Koordinationsausschuss vertritt.

Koordinationsausschuss

In ihm sind als stimmberechtigte Mitglieder vertreten:
- jeein Vertreter der Arbeits- und Fachbereichsgruppen
- die Planungsleitung

Der Koordinationsausschuss hat den Status einer erweiterten Planungsleitung.

Planungsleitung
Sie besteht aus drei Mitgliedern der Planungsgruppe (es sollten moglichst alle her-
kommlichen Schularten vertreten sein). Die Planungsleitung wird von der Planungs-

konferenz auf Zeit gewahlt. Sie bedarf der Bestitigung durch die zustindige Dienst-
behorde.
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7.3 Funktionsmodell fiir die Planung unter curricularem
Aspekt

Arbeltsgruppen: i
1 Schulorganisation
Gesamtkonferenz
2 Schulverfassung der
Planungsgruppe
Beratung durch 3 Unterrichtsorganisation
Fachwissenschaftler -
4 Schillerbeurteilung u.
Schullaufbahnberatung
5 Schulbau und
Schuleinrichtung
6 Informations-und
- Offentlichkeitsarbeit
| Fachberelche:
1 Sprache
2 Mathematik
Wissenschaftliche 3 Naturwissenschaften
Beratung durch —
Fachdidakilker 4 | Techniks Arbeitsichre .
5 Gesellschafislehre
6 Kunst Zeitlich begrenzte
Ausschiisse
7 Leibestibungen |
Koordination auf

Landesebene

durch die zentrale
Fachkommission

Abbildung 7: Funktionsmodell fiir die Planung unter curricularem Aspekt
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7.3.1 Erlduterung und thematische Zuordnung zu Punkt 7.3

Die folgenden thematischen Zuordnungen zu den Arbeits- und Fachbereichsgruppen

sind lediglich Vorschldge. Erst wiahrend der konkreten Planungsarbeit selbst wird sich

erweisen, welche Bereiche noch hinzutreten miissen, welche iiberfliissig sind bzw. wo

Verlagerungen sachlich erforderlich werden. Erfahrungen anderer Planungsgruppen

zeigen jedoch, dass eine Aufgabenbeschreibung unter dem Aspekt der Vermeidung

von Parallelplanungen erforderlich ist.

Arbeitsgruppen

1 Schulorganisation

einschlief3lich

Ganztagsschule,

Schiilertransport,

Aufnahmeverfahren fiir Schiiler,

Probleme des sukzessiven Aufbaus der Gesamtschule,

ninnere* Schulverwaltung, Schulmanagement,

Sammeln und Auswerten statistischer Daten mit dem Schwerpunkt: Schii-
lersituation im potenziellen Einzugsgebiet,

Kooperation mit anderen Schulen (Grundschule, Berufsschule, Sekundarstu-
fe 1),

Kooperation mit der Kreisbildstelle,

Schule als Bildungs- und Freizeitzentrum (kommunale Kommunikation),

Einrichtung zur Lehreraus- und -fortbildung.

2 Schulverfassung

einschlieBlich

Fragen der Demokratisierung (Kollegiale Schulleitung, Beschlussgremium),
Der ,,inneren* Organisation der Schule (Organisationsmodell, Stufen- und
Fachbereiche, Grad ihrer evtl. Autonomie),

Schiilerselbstverwaltung und Schiilermitbestimmung,

Zusammenarbeit mit den Eltern,

Stellenplan.

3 Unterrichtsorganisation

einschlief3lich

Stundenverteilung, Stundenpléne,
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- Organisation der Unterrichtsplanung,
- Differenzierung — Integration,
- Team-teaching
- Probleme der Kooperation.
4 Schiilerbeurteilung und Schullaufbahnberatung

einschlieBlich
- Leistungsmessung und Leistungsbewertung,
- Qualifikation im Hinblick auf die ,,Abschliisse®,
- Durchléssigkeit der Kurse,
- Beratung der Schiiler durch Laufbahnberater, Schulpsychologen u.a.
- Kontakt zur Berufsberatung.

5 Schulbau und Schuleinrichtung

einschlieflich
- Entwurf eines Bau- und Raumprogramms in enger Kooperation mit allen
anderen Arbeitsgruppen und den Fachbereichen,
- Schuleinrichtung — zusammen mit den Fachbereichen,
- Konzept fiir eine Unterrichtsmitschauanlage,
- Raumvorstellungen hinsichtlich regional-kommunaler Kommunikation.

7 Informations- und Offentlichkeitsarbeit

einschlieBlich
- Sicherung des Informationsflusses innerhalb der Planungsgruppe,
- Entwurf eines Informationssystems fiir die Gesamtschule,
- Informationsaustausch mit Schiilern, Eltern, Offentlichkeit, Institutionen,
Organisationen, Planungsgruppen anderer Schulversuche,
- Zusammenarbeit mit der Presse,
- Sammeln, Auswerten und Veroffentlichen von Planungsergebnissen.

Fachbereiche:

1. Sprache: Deutsch, Fremdsprachen — Kldrung des Verhiltnisses von ,,Litera-
tur“- und Sprachunterricht; emanzipatorischer, kompensatorischer Sprach-
unterricht,

2. Mathematik: neben spezifischen Fragen des bisherigen Fachs: Frage der
Offnung zum Fachbereich Sprache (Isomorphie zwischen den Strukturen
der Mathematik und denen des Denkens)

Entwickeln von Denkmodellen, die einen Transfer ermdglichen,

3. Naturwissenschaften: Physik, Chemie, Biologie
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Technik/ Arbeitslehre : Werken, technischer Unterricht, Okonomie, Arbeits-
lehre, berufsbezogene Elementarbildung (Schreibmaschine, Stenographie
u.a.), Interdependenz Technik/Wirtschaft/Gesellschaft/Naturwissenschaft,
Gesellschaftslehre: Geschichte, (Wirtschafts-)Geographie, Politik, Gemein-
schaftskunde, Sexualerziehung, Religion, Ethnologie, Human- und Sozial-
wissenschaften, Recht, Verkehr u.a.

Kunst: Bildnerisches Gestalten, Werken, Plastik, Musik, Chor, Instrumen-
talunterricht, darstellendes Spiel, Bewegungsspiel u.a.

Leibesiibungen: Rolle im Hinblick auf Freizeit (auch schulische Freizeit)
und Gesundheit.

7.3.2 Aufgabe der Fachbereichsarbeitsgruppen

Die Arbeitsgruppen der Fachbereiche haben langfristig die Aufgabe, unter Beriick-

sichtigung der allgemeinen Zielsetzungen der GS ein curriculares Konzept fiir ihre

Teilbereiche zu entwickeln, also

operationalisierte Lernziele aufzustellen,

Projekte und Teilcurricula zu erarbeiten bzw. zu iiberarbeiten,

Malstébe der Leistungsmessung und -bewertung zu beriicksichtigen,
Arbeits- und Unterrichtsmittel im Hinblick auf die spezifischen Bediirfnisse
des Unterrichts in der IGS zu priifen,

Inhalte und Grenzbereiche der ,alten* Facher zu thematisieren und das
Problem der Integration der Ficher in Fachbereiche wie eine Offnung der
Fachbereiche selbst zu anderen Fachbereichen unter dem Aspekt von Lern-

zielen zu vollziehen bzw. zu reflektieren.

Die einzelnen Fachbereiche unterliegen keinem starren Schema von Zuordnungen

durch ,alte” wie durch ,neue® Ficher. Sie sollen im Rahmen einer permanenten

Curriculumreform durch neu hinzutretende Inhalte ergénzt wie durch die Herausnah-

me von Uberholtem reduziert werden.

Kurzfristig haben die Arbeitsgruppen die Forderungen ihres Fachbereiches an die

Bau- und Raumgestaltung (Gréfe, Anzahl und Anordnung der Unterrichtsrdume, Ne-

benrdume, Prinzipien der Raumgestaltung, Einrichtung u.a.) zu prézisieren.
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7.3.3 Aufgaben des Koordinationsausschusses (vgl. Pkt. 7.3)

Fiir die curriculare Planungsarbeit ist der Koordinationsausschuss das zentrale Organ.
Er soll das ,,Koordinationszentrum® der Arbeits- und Fachbereichsgruppen sein, z.B.
fiir die Entwicklung von Projekten, an denen mehr als ein Fachbereich beteiligt ist,
oder fiir Fragen der Differenzierung, der Integration, der Schiilerbeurteilung.

Zu einer wichtigen Aufgabe dieses Ausschusses gehort die Formulierung und De-
finition von (nicht fachspezifischen) Leitzielen. Konsequent ist es darum auch, wenn
die Ergebnisse der Arbeits- und Fachbereichsgruppen im Koordinationsausschuss
unter dem Aspekt dieser Leitziele diskutiert und ggf. korrigiert werden. Indem dieser
Ausschuss fiir die Beachtung einer einheitlichen Konzeption verantwortlich ist, kann
er auch eine regulative Funktion haben.

Ferner richtet der Koordinationsausschuss fiir kurzfristig zu 16sende Aufgaben, die

nicht von den Arbeitsgruppen iibernommen werden kdnnen, Ausschiisse ein.

7.3.4 Aufgaben der Gesamtkonferenz (vgl. Pkt. 7.3)

Sie ist als oberstes Entscheidungsorgan zusténdig fiir alle Grundsatzentscheidungen.

7.3.5 Wissenschaftliche Beratung

Die Tétigkeit der Arbeitsgruppen und Fachbereiche bedarf einer stdndigen kritischen
Beratung durch kompetente Fachvertreter der Hochschulen. Anzustreben ist, dass in
den Fachbereichsarbeitsgruppen Vertreter der Hochschulen aktiv mitarbeiten. In den
ersten flinf allgemein padagogisch ausgerichteten Arbeitsgruppen sollten Fachvertre-
ter beratend titig werden, indem sie z.B. erarbeitete Konzepte kritisch kommentieren.

Aus den Erfahrungen und Schwerpunkten der wissenschaftlichen Beratung wih-
rend der Planungsphase sollte ein Konzept mit profilbestimmenden Schwerpunkten
fiir die wissenschaftliche Begleitung des Schulversuchs selbst entwickelt werden. Da-
rum ist es erforderlich, dass bereits in der Planungsphase die wissenschaftliche Bera-
tung koordiniert wird.

Die einzelnen Arbeits- und Fachbereichsgruppen werden schlieBlich zusammen mit
den entsprechenden Gruppen der anderen niedersidchsischen GS-Versuche zu regel-
maifBigen Tagungen unter Mitwirkung von Fachwissenschaftlern auf Landesebene
zusammengezogen, um Ergebnisse und Erfahrungen zu diskutieren, zu koordinieren

und um gemeinsame Projekte bzw. Teilcurricula zu erarbeiten.
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7.4 Ubersicht fiir eine Koordination der Planungsarbeit mit
Institutionen und Organisationen

Planungsgruppe Schulversuch Integrierte
Gesamtschule Géttingen- Geismar
PHN-Abt. ic h‘m‘iﬁge" scG S m;kh ) Elternrat — Kreis +
Géttingen Verwaltung Verbinde Stadt
. . Regierungspri Ortliche
ggw.ermtat sident Parteien Schiilervertretung
tingen Hildesheim
Verwaltu Presse
Zentrale héhere 18 Planungsgruppe
Arbeitsgruppe f. Schulen Schulversuch
wiss. Begleitung Kooperative
von Gesamtschule
Schulversuchen, Kultus- Kirche Géttingen
Hannover ministerium (Flughafen)
Hannover

Abbildung 8: Ubersicht fiir eine Koordination der Planungsarbeit mit Institutionen und Or-
ganisationen
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8. Anhang

8.1 Anhang Nr. 1 (Oktober 1970)

Entwurf eines Strukturplanes fiir das Gesamtschulprojekt Gottingen-Geismar

1. Vorbemerkung

Bisherige Erfahrungen mit Gesamtschulversuchen in der Bundesrepublik haben ge-
zeigt, dass Planungsgruppen zu deren detaillierter und wissenschaftlich fundierter
Vorbereitung im gegenwirtigen Stadium der Erprobung mit dieser Schulform einen
Dispositionsspielraum von wenigstens zwei Jahren bendtigen.

Es ist im Stadium der Vorplanung verstidndlicherweise nur begrenzt moglich, die
wichtigsten bei einer Gesamtschulplanung zu beachtenden Grundsitze zu skizzieren.
Die folgenden Ausfithrungen tragen daher den Charakter eines noch recht weitma-
schigen Strukturgitters. Sie reflektieren den grofSten Teil der zu diesem Thema bisher
erschienenen und sehr umfangreichen Literatur. Besondere Beachtung fanden die in
schon realisierten Gesamtschulversuchen gemachten Erfahrungen, um die bei einer so
fundamentalen Innovation im schulischen Raum nicht zu vermeidenden ersten ,,Ge-
burtsfehler fiir das in Gottingen vorgesehene Projekt moglichst nicht auftreten zu

lassen.

2. Ausgangsdaten
Wir gehen bei den folgenden Uberlegungen von der Voraussetzung aus, dass der
Landkreis Goéttingen als Schultrager fiir den Ortsteil Gottingen-Geismar den Bau ei-
nes ,,Schulzentrums* fiir den Bereich der Sekundarstufe I (5. — 10. Schuljahr) mit je-
weils 8 Ziigen a 30 Schiiler je Jahrgangsstufe, also fiir insgesamt 1440 Schiiler (8 x 30
x 6) plant, um den in diesem Stadtteil durch Bevolkerungszuwachs bereits bestehen-
den und noch stindig steigenden Bedarf an Schulplédtzen, vor allem an weiterfiihren-
den Schulen, zu decken.

Ein ausreichend grofes Grundstiick im Bereich Stadtstieg — Schulstra3e ist bereits

gesichert.

3. Integrierte Gesamtschule

Wir empfehlen, das geplante ,,Schulzentrum*
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a. als eine integrierte Gesamtschule (im Folgenden i. GS genannt) fiir den Be-
reich der Sekundarstufe I (5. — 10. Schuljahr) zu planen und zu bauen;

b. dieses Projekt gemiB3 den Empfehlungen des Deutschen Bildungsrates (vgl.
Strukturplan fiir das Bildungswesen, Einrichtung von Schulversuchen mit

Gesamtschulen) als Schulversuch zu beantragen.

3.1 Begriindung

Es ist an dieser Stelle eine umfassende Auseinandersetzung mit den vielfdltigen pada-
gogischen, sozialen und bildungspolitischen Begriindungsargumenten fiir Schulversu-
che mit integrierten Gesamtschulen unseres Erachtens weder sinnvoll noch moglich.
Wir gehen aber von folgenden Uberlegungen aus:

Das deutsche dreigliedrige Schulsystem ist im 19. Jahrhundert nach stindisch-
obrigkeitsstaatlichen Ordnungs- und Bildungsvorstellungen entwickelt worden. Es
wird heute den Bedingungen einer modernen, hochindustrialisierten Gesellschaft
nicht mehr gerecht und kann weder das unumstrittene ,,Recht auf Bildung* verwirkli-
chen noch der dringenden Forderung nach Demokratisierung und Modernisierung im
Bildungswesen entsprechen. Das in der Verfassung verbindlich vorgeschriebene
Recht auf Chancengleichheit und Selbstbestimmung bleibt fiir den groften Teil unse-
rer Bevolkerung eine leere Floskel,

- wenn nicht grundlegende Reformen im Bildungswesen verwirklicht werden,

- wenn nicht das stindisch gegliederte vertikale durch ein horizontal geglie-
dertes Schulsystem ersetzt wird,

- wenn die Schule nicht durch eine ,,optimale Organisation von Lernprozes-
sen* Sach- und Sozialkompetenz vermittelt, durch die diese Grundrechte
erst ihren Sinn erhalten.

Das aber kann die Schule glaubwiirdig nur verfolgen, wenn sie ihre duflere und in-
nere Struktur fundamental reformiert. Sie muss im Bereich der Differenzierung, der
Inhalte, der Lernzielbestimmung und Kontrolle, der Mitbestimmung aller am Bil-
dungsprozess beteiligten Gruppen und im Bereich des Schulbaus neue Wege gehen.

So unumstritten diese grundsitzlichen Reformbestrebungen auch sind, sie bediirfen
zwingend der ,,Erprobung® durch das Experiment. Es sind daher planmifBig vorberei-
tete Modellversuche mit kontrollierten Anfangsbedingungen und wissenschaftlicher
Beratung und Begleitung zur Ermittlung ihrer pddagogischen und sozialen Effizienz
erforderlich.

Die gegenwirtige Struktur des offentlichen Schulwesens in Gottingen mit 24

Volksschulen, 4 Realschulen und 5 Gymnasien verlangt geradezu nach einem Schul-
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versuch mit einer integrierten Gesamtschule als Stétte vermehrter kompensatorischer
Erziehung im schulischen Raum. Dariiber hinaus ist Gottingen als Standort einer Pa-
dagogischen Hochschule und einer Universitdt in besonderem Malle geeignet, einen

Schulversuch wissenschaftlich zu betreuen.

4. Empfehlungen zur dufleren Organisationsform

4.1 Achtziigiger Aufbau

Die bisherigen Erfahrungen mit GS-Versuchen in der Bundesrepublik zeigen, dass ein
achtziigiger Aufbau im Bereich der Sekundarstufe I aus pddagogischen Erwigungen
die optimalste Organisationsform ist. Es wére weiter ratsam, je zwei Jahrgangsstufen
zu einer organisatorischen Einheit zusammenzufassen. Der Unterricht sollte aber auf

der Basis von Fachbereichen organisiert werden.

4.2 Sukzessiver Aufbau

Es ist aus organisatorischen wie padagogischen Griinden zu empfehlen, eine Gesamt-
schule sukzessiv aufzubauen. Das bedeutet flir das Gottinger Projekt, wenn der Unter-
richt mit dem 5. Schuljahr einsetzt, eine Autbauphase von ca. 5 Jahren. Bei einer zu
empfehlenden Kompaktbauweise konnte voriibergehend Schiilern anderer Schulen
mit schlechten oder zu beengten Raumverhéltnissen eine Dependance geboten wer-

den.

4.3 Abschliisse und Ubergiinge nach dem 10. Schuljahr
Bei der Planung sollte davon ausgegangen werden, dass alle Schiiler bis zum 10.
Schuljahr die Schule durchlaufen. Am Ende der 10. Jahrgangsstufe werden differen-
zierte Abschliisse erworben. Sie sollen entweder den Ubergang in einen Beruf, auf
eine Fachschule oder auf die Sekundarstufe II (11. — 13. Schuljahr) ermdéglichen. Die
Bildungsplanung prognostiziert fiir 1980 — nach dem Ende des 10. Schuljahres und
unter Zugrundelegung der gegenwartigen Schulabschliisse — folgende Verteilung der
Schiiler:

- Hauptschule 40%

- Realschule 30%

- Gymnasium 30%

Dem Schultrager obliegt demnach die Verpflichtung, fiir ca. 75 Schiiler des jewei-

ligen Jahrganges, der die i. GS durchlaufen hat, eine addquate Fortsetzung der schuli-
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schen Ausbildung an einer Sekundarstufe II zu gewihrleisten. Wir halten weder die
,» Verteilung® dieser Schiiler an die Gottinger Gymnasien noch die Einrichtung geson-
derter Klassen fiir eine vertretbare Losung. Die Einrichtung einer i. GS fiir die Sekun-
darstufe I hat die Organisation einer Sekundarstufe II nach modernen padagogischen
Kenntnissen zur Konsequenz.

Dieser prognostische Verteilerschliissel bedarf aber dringend der Uberpriifung und
Begriindung. Neueste lernpsychologische Erkenntnisse lassen es als durchaus moglich
erscheinen, dass alle Schiiler — was einschrinkend ca. 90% bedeuten diirfte — bei ei-
nem entsprechend strukturierten Lernangebot die Endqualifikation der Sekundarstufe

I erreichen konnten.

4.4 Ganztagsunterricht

Es ist zu beriicksichtigen, dass bestimmte, der i. GS zugeordnete Zielvorstellungen im
Ganztagsunterricht mit entschieden groBlerer Intensitét verwirklicht werden konnen.
Es empfiehlt sich daher, eine i. GS als Ganztagsschule (5-Tage-Woche) zu planen und
zu bauen. Ganztagsunterricht verlangt von der Schulbauplanung die Beriicksichtigung
spezifischer Bediirfnisse der Schiiler. Dazu gehoren das Einnehmen und Bereitstellen
des Mittagessens, Ruhezonen, ein vielfiltiges Angebot auch zur ,,unbeaufsichtigten*
Freizeitbeschéftigung, Schrankraum fiir jeden Schiiler, eine Gestaltung des Auflenge-
landes, die zur Aktivitdt im Bereich des Sports und des Spiels auffordert. Dazu gehort

auch die Einrichtung eines Robinsonspielplatzes.

4.5 Angebotsschule
Nach den Empfehlungen des Deutschen Bildungsrates sollen Versuchsschulen als
Angebotsschulen geplant werden. Das bedeutet, dass eine Gesamtschule in Geismar
nicht zur Pflichtschule fiir einen bestimmten Einzugsbereich bestimmt werden kann,
auch nicht fiir sogenannte Hauptschiiler. Bei der regionalen Schulplanung sollte aller-
dings davon ausgegangen werden, dass ein gro3er Teil der Schiiler aus dem Einzugs-
gebiet Geismar die 1. GS besuchen wird.
Als Aufnahmekriterien konnten gelten
- die Entfernung zum Standort der Schule, vom Nahen zum Fernen — um das
Transportproblem nicht zu sehr zu belasten und die Schulwege kurz zu hal-
ten,
- eine angemessene Berlicksichtigung des ldndlichen Einzugsgebietes stidlich

von Geismar,
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bei Beachtung dieser beiden Kriterien eine soziale Heterogenitédt der Schii-

lerschaft entsprechend der Bevolkerungsstruktur des Einzugsgebietes.

Die Organisation des Schiilertransportes miisste frithzeitig gesichert werden.

5. Planung der Unterrichtsorganisation und der Didaktik

5.1 Zielbestimmung

Die Planung der Unterrichtsorganisation und der Didaktik muss den Intentionen der

allgemeinen Zielbestimmung folgen. Eine solche Zielsetzung hat pddagogische, so-

ziale und gesellschaftspolitische Aspekte einzuschlieBen. Grundsitzlich gilt fiir die

Gesamtschule, dass sie in der Forderung des Kindes und des Jugendlichen ihr obers-

tes Prinzip sieht. Fordern bezieht sich nicht einseitig auf kognitives, sondern gleichbe-

rechtigt auch auf soziales Lernen.

Im Einzelnen will die i. GS:

auf der Grundlage der individuellen Lernsituation die optimale Forderung
des einzelnen Schiilers erreichen,

diese Forderung nicht verwechseln mit einem durch die Unterrichtsorganisa-
tion produzierten Leistungsdruck. Férderung muss vielmehr auf der Basis
der Freiwilligkeit und der Uberzeugung geschehen,

eine Individualisierung des Lernprozesses durch ein breit gefiachertes Ange-
bot von Bildungsmoglichkeiten, die sowohl den Interessen (Wahlmoglich-
keiten) der Schiiler als auch den Anforderungen der Gesellschaft gerecht
werden,

soziales Lernen ermoglichen durch einen integrativen Unterricht in hetero-
genen Gruppen (ndhere Erlduterung in Punkt 5.2),

fiir Schiiler aller sozialen Schichten Erfahrungen vermitteln in der Absicht,
reflektierendes und tolerantes Verhalten vorzubereiten und zu lernen, Kon-
flikte zu versachlichen, um Vorurteile abzubauen,

ein Ort sozialer Integration sein,

vorbereiten auf die Bedingungen einer Industriegesellschaft durch die Ver-
wirklichung kooperativen Lehrens und Lernens auf der Grundlage der Mit-

bestimmung.

Alle organisatorischen und didaktischen MaBnahmen haben sich von diesen grund-

satzlichen Zielvorstellungen leiten zu lassen. Dabei ist darauf zu achten, dass die 1.

GS nicht unter organisatorischen Maflnahmen ,,kopflastig® wird. Es ist vielmehr eine

Synthese zwischen organisatorischer und didaktischer Reform anzustreben.
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5.2 Unterrichtsorganisation — Differenzierung

,»Ein Modell der Differenzierung in der GS zu entwickeln, ist eine der wichtigsten
Aufgaben der Schulversuche* (Deutscher Bildungsrat — Empfehlungen — Einrichtung
von Schulversuchen).

Bei der Komplexitit der mit der Differenzierung verbundenen Probleme und Kon-
sequenzen ist es verstandlich, dass die in der Bundesrepublik bereits entwickelten GS-
Modelle noch keine optimale Losung finden konnten. Auch in Schweden ist es bisher
nicht gelungen, eine zufrieden stellende Losung zu entwickeln.

Wir gehen bei den folgenden Vorschldgen fiir ein Differenzierungsmodell von der
Erkenntnis aus,

- dass bei dem weitaus groBten Teil der Schiiler am Ende des 4. Schuljahres
das Leistungsprofil noch undifferenziert ist (es besteht keine signifikante
Differenz zwischen sprachlichen und rechnerischen Leistungen),

- dass mit zunehmendem Alter der Schiiler die Ausbildung eindeutiger Leis-
tungs- und Interessenschwerpunkte zunimmt,

- dass eine zu frithe Differenzierung in leistungsheterogene und leistungsho-
mogene Gruppen (Kern-, Kurs-, Niveaugruppen usw.) den Intentionen einer
GS entgegenwirken, weil eine solche Einteilung genau das bewirkt, was die-
se Schulform zu verhindern trachtet: eine selektive Dynamik und damit eine
Reproduktion des dreigliedrigen Schulsystems,

- dass homogene Gruppenzusammensetzungen fiir einen leistungsschwiche-
ren Schiiler fast durchweg negativer wirken als heterogene und dass fiir die
mittleren und die iiberdurchschnittlich begabten oder schulleistungsfahigen
Schiiler die Art der Gruppenzusammensetzung keinen wesentlichen Einfluss
auf die Schulleistungen bewirkt,

- dass jede Differenzierung in Leistungsgruppen die Gefahr in sich tragt, den
unterschiedlichen Leistungsstand der Schiiler in einer bestimmten Entwick-

lungsstufe zu fixieren.

5.3 Differenzierungsvorschlag fiir den Bereich der Jahrgangsstufen

Bei einer Weiterentwicklung der urspriinglichen Differenzierungskonzeption der ers-
ten Gesamtschulversuche (Kern — Kurs) muss versucht werden, diese beiden Formen
einander anzunihern, ohne die als sinnvoll erachtete polare Spannung zwischen Integ-
ration und Differenzierung aufzugeben. Ferner sollte verhindert werden, dass sich
bestimmte Organisationsformen der Differenzierung verselbststdndigen. Es ist zu for-

dern, dass eine duflere Leistungsdifferenzierung auf das notwendige Mindestmal} be-
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schrankt bleibt und die sog. innere Differenzierung in Verbindung mit einer variablen
und flexiblen Unterrichtsorganisation (team-teaching) den absoluten Vorrang vor ei-

nem starren Kurssystem hat.

Jahrgangsstufe des 5. und 6. Schuljahres
Fiir das 5. und 6. Schuljahr sollte grundsitzlich keine Gruppierung in leistungshomo-
genen Klassen vorgenommen werden. Ein flir alle Schiiler verbindliches Curriculum
mit gleichen Zielen und gleichen Inhalten ist zu erarbeiten. Das bedeutet allerdings
nicht, dass der Unterricht auf dieser Jahrgangsstufe grundsitzlich in ,,festen Klassen*
erfolgen soll. Es ist vielmehr ein flexibles Modell einer unterrichts- und schiilerbezo-
genen (didaktischen) Differenzierung zu entwickeln, das sowohl die Einzelarbeit, den
Unterricht in Kleingruppen als auch in GroBgruppen zulésst. Ein solches Differenzie-
rungsmodell versteht sich als pddagogische ,,Therapie®.

Die Differenzierungsfaktoren dieses Modells sind einerseits die Lernzeit, anderer-
seits die spezifischen Lernschwiéchen, die Motivation, Interessen und Fahigkeiten des

einzelnen Schiilers.

7. bis 10. Schuljahr

Das Angebot an Fichern (z.B. eine 2. und 3. Fremdsprache zur Wahl) und Kursen
unterschiedlicher Disziplinen und Themenstellungen wird erweitert. Die Kurse sollen
zeitlich und thematisch begrenzt und kurzfristig und relativ flexibel eingerichtet wer-
den konnen. Eine Gleichwertigkeit der einzelnen Unterrichtsficher ist anzustreben.
Die Entscheidung eines Schiilers, anstatt einer 2. Fremdsprache einen Schwerpunkt
beispielsweise im Bereich der Naturwissenschaften, der Technik, der Kunst oder der
Mathematik zu wéhlen, darf seine Chance, spiter das Abitur abzulegen, nicht ein-
schrianken.

Mit zunehmendem Alter wird der allgemeine Pflichtbereich zugunsten einer indi-
viduellen Schwerpunktbildung weiter eingeschrankt. Damit soll dem Schiiler die
Moglichkeit gegeben werden, sich im Hinblick auf die Anforderungen des Unterrichts
in der Sekundarstufe II und/oder eines kiinftigen Berufes sowie im Hinblick auf seine
subjektiven Bediirfnisse, Lernbereitschaft und Leistungsfahigkeit zu profilieren. Es ist
aber nicht zu leugnen, dass die Entscheidungen der Schiiler nicht nur von ihren Inte-
ressen und Féhigkeiten bestimmt werden, sondern von den Forderungen und Ansprii-
chen der traditionellen Abschliisse. Hier spatestens wird die Notwendigkeit einer Re-
form der Oberstufe (11. — 13. Schuljahr) deutlich. Solange sie nicht wenigstens parti-
ell verwirklicht ist, sind im Bereich der Differenzierung besonders in den letzten drei
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Jahren der Sekundarstufe I Kompromisse nicht zu umgehen. Es sollte in jedem Fall
jedoch sichergestellt werden, dass eine duere Leistungsdifferenzierung keine endgiil-

tige und totale ist, sondern partiell immer wieder aufgehoben werden kann.

5.4 Curriculum (Lehrplan)

Es ist einsichtig, dass die i. GS ihre Aufgaben unter Beibehaltung herkommlicher
Lehrplidne und Schulbiicher nicht verwirklichen kann. Darum gehort es zu den zentra-
len Aufgaben einer einen Schulversuch vorbereitenden Planung, neue Curricula zu
entwickeln, die sowohl den allgemeinen Zielsetzungen der i. GS entsprechen wie
auch den Bediirfnissen und Forderungen der tdglichen Unterrichtsarbeit in der Schule
gerecht werden. Diese Arbeiten sind allein von ,,schulinternen® Arbeitsgruppen nicht
zu leisten. Sie bediirfen vielmehr der iiberregionalen Unterstiitzung und Koordination.
Ansitze einer solchen Zusammenarbeit laufen jetzt auch in Niedersachsen an (zentra-
le Kommissionen).

Wir empfehlen, im Rahmen der Vorbereitung eines Schulversuchs die Vorausset-
zungen dafiir zu schaffen, dass in Gottingen fiir ein oder auch fiir mehrere Facher
bzw. Fachbereiche solche fiir die Sekundarstufe I bestimmten Curricula erarbeitet
werden konnen. Daran sollten Fachvertreter der Planungsgruppe fiir die i. GS Gottin-
gen-Geismar, der Pddagogischen Hochschule, der Universitit, aber auch Vertreter
weiterer Organisationen der Offentlichkeit (Verwaltung, Parteien etc.) mitwirken. Die
Curricula sind schlieBlich in der praktischen Schularbeit einer wissenschaftlich gesi-

cherten Kontrolle zu unterwerfen.

5.5 Fachbereiche
Wir halten eine Gliederung des Lehrplans, die auf dem Prinzip der traditionellen Fa-
chereinteilung beruht, fiir iiberholt und mochten sie ersetzen durch eine Aufteilung in
Fachbereiche. Bekanntlich ist die gegenwirtige Einteilung in Unterrichtsfacher weit-
gehend zurilickzufithren auf das System der wissenschaftlichen Disziplinen den Uni-
versititen des 19. Jahrhunderts. So fanden z.B. im Bildungskanon der allgemeinbil-
denden Schulen die Wirtschafts-, Human- und Sozialwissenschaften kaum Zugang.
Die Unterrichtsfacher stehen auch heute noch isoliert nebeneinander, obwohl sie so
starke Bezugspunkte zueinander haben, dass sie jedenfalls zeitweise interdisziplinér
unterrichtet werden miissten.

Es geht nicht darum, neue Unterrichtsfacher in den allgemeinbildenden Schulen
anzusiedeln, sondern die bislang in unseren Lehrpldanen unberiicksichtigt gebliebenen

Ergebnisse aus den genannten Wissenschaften, z. T. auch aus den Fachwissenschaf-
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ten, im Unterricht der nachstehend vorgeschlagenen Fachbereiche angemessen zu

beriicksichtigen.

Tabelle 2: Ubersicht der Fachbereiche

Fachbereiche: Bestehend aus Integration | Und zu erweitern aus
herkommlicher Facher: Teilbereichen der:
1.Sprachen Muttersprache, Fremdspra- | kompensatorischer Sprach-
che unterricht; vergleichendes
Sprachstudium
2.Mathematik
3.Naturwissenschaften Physik, Biologie, Chemie
4.Gesellschaftslehre Geschichte (Wirtschafts-), Péadagogik
Geographie, Politik, Ge- Psychologie

meinschaftskunde, Sexual-
erziechung, Verkehrserzie-
hung, Religion

Soziologie, Recht

5.Technik/Arbeitslehre

Werken u. a.

Technischer Unterricht,
Okonomie, berufliche
Grundlehre und berufserzo-
gene Elementarbildung
(keine Berufsgrundausbil-
dung)

6.Kunst

Bildnerisches Gestalten
Musik

Rhythmik

7.Leibestlibungen

Die einzelnen Fachbereiche unterliegen keinem starren Schema von Zuordnungen

durch die herkdmmlichen Facher. Sie sollen im Rahmen der angestrebten ,,standigen

Curriculumreform durch neu hinzutretende Inhalte erginzt wie auch durch die

Herausnahme von Uberholtem reduziert werden.

Uber den prozentualen Anteil der Fachbereiche auf die Stundenverteilung inner-

halb der Jahrgangsgruppen werden wir einen gesonderten Vorschlag erarbeiten. Bei

der Durchsicht bereits erstellter Stundenpléne fiir i. GS haben wir allerdings den Ein-

druck gewonnen, dass der Schiiler im Tagesrhythmus zu sehr verplant wird. Es er-
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scheint uns angebracht, einen grofleren Teil an freien Verfligungsstunden in den Ta-
ges- und Wochenrhythmus einzubauen. Wiéhrend dieser Verfligungsstunden stehen

Lehrer zur Beratung der Schiiler in den Fachbereichen bereit.

5.6 Unterrichtsplanung — Team-teaching
Planung, Durchfiihrung und Effektivitdtskontrolle des Unterrichts in einer i. GS sind
ohne neue Formen der Zusammenarbeit zwischen den Lehrern nicht zu 16sen.

Diese wiederum setzt die Schaffung eines neuen theoretischen Selbstverstindnisses
der Lehrer, die an einer Gesamtschule unterrichten wollen, voraus.

Es wird gefordert

- durch die Entwicklung neuer Formen der Differenzierung,

- durch die Notwendigkeit, verbindliche Lernziele zu formulieren und eine
daraus resultierende Zusammenstellung von Bildungsinhalten und Unter-
richtsmaterialien, an denen die Lernziele verwirklicht werden,

- durch die erforderliche Abstimmung von Unterrichtssequenzen,

- durch die Einrichtung interdisziplindren Unterrichts,

- durch die Notwendigkeit von Lernzielkontrollen auf Jahrgangsstufenebene
und die aus solchen Kontrollen resultierenden pddagogischen Konsequen-
zen,

- durch einen Unterricht in wechselnd starken Gruppen (Klein- und GroB-
gruppen, Einzelarbeit),

- durch das Zusammenfassen von thematisch, interessen- oder leistungsge-
bundenen Gruppen,

- durch die Notwendigkeit einer aktiven Mitarbeit am Schulversuch,

- durch die Grenzen individueller Belastbarkeit.

Ein auf Lehrerkooperation hin angelegter Unterricht ist charakterisiert durch die
genannten MafBnahmen, die gemeinsam geplant, aufeinander abgestimmt, kooperativ
durchgefiihrt und bilanziert werden, wozu Planungs- und Koordinationskonferenzen
mit je anderen Intentionen erforderlich sind.

Kooperation, wie sie hier gefordert wird, ist eine Art Vorstufe des team-teaching.

Team-teaching selbst verlangt von allen beteiligten Lehrern die Einordnung in die
gemeinsam gefassten (Konferenz-)Beschliisse, wodurch die individuelle Freiheit zu-
gunsten einer besser durchdachten padagogischen Konzeption bewusst eingeschriankt

wird. Die Organisation des Unterrichts auf dieser Basis wire anzustreben.
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Programmierte Arbeit und Selbsttatigkeit mit individueller Lehrerhilfe werden an
der i. GS die Tétigkeiten der Schiiler im kooperativ-organisierten Unterricht weitge-

hend bestimmen.

6. Lehrer

Solange eine der GS-Arbeit addquate Lehrerbildung nicht verwirklicht ist, sollte sich
das Kollegium aus Volksschullehrern, Realschullehrern, Gymnasiallehrern, Gewerbe-
schullehrern und Sonderschullehrern (fiir Tests, Klinikkurse, Legastheniker u.a.) zu-
sammensetzen.

Anerkannt wird, dass es weder eine Hierarchie der ,,Facher® noch eine der Lehrer
gibt, die abgeleitet wird aus unterschiedlicher traditioneller Ausbildung. Alle Lehrer
haben gleiche Rechte und gleiche Pflichten. Wir gehen davon aus, dass die auf Pla-
nung, Durchfiihrung und Kontrolle von Unterricht einerseits sowie alle auf Koordi-
nierungs- und Représentationsaufgaben ausgerichteten Funktionsbereiche andererseits
in der i. GS keine qualitativen Unterschiede erkennen lassen. Das muss Konsequen-
zen sowohl flir die Besoldung wie auch fiir die Festsetzung des Stundensolls haben.

An einer i. GS sollten nur Lehrer unterrichten, die sich freiwillig zu dieser Schul-
form entschieden haben. Zu beachten ist, dass von ihnen weiterreichende Fahigkeiten
erwartet werden miissen wie Kooperation, Teamarbeit, team-teaching, Beraterfunkti-
on, Mitwirkung an der Curriculumreform u.a. An einer i. GS sollte kein Lehrer einge-
stellt werden, der sich nicht ausdriicklich zu diesen Arbeitsformen verpflichtet.

Ein Basiskollegium ist mindestens zwei Jahre vor Unterrichtsbeginn — bei vortiber-
gehender Abordnung der Lehrkrifte an andere Schulen — zu bilden. Es ist iiber den
traditionellen Rahmen hinaus zu ergidnzen durch weitere Mitarbeiter wie Schulpsy-
chologen, Laufbahnberater, Werkmeister, technische Assistenten, Verwaltungsassis-
tenten, Krankenschwestern und freie Mitarbeiter nach Bedarf.

Es wire auch wiinschenswert, Eltern fiir die Mitarbeit im Schulalltag zu gewinnen.
Sie konnten z.B. bei Freizeitbetreuung, Essensausgabe etc., aber auch fiir eine der
oben genannten Funktionen eingesetzt werden.

Das System traditioneller Schulaufsicht kann der Arbeit der Lehrer an einer i. GS
nicht mehr gerecht werden. Es ist zu ersetzen durch eine angemessene horizontale
Kontrolle, die innerhalb der einzelnen Fachbereiche vor allem durch die Lehrerteams
selbst getragen wird.

Im Rahmen des Schulversuchs empfehlen wir die Integrierung eines Studiensemi-
nars fiir Lehrer aller ,,Schularten* der Sekundarstufe I zur Erprobung neuer Formen

der Ausbildung in der sog. zweiten Phase (Ausbildungsabschnitt zwischen der ersten
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und zweiten Lehrerpriifung bei Volks- und Realschullehrern). Dies erscheint uns auch
erforderlich, wenn inzwischen die Reform der Lehrerbildung (z.B. Stufenlehrer) ver-

wirklicht ist.

7. Schulverfassung

Glaubwiirdig kann eine i. GS ihre Aufgaben nur verwirklichen, wenn sie in die Lage
versetzt wird, sich eine demokratische Schulverfassung zu geben, die den Wider-
spruch zwischen der iberkommenen hierarchischen Verwaltungsstruktur der Schule
und einem emanzipatorischen Verstindnis von Bildung und Erziehung authebt.

Eine solche demokratische Schulverfassung setzt voraus:

- die Mitbestimmung aller Lehrenden und Lernenden bei der Organisation ih-
rer Arbeit und Interessen;

- die Ersetzung der hierarchischen Schulstrukturen durch Kooperation der be-
teiligten Gruppen (Streitfélle sind in Schlichtungskommissionen zu 16sen);

- die Durchsichtigkeit und Kontrolle der Entscheidungsprozesse;

- die Verbesserung der Organisationsstruktur.

Es gilt also, die Direktorialverfassung durch eine auf der Grundlage von Mitbe-
stimmung beruhende Gesamtschulverfassung zu ersetzen. Diese hat die Zeitwahl aller
sog. Leiterpositionen zu sichern.

Eine diesen grundsétzlichen Intentionen folgende Schulverfassung sollte von Leh-
rern der GS in Zusammenarbeit mit Schulverwaltung, Eltern, Schiilervertretern, poli-

tischen Parteien u.a. im Rahmen des Schulversuchsprogramms erstellt werden.

8. Wissenschaftliche Beratung und Begleitung des Schulversuchs

Die Durchfiihrung eines Schulversuchs ist ohne wissenschaftliche Begleitung und
Kontrolle nicht denkbar. Sie hat sich an den Grundsédtzen der Empfehlungen der Bil-
dungskommissionen (Deutscher Bildungsrat) fiir die Einrichtung von Schulversuchen
auszurichten.

Wir empfehlen bei der iiberregionalen Organisation der wissenschaftlichen Beglei-
tung von Schulversuchen mit i. GS in Niedersachsen fiir das Goéttinger Projekt fol-
gende Schwerpunktbildung:

- Im Bereich der ,,didaktischen Differenzierung* empirische Untersuchungen
iiber die Effektivitit dieser Differenzierungsform unter kognitiven wie sozi-
alen Aspekten und ggf. Erarbeitung von Vorschligen zu einer Weiterent-

wicklung. Dazu gehdren Kreativititsuntersuchungen zur Uberpriifung des
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Zusammenhanges zwischen Differenzierungsform und Initiative sowie
selbststandige Mitarbeit der Schiiler.

- Vergleichende Untersuchungen tiber die Effektivitdt von Einzelarbeit und
Unterricht in Klein- und Grof3gruppen.

- Entwicklung und Erprobung neuer Teil-Curricula fiir die Fachbereiche Ge-
sellschaftslehre und Arbeitslehre/Technikunterricht. Im Rahmen der Ent-
wicklung neuer Konzeptionen zur Gesellschaftslehre werden Einstellungs-
untersuchungen kldren miissen, inwieweit sich die sozialen Einstellungen
der Schiiler in einer 1. GS gegeniiber den Schiilern im bisherigen Schulsys-
tem unterscheiden (soziale Kooperation, Vorurteilslosigkeit).

- Entwicklung und Erprobung neuer Formen der Leistungsmessung und Beur-
teilung und Uberpriifung der Daten nach schichtspezifischen Gesichtspunk-
ten, um die Frage der intendierten grofleren Chancengleichheit an 1. GS kla-
ren zu kénnen.

Weiter sollten im Rahmen des Schulversuchsprogramms eine

- demokratische Schulverfassung sowie

- neue Formen der Ausbildung von Lehrern z. A. bzw. Referendaren in der
sog. ,,zweiten Phase* erprobt werden.

Die wissenschaftliche Betreuung durch die Pddagogische Hochschule, Abt. Gottin-
gen, sowie durch das Padagogische Seminar der Universitit Gottingen sollte bereits in
einem sehr frithen Stadium des Schulversuchs, spétestens jedoch ein Jahr vor Beginn
der Unterrichtstétigkeit, finanziell sowie personell gesichert werden.

Es ist zu bedenken, dass ohne die Bereitstellung ausreichender finanzieller Mittel

eine wissenschaftliche Begleitung lediglich deklamatorischen Charakter behalt.

9. Grundsitze zur Bauplanung und zum Raumprogramm

Die Gestaltung der Bauplanung und des Raumprogramms hat sich von dem entwi-
ckelten pddagogischen und didaktischen Konzept leiten zu lassen, mit anderen Wor-
ten, die Zielsetzungen einer i. GS sind, ohne dass sich die Bauplanung ihrer Intentio-
nen annimmt, nicht zu verwirklichen.

Da unser Konzept nicht als ein statisches zu verstehen ist, gilt als zentrale Forde-
rung an die Bau- und Raumgestaltung der Grundsatz der Flexibilitdt (Anpassungsfa-
higkeit) und der Variabilitit (Verdnderbarkeit).

Zunichst sollte beachtet werden, dass das Fachbereichsprinzip auch baulich zu rea-
lisieren ist und die Fachbereiche

- Gesellschaftslehre und Sprache
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- Mathematik und Naturwissenschaften

- Kunst (Bildnerisches Gestalten) und Arbeitslehre/Technikunterricht

- Arbeitslehre und Naturwissenschaften und Gesellschaftslehre sinnvoll ei-
nander zugeordnet sowie die Verkehrswege zu den zentralen Einrichtungen
wie Bibliotheken, Sprachlabor, Verwaltung etc. kurz gehalten werden,;

- die additiv gereihten Klassenrdume zu ersetzen sind durch Raumeinheiten,
die durch Stiitzraster und versetzbare Montagetrennwénde bzw. Regalsys-
teme den wechselnden piadagogischen und didaktischen Anforderungen an-
gepasst werden konnen;

- wirksame Losungen der Schallisolation den Gerduschpegel niedrig halten;

- das Mobiliar moglichst beweglich sein sollte;

- durch die Entwicklung neuer Unterrichtsmedien optischen, akustischen und
elektronischen Charakters spezifische Anforderungen an die Raumgestal-
tung entstehen;

- eine deutliche Tendenz zur Individualisierung durch programmierten Unter-
richt zunehmend mehr Einzelarbeitspldtze erfordert (nach einer Schitzung
sind 70 — 80% des Lehrstoffes der Schulen programmierbar);

- der Ganztagsunterricht eine Reihe von Konsequenzen fiir den Schulbau hat
(siche Nr. 4.4);

- die GS durch ein vielfiltiges ,,auBBerschulisches Bildungsangebot (Erwach-
senenbildung) und die Bereitstellung ihrer Einrichtungen zur Freizeitbe-
schiftigung ein Kommunikationszentrum fiir Geismar werden sollte;

- keine moderne Schule ohne eine ausreichend grofle Lehrschwimmbhalle ge-
baut werden sollte;

- durch die Integrierung eines Studienseminars fiir die zweite Phase der Leh-
rerbildung zusatzlicher Raumbedarf entsteht;

- ein Raum fir die Einrichtung einer Kindergartengruppe fiir Kinder des
Lehr- und Verwaltungspersonals sowie unter dem Gesichtspunkt einer er-
weiterten Funktion als Kommunikationszentrum (fiir Geismar) sinnvoll wa-

Ie.

10. Weitere Schritte
Der vorliegende Strukturplan ist als ,,Arbeitspapier zu betrachten. Er soll den zu-
standigen politischen Gremien sowie dem Schultréger als Diskussions- und Entschei-

dungsgrundlage dienen.

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



151

Nach vollzogener politischer Zustimmung zu einem Schulversuch mit einer inte-
grierten Gesamtschule fiir den Bereich der Sekundarstufe I in Gottingen-Geismar
empfehlen wir die Bildung von Planungs- und Arbeitsgruppen, die sich mit den viel-
faltigen Detailproblemen einer Schulversuchsvorbereitung zu befassen hitten. Als
sachliche Ausgangsbasis dieser Vorbereitungsarbeit sollten die in diesem Papier skiz-
zierten Grundsétze gelten. Es ist einsichtig, dass eine solche Planungsarbeit von Leh-

rern nicht zusitzlich neben der vollen Unterrichtstitigkeit geleistet werden kann.

8.2 Anhang Nr. 2

8.2.1 Kriterien fiir die Bestimmung der Anzahl der Ziige einer
Integrierten Gesamtschule

Bei der Entscheidung iiber die Anzahl der Ziige flir eine Gesamtschule miissen eine
Reihe von Faktoren berticksichtigt werden. Dazu gehoren
- der Bedarf an Schiilerplitzen,
- die Grundstiicksgrofe,
- schulorganisatorische und didaktische Aspekte,
- die Relation von Raumbedarf und Anzahl der Schiiler,
- der Ausnutzungsgrad der Rdume und Fachraume,
- die rdumliche Nahe anderer Schulen,
- der Kostenfaktor.
Im Folgenden soll versucht werden, Kriterien zu erarbeiten, die als Entscheidungs-

hilfe dienen konnen.

1. Bedarf an Schiilerplitzen

Der Landkreis Gottingen®”® hat in einer Broschiire aus dem Jahre 1966 auf die prekire
Schulraumnot vor allem fiir Realschulen und Gymnasien in Goéttingen aufmerksam
gemacht. Durch den Ausbau der vorhandenen Schulen und die Griindung eines weite-
ren Gymnasiums konnte der Fehlbestand aber nur teilweise aufgefangen werden, da

in den letzten Jahren die Ubergiinge der Volksschiiler auf die weiterfithrenden Schu-

2% v/g]. Schulraumnot in Gottingen — Raumprobleme der Géttinger weiterfithrenden une berufsbilden-
den Schulen zu Beginn des Schuljahres 1966/67
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len stark zunahmen®”’ und die Wohnbevélkerung im Stadt- und Landkreis kontinuier-
lich anwuchs®”.

Bei einer langfristigen Planung sollte davon ausgegangen werden, dass das Ein-
zugsgebiet einer Gesamtschule unter Hinzuziehung der angrenzenden Landgemeinden
identisch mit dem Wohnquartier ist, in dem ihr Standort liegt. Aus diesem Grunde
muss auch die Einwohnerentwicklung in Geismar beriicksichtigt werden, selbst wenn
die Gesamtschule zunichst als freie Angebotsschule ausgeschrieben wird. Genaue
Daten sind aus der Tabelle 3 zu entnehmen. Nach dem Stand vom Oktober 1970 gab
es in Geismar 14.836 Einwohner. Die jéhrliche durchschnittliche Zuwachsrate der
letzten 10 Jahre betrug ca. 800 und der prozentuale Anteil der unter 15-Jahrigen
21,7% (Anteil im gesamten Stadtgebiet 17,1%). 1970 gab es im Ortsteil Geismar 271
Schulanfanger.

Anhand dieser wenigen Daten kann selbstverstandlich keine Entscheidung tiber die
erforderliche Grofle der Gesamtschule getroffen werden. Dazu wire eine umfassende
und detaillierte Schulentwicklungsplanung Voraussetzung, die den gesamten Stadt-
und Landkreis einbezieht. Wir meinen aber, dass aufgrund der aufgezeigten Entwick-
lungstendenzen keine Schule mit weniger als acht Ziigen, also fiir wenigstens 240
Schiiler je Jahrgang, gebaut werden sollte. Unter der hypothetischen Annahme, dass
alle Schiiler des Einschulungsjahrganges 1970 in Geismar bei einem moglichen Un-
terrichtsbeginn der Gesamtschule im Jahre 1974 fiir diese Schule angemeldet wiirden,

miissten bereits 31 Schiiler abgewiesen werden.

2. Grundstiicksgrofle
Das zur Verfiigung stehende Grundstiick misst 87.000 m”. Die Niedersichsischen
Schulbaurichtlinien von 1969 legen fiir voll ausgebaute Schulen eine Richtzahl von
30 m**” fiir den Flichenbedarf der Sportstitten zugrunde. Dieser Satz entspricht auch
dem im Berliner Schulentwicklungsplan angesetzten Wert, der allerdings anders auf-
geschliisselt ist = 25 m” Grundfliche und 5 m” Sportfliche pro Schiiler.
Nach diesen Zahlen wiirden fiir eine
- achtziligige Gesamtschule mit 1.440 Schiilern 43.200 m”
- zehnziigige Gesamtschule mit 1.800 Schiilern 54.000 m’

7 Siehe dazu Tabelle 3 + 4 (im Schuljahr 1969/70 betrug der Anteil 55,2% im Verhiltnis zu den Le-
bendgeborenen des Jahres 1958/59)

*% Siehe dazu Tabelle Nr. 1 + 2.
299 ygl. Niedersichsische Schulbaurichtlinien von 1969, Seite 2
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- zwolfziigige Gesamtschule mit 2.160 Schillern ~ 64.800 m®
bendtigt. Unter diesem Aspekt ist also der Entscheidungsspielraum nicht eingeengt,
selbst nicht bei Beriicksichtigung des durch einen Ganztagsunterricht entstehenden

vermehrten Flachenbedarfs.

3. Schulorganisatorische und didaktische Aspekte

Die Gesamtschule kann ihre Ziele nur verwirklichen, wenn sie in die Lage versetzt
wird, auf der Grundlage der individuellen Lernbediirfnisse der Schiiler ein umfassen-
des und differenziertes Kursprogramm anzubieten. Darum darf die Schiilerzahl je
Jahrgangsstufe und damit auch die Anzahl der zur Verfiigung stehenden Lehrer nicht
zu gering sein, andererseits muss die Jahrgangsstufe als Bezugsebene fiir Schiiler und
Lehrer iiberschaubar bleiben. Aus diesen Uberlegungen folgt, dass vier- und sechszii-
gige Organisationsformen unter dem Aspekt der Differenzierung wie des Kursange-
botes zu klein bemessen und Systeme mit zehn und mehr Ziigen an Uberschaubarkeit
verlieren.*'

Eine ungerade Ziigigkeit ist nach H. Mastmann/W. Flossner’'' grundsitzlich zu
vermeiden. Die Autoren berufen sich dabei auf zweijdhrige Gesamtschulerfahrungen
in Berlin. Dies gilt nach ihren Angaben auch fiir sechs und zehn Ziige, weil hier durch
Teilung ungerade Zahlen entstehen. Als optimale Grofle bietet sich demnach unter
organisatorischem Aspekt ein achtziigiger Aufbau an, also 240 Schiiler je Jahrgangs-
klasse. Da organisatorische und didaktische Probleme in einer engen Wechselbezie-
hung stehen, wiirden von einer solchen Entscheidung zugleich auch positive Einfliisse

auf den Unterricht selbst ausgehen.

4. Relation von Raumbedarf (in m2) und Anzahl der Schiiler

Nach der bereits zitierten Untersuchung von Mastmann/Flossner beeinflusst die
Anzahl der Ziige der Schule den errechenbaren Flichenbedarf an Unterrichtsrdumen,
Fachrdumen, Aufenthaltsraumen etc. pro Schiiler. Die Autoren kommen zu folgen-

dem Ergebnis®'*:

219 ygl. H. Mastmann/W. Flossner, Schulstruktur und Raumprogramm, in: Gesamtschule, 1/1970,
Seite 23

2 vgl. ebd.
212 ygl. ebd., Seite 24

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



154

Tabelle 3: Raumbedarfin Abhdngigkeit von der Schiilerzahl

Zige Gesamtschiilerzahl Flache pro Schiiler
(ohne Turnhalle)
4 720 7,16 m*
1080 6,27 m’
8 1440 6,28 m*
10 1800 6,35 m*
12 2160 6,04 m’

Zugrunde gelegt wurde der Bedarf einer integrierten Mittelstufe (5. — 10.
Schuljahr) bei Ganztagsbetreuung sowie ein Unterricht, der nicht konsequent nach
dem Fachbereichsprinzip organisiert war. Die Bereiche Mathematik, Gesellschaftsleh-

re und Sprache wurden in sog. allgemeinen Unterrichtsriumen unterrichtet.

5. Ausnutzungsgrad der Ridume und Fachriume

In einer Studie der Bildungskommission®'? weist P. Sievert nach, dass mit zunehmen-
der SchulgroBle der Raumbedarf relativ abnimmt. Die prozentuale Raumeinsparung
bei Gesamtschulen mit Ganztagsunterricht und ,,Mischdiffelrenzierung“z14 in Abhén-

gigkeit von der Zahl der Ziige beim Fachraumprinzip zeigt folgende Ergebnisse:

213 Vgl. Peter Sievert, Deutscher Bildungsrat — Gutachten und Studien, Bd. 13, Seite 90ff.

214 . . . . . . . .. . .
Der Terminus ,,Mischdifferenzierung wird von Sievert nicht ndher erldutert. Wir nehmen an, dass

er unter diesen Begriff eine flexible Differenzierung fasst, da er in Abgrenzung dazu von Differen-
zierung in Kern- und Leistungsniveaus spricht.
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Tabelle 4: Raumeinsparung in Abhdngigkeit von der Ziigigkeit

Zige Raumeinsparung in %"
6 0,0
8 0,8
10 7,0
12 8,1
20 10,4

(Als Berechnungsgrundlage ist die sechsziigige Gesamtschule = 100% gesetzt worden. Schii-

ler pro Zug generell 30).

Zwolfziigige Gesamtschulen sind unter diesem Aspekt eine optimale Grofe; die
mogliche Raumeinsparung erhoht sich bei grofleren Systemen nur noch minimal.

Die von Sievert ermittelten Ergebnisse zur Raumnutzung zeigen — bei einer Orga-
nisation nach dem Fachraumprinzip — eine vergleichbare Tendenz:

Mogliche durchschnittliche prozentuale Raumnutzung der Gesamtschule ohne
Ganztagsunterricht bei einer angenommenen Maximalauslastung von 34 Wochen-

216
stunden” .

Tabelle 5: Durchschnittliche prozentuale Raumnutzung

Ziige bei Klassenraumprinzip bei Fachraumprinzip
6 62,73 84,15
8 61,25 84,81
10 63,71 90,00
12 64,10 90,95
20 63,17 92,86%

Diese Gegeniiberstellung macht deutlich, dass das Fachraumprinzip nicht nur aus
paddagogischen, sondern auch aus 6konomischen Griinden dem Klassenraumprinzip

unbedingt vorzuziehen ist.

215 p. Sievert, a.a.0., Seite 173
216 Vgl. P. Sievert, a.a.0., Seite 145/146, Tabelle 7 und 8
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Die Werte stehen natiirlich in einem bestimmten Verhiltnis zur Methode der Diffe-
renzierung sowie auch zur Anordnung und Aufteilung der Rdume selbst. Bei der An-
wendung einer flexiblen Differenzierung und ,,offenen* Raumanordnung lassen sich
die Werte fiir die sechs- und achtziigigen Formen sicher verbessern.

Zunichst scheint allerdings unter 6konomischem Aspekt eine zehn- oder zwolfzii-
gige Gesamtschule die optimale Grofie zu sein.

Die effektive Raumnutzung wird natiirlich durch einen Ganztagsunterricht wie un-
ter der intendierten Voraussetzung, dass Schule zugleich kommunales Bildungs-,
Freizeit- und Kommunikationszentrum sein sollte, wesentlich erhoht.

Nach dem zusammenfassenden Ergebnis von Sievert ist, ausgehend vom Raumbe-
darf, die Einrichtung von Ganztagsgesamtschulen mit Fachraumprinzip die 6kono-
misch glinstigste Alternative zum dreigliedrigen Schulsystem mit Halbtagsunter-
richt.?"’

Als Berechnungsgrundlage dienten der Untersuchung die Schulbaurichtlinien des
Landes Nordrhein-Westfalen. Da diese keine verbindlichen Angaben iiber das Raum-
programm von Gesamtschulen enthalten, wurde ihr Bedarf mathematisch ermittelt.*'®
Die Daten konnen also lediglich eine Tendenz aufzeigen, sie diirfen nicht absolut ge-

sehen werden.

6. Raumliche Nahe anderer Schulen
Die rdumliche Ndhe anderer bereits bestehender oder geplanter Schulen kann bei der
Erorterung des entstehenden Problems aus mehreren Griinden relevant werden:

- durch eine wiinschenswerte Kooperation benachbarter Schulen bei der Lo-
sung gemeinsamer paddagogischer Probleme, die aber mit zunehmender
GroBe des Systems gefahrdet wird;

- durch moégliche gemeinsame Benutzung des AuBlengelidndes, der Sportanla-
gen, der Schwimmbhalle oder anderer technischer Einrichtungen, wie z.B. ei-
nes Computers;

- durch mogliche Teilintegration des Unterrichts z.B. bei Spezialkursen;

- durch die Verkehrssituation, besonders bei gemeinsamem Unterrichtsbe-
ginn.

An das fiir die Gesamtschule vorgesehene Geldnde schlieen bereits zwei Volks-

schulen an:

217 Vgl. P. Sievert, a.a.0., Seite 104
218 Vgl. P. Sievert, a.a.0., Seite 69
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- die Hauptschule219 ,,Geismar [ mit 13 Unterrichtsklassen und 384 Schiilern
- die Grundschule ,,Geismar II*“ mit 15 Unterrichtsklassen und 463 Schiilern*®’
Insg. 847 Schiiler

Geplant ist ferner eine mehrziigige Sonderschule, ca. 250/300 Schiiler.

Es ist also davon auszugehen, dass neben den Schiilern der Gesamtschule noch
weitere 1100 Schiiler in rdumlicher Nihe zentriert werden.

- Bei einer achtziigigen Gesamtschule wéren es dann insg. ca. 2500 und
- bei einer zwolfziigigen Gesamtschule ca. 3300 Schiiler.

In der Bundesrepublik gibt es noch keine — uns bekannten — Erfahrungen iiber
Probleme, die durch Zentrierung eines vergleichbaren Schulkomplexes entstehen; es
ist aber sicher, dass organisatorische Probleme mit der Grof3e des Systems zunehmen
und damit entsprechend die Chance zu einer fiir dringend erforderlich gehaltenen ef-
fektiveren Zusammenarbeit unter den verschiedenen Schulsystemen abnimmt. Unter

diesem Aspekt wire einer achtziigigen Gesamtschule der Vorzug zu geben.

7. Kostenfaktor

Das relative Kostenverhiltnis in Bezug zur GroBe einer Gesamtschule ist in Tenden-
zen aus den unter Pkt. 4 und 5 gemachten Ausfiihrungen abzuleiten. Uber die absolu-
ten Kosten konnen so lange keine brauchbaren Angaben gemacht werden, wie der
Schulbau in seinen Grundstrukturen nicht standardisiert ist.

Kostenvergleiche®' zwischen dem dreigliedrigen Schulsystem in Bayern und Ge-
samtschulen mit Ganztagsunterricht in Berlin zeigen keine signifikanten Unterschiede
beziiglich des Investitionsbedarfs. In groBeren Systemen, die als Ganztagsschule ge-
plant sind, kénnen die Raumkapazititen besser auf den Unterrichtsbedarf abgestellt
werden, was zu einer Einsparung von 10 — 15% an Unterrichtsrdumen im Vergleich
zum traditionellen Schulsystem fiihren kann und damit die erforderlichen Mehrausga-

ben fiir Aufenthaltsrdume, Kiiche etc. kompensiert.”*

*!% Unter einer langfristigen Schulplanung konnte diese Hauptschule mit der bereits bestehenden

Grundschule (Geismar II) zu einer 6- bis 8-ziigigen Grundschuleinheit mit Vorschulklassen umor-
ganisiert werden.
220 Stand 15. 10. 1970 — Angaben des Landkreises Gottingen

! Mock, Richard, in: HitpaB/Laurien/Mock, Dreigliedriges Schulsystem oder Gesamtschule? Seite
971f.

22 Deutscher Bildungsrat, Strukturplan fiir das Bildungswesen, Seite 311f. Siche auch: betrifft Erzie-
hung 3/70, Seite 12
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8. Zusammenfassung

Wenn wir mit Mastmann eine ungerade Ziigigkeit ausschalten, bieten sich unter Re-
flexion auf die vorgegebenen kommunalen Bedingungen als Ergebnis die achtziligige
und die zwolfziigige Gesamtschule als Alternativen an.

Die 6konomischen Faktoren deuten in ihrer Tendenz auf eine zwolfziigige Gesamt-
schule hin, wihrend unter padagogischem wie organisatorischem Aspekt eine achtzii-
gige Gesamtschule die optimalere Grofle zu sein scheint.

Dabei ist ausdriicklich auf den hypothetischen Charakter dieser Aussage hinzuwei-
sen, das vorliegende Material lasst aber gegenwartig noch keine exakteren Schliisse
Zu.

Es ist ohnehin noch weitgehend an der traditionellen Organisation in Klassen — be-
ziiglich der Riume und der Schiiler — orientiert. Uberlegungen zum Schulbau und zur
Schulorganisation fiir die IGS werden zukiinftig wohl mehr von der absoluten Zahl
der Schiiler je Jahrgangsstufe auszugehen haben und nicht von der Zahl der Ziige.

Eine Entscheidung sollte sich von dem primir padagogischen Auftrag, den eine

Schule zu erfiillen hat, leiten lassen.
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9. Schlussbemerkung

Die vorliegende Arbeit wird nur dann den ihr durch die Formulierung des Themas
vorgegebenen Zweck erfiillen konnen, wenn sie wihrend der noch bevorstehenden
Planungsphase fiir das IGS-Projekt in Gottingen-Geismar und natiirlich erst recht mit
Beginn des Unterrichts an dieser Schule einer stindigen, an wissenschaftlicher For-
schung besonders im Hinblick auf bereits begonnene IGS-Versuche im In- und Aus-
land orientierten Ergédnzung, Erweiterung und Korrektur unterzogen wird.

In diesem Sinne mdchte diese Arbeit ein Arbeitspapier sein.

Anmerkung:

Die Anhédnge 3: ,,Statistische Angaben* und 4: ,,Vorschlag zur Stundenverteilung und zur
Gliederung des Tagesablaufes in Unterricht und Freizeiten®, der Originalfassung sind in die-
ser Abschrift nicht iibernommen. Die Originalfassung ist, wie oben bereits erwéhnt, in der

Gottinger Universitéitsbibliothek einzusehen.
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Hessische Lehrplankommission
I. Projekt — Urlaub
II. Projekt — Wohnen
IV. Projekt — Information durch Zeichen
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Daten, Zahlen, Fakten und Weichenstellungen aus
den Anfingen der Planung fiir eine Integrierte
Gesamtschule in Gottingen — Geismar bis zum
Unterrichtsbeginn im Sommer 1975 —
Erinnerungen an eine bildungspolitisch aufregende
und innovative Zeit-

Zusammengetragen von
Peter Brammer,
Leiter der Planungsgruppe fiir eine Gesamtschule in Gottingen — Geismar
von 1971 bis 1975 und
Schulleiter der Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule,
IGS - Gottingen- Geismar von 1975 bis 2002.

,Kein Schiiler darf verloren gehen —
kein Schiiler soll ohne Abschluss die Schule
verlassen®.

(Sommer 1973 — im Garten des Pddagogischen Semi-
nars in der Wagnerstral3e — Diskussion Planungsgrup-
penmitglieder und SIGS*)

-Eine Ergédnzung zu vorliegenden Veroffentlichungen-

Quellen: vor allem Akten der Planungsgruppe ab 1970 bis 1975
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1. Zur Einleitung

Als sich im Mirz 1970 sechzehn Lehrerinnen und Lehrer aus Gottinger Schulen und
aus der Universitdt im Soziookonomicum zusammenfanden, um einen ,,Arbeitskreis
Gesamtschule* zu griinden, konnten sie nicht ahnen, dass es fiinf Jahre dauern wiirde,
bis in Gottingen zwei Gesamtschulen ihren Unterrichtsbetrieb mit den 5. Klassen auf-
nehmen konnten.

Eigene Erfahrungen in der Konzeptentwicklung einer Neuen Schule hatte zunédchst
niemand, wohl aber z.T. langere Unterrichtserfahrungen an den verschiedenen Schul-
formen des gegliederten Schulsystems. Die tragenden Leitideen der damals beteilig-
ten Akteure waren: Mehr Chancengleichheit, Partizipation, eine Alternative zum ge-
gliederten Schulsystem entwickeln, eine gerechtere Schule fiir alle Schiiler.

Die erste Hilfte der 70-er Jahre war in Niedersachsen fiir Schulplaner eine Zeit mit
grof3en Freirdumen, eine Zeit, die Kreativitit und Neues Denken freisetzte.

Wir mussten aber sehr bald und sehr schnell erfahren, dass Schulentwicklung ein
sehr komplexer und vielschichtiger Prozess ist, ein Prozess, der weit mehr an Kompe-
tenzen verlangte, als von einem Lehrer {iblicherweise erwartet werden konnte. Fiir die
Planungsleitung bedeutete das neben der Kenntnis reformpiddagogischer Konzepte
und klarer Vorstellungen dariiber, wie eine Neue Schule aussehen sollte, Integrations-
kompetenz nach innen, ein sicheres politisches Gesplir dafiir, was erreichbar ist und
was nicht sowie den Aufbau eines hilfreichen Netzwerkes.

Zur Planungsgruppe fiir ,,eine Gesamtschule in Geismar* gehorten zeitweise mehr
als einhundert Personen: Lehrerinnen und Lehrer aller Schularten, Eltern, Kommu-
nalpolitiker, eine wissenschaftliche Begleitung, Fachleute aus den Verwaltungen, Ar-
chitekten, Freunde und Forderer der Gesamtschulidee, vernetzt mit vielen liberregio-
nalen Kontakten.

An eine Dokumentation dieses komplexen Entwicklungsprozesses, an das Festhal-
ten in einer ,,Chronik der Schulplanung®, hat in dieser intensiven Arbeitsphase nie-
mand gedacht — und konnte es auf dem Hintergrund der tatsdchlichen Entwicklung
wohl auch nicht. Nach 1975, vor allem in der praktischen Aufbauphase der Georg-
Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule, gab es andere Prioritéten.

Heute, zehn Jahre nach meiner Pensionierung, ohne hektisches Alltagsgeschift und
mit reichlich Abstand, habe ich nun das nachgeholt, was besser bereits vor vierzig

Jahren hétte begonnen werden sollen.
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Die vorliegende Datensammlung ist eine Ergédnzung zu bereits vorliegenden Verof-
fentlichungen. In ihr sind vor allem diejenigen Daten, Zahlen, Fakten und be-
deutsamen Weichenstellungen der Planungsphase chronologisch aufgelistet, die in
den bekannten Verdffentlichungen keine oder nur eine beilaufige Erwahnung finden.

Ich habe diese Chronik aufgeschrieben fiir die heutigen und zukiinftigen Lehrerin-
nen und Lehrer, fiir interessierte Schiilerinnen und Schiiler, fiir Studenten der ,,Bil-
dungswissenschaften* als praktisches Beispiel fiir eine Schulentwicklung sowie fiir
die Chronik der Stadt.

Alle aufgelisteten Originalquellen sind an den genannten Fundstellen einsehbar.
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2. Die Zeit vor der offiziellen Einrichtung der
Planungsgruppe bis einschlieBlich 1970:
Daten, Zahlen, Fakten

Demographische Entwicklung: Geburtenstarke Jahrgdnge ab ca. 1960 treten ab
1970 in die weiterfiihrenden Schulen ein. Gymnasien sind trotz zweier neuer Schulen
(Neues Gymnasium- heute Theodor-HeuBB-Gymnasium und 5.Gymnasium- heute Ot-
to-Hahn- Gymnasium) tiberfiillt. Schichtunterricht im OHG — statt 800 Schiiler wer-
den in dieser Schule zeitweise 1600 beschult — eine Schicht vormittags, eine nachmit-
tags. Auch die Realschulen sind iiberfiillt. Sie haben ihre Kapazititsgrenzen erreicht.
Vgl. hierzu auch: Herrlitz, ,, Die schwierige Geburt einer erfolgreichen Schule*, S. 4
Als Schultriager ist der Landkreis (LK) auch fiir alle weiterfiihrenden Schulen in
Gottingen zustindig. Er plant 1969/1970 den Bau einer Realschule in Goéttingen-
Geismar. Oberkreisdirektor war damals Herr Dr. Kellner, ab Februar 1971 Regie-
rungsprasident bei der Bezirksregierung in Hildesheim, der Schuldezernent war Herr

Hartwig.

Erste konkrete Schritte in Richtung ,,Gesamtschule“ erfolgten auf dem Griin-
dungstreffen der Fachgruppe ,,Gymnasien” in der GEW am 29. November 1969
(Meyer, Roemer, Roloff). Es gab den Vorschlag, eine 6ffentliche Veranstaltung zum
Thema ,,Gesamtschule® zu organisieren. Diese fand bereits am 5. Februar 1970 in
Gebhards Hotel statt. Referenten waren: Peter von Oertzen als Landtagsabgeordneter
der SPD, Dr. Erwin Schuppe vom Pdd. Seminar der Universitdt und Dr. Kellner als
Oberkreisdirektor des Landkreises Gottingen als zustandiger Schultriger.

Der ,,Arbeitskreis Gesamtschule® wird am 16. Méarz 1970 im Sozio6konomikum
konstituiert.

Die Koordination iibernimmt Claus Meyer, Biiro und Geschéiftsfithrung privat bei
Claus Meyer.

Griindungsmitglieder: Peter Brammer, G.W. v. Brandt, Hildegard Lenz, Claus
Meyer, Walter Noth, Hellmut Roemer, E.A. Roloff u.a. (insg. 16 Teilnehmer)

Ziel: Bau einer Gesamtschule anstatt einer Realschule in Geismar.
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Erlass des Kultusministeriums vom 23. Miirz 1970: Zustimmung zur ,,Planung ei-
nes Schulzentrums in Gottingen, das fiir kiinftige padagogische Entwicklungen im

Sinne einer starkeren Integration der Schularten offen ist®.

Auf einer weiteren Sitzung des Arbeitskreises am 21.04.1970 wird die fiir den 11. Mai
geplante Veranstaltung mit dem Gesamtschuldezernenten bei der Bezirksregierung
Hildesheim, Herbert Kastner, vorbereitet. ( anwesend: , P. Brammer, W. Kosuch , W.
Noth, I. Pickerodt, J. Siegert, D. Sievers).

Zweite offentliche Veranstaltung zum Thema ,,Gesamtschule® am 11. Mai 1970,

wiederum in Gebhards — Hotel mit Herbert Kastner.

Auf Einladung des Oberkreisdirektors Dr. Kellner treffen sich am 4. Juni 1970
Vertreter der Lehrerverbiande, der Schulleiter und der Schulaufsicht im Kreishaus.

Intention der Verwaltung: Mitarbeit der verschiedenen Interessenvertreter an einer
Planungsgruppe. Die unterschiedlichen Positionen werden deutlich: Pro Realschule
versus pro Gesamtschule. Wihrend eines 2. Treffens dieser Gruppe auf Einladung des
Oberkreisdirektors am 18. Januar 1971 wird deutlich, dass eine Zusammenarbeit bei-

der Gruppen auf Grund der gegensitzlichen Positionen nicht moglich ist.

Ab Mitte 1970 iibernimmt P. Brammer die Koordination des noch ,,inoffiziellen* Ar-
beitskreises ,,Gesamtschule® von Claus Meyer — Biiro und Geschéftsfiihrung privat
bei Brammers. Der Arbeitskreis bestand zunédchst nur aus wenigen Lehrern, vor allem
Gymnasiallehrer, von denen aber schlieBlich zum Unterrichtsbeginn 1975 niemand —

auBler P. Brammer — in das erste Kollegium eintrat.

Landtagswahl in Niedersachsen am 14.06.1970 — absolute Mehrheit der SPD — Kul-

tusminister (MK) wird Peter von Oertzen.

Kreistagssitzung am 18.06.1970: ,,Der Empfehlung des Kreisausschusses folgend be-
schliet der Kreistag einstimmig: Die Kreisverwaltung wird beauftragt, unverziiglich
die Planung des Schulzentrums Geismar .....in Angriff zu nehmen....“ Vgl. auch Ein-

ladung zur 6. Gesamtkonferenz der Planungsgruppe am 14. 07.1971-Planungsakten.

Der Landkreis Gottingen wird durch den Regierungsprésidenten in Hildesheim bereits

am 14.07.1970 aufgefordert, bei der Planung des Schulzentrums fiir Geismar ,,die Re-
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alisierung einer integrierten Gesamtschule fiir die Sekundarstufe I (5.bis 10.Klasse)
zu beriicksichtigen® und deren Aufnahme in das Schulversuchsprogramm beim Kul-
tusminister zu beantragen. (zitiert bei Herrlitz: Die schwierige Geburt einer erfolgrei-
chen Schule “, Seite 5).

Es erfolgt eine Bitte an den Arbeitskreis, ein erstes Schulkonzept fiir eine Gesamt-
schule in Geismar vorzulegen.

Auf einer Sitzung des Arbeitskreises ,,Gesamtschule am 31.08.1970 wird ein ,,Un-
terausschuss‘ mit der Ausarbeitung eines ,,Strukturplanes* fiir eine Gesamtschule
in Geismar beauftragt (Brammer, v. Brandt, Kriiger, Roloff,). Konkret wird diese
Aufgabe von P. Brammer iibernommen. Die librigen Mitglieder des Unterausschusses
konnten oder haben sich schlieBlich begriindet an dieser Arbeit nicht beteiligt.

Insg. 19 Personen nehmen an dieser Sitzung teil, u.a. Brammer, v. Brandt, Lenz, H.

Mieskes, Roemer, Roloff, Schuppe.

Erste Widerstinde: Brief des Direktors des 5. Gymnasiums (heute OHG) vom 7. Sep-
tember 1970 an die Schulleiter der Gottinger Gymnasien u.a. : ,,Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ,,Die jetzt genehmigte (!?) Errichtung einer Sekundarstufe in
Geismar wiirde nach diesen Verdnderungen (gemeint ist die mogliche Einrichtung von
Kollegstufen) jedoch vollig tiberfliissig, da die dort geplanten 6 Ziige ohne weiteres
im Gymnasium fiir Méidchen (heute: Hainberg- Gymnasium.) und Felix-Klein-

Gymnasium unterzubringen wéren.“.....) Vgl. Planungsakte Nr. 14.

Auf einer Sitzung des Arbeitskreises am 5. November 1970 stellt P. Brammer den
»Entwurf eines Strukturplanes fiir eine Gesamtschule in Gottingen — Geismar*
(17 Seiten) vor. Das Konzept wird als Grundlage fiir die weitere Planungsarbeit ange-
nommen. Dazu ein Schreiben von E. Schuppe, Pdd. Sem. vom 28.10.: ,,Ich habe mit
grofler Befriedigung den Entwurf .... gelesen. Der kann sich sehen lassen. ...*

Weiter legt Brammer den Entwurf eines Organisationsplanes fiir eine einzurich-
tende Planungsgruppe vor. Beide Entwiirfe werden als Grundlagen vom Landkresis,
vom Regierungsprisidenten in Hildesheim sowie vom Kultusministerium akzeptiert.
Sie dienen dem Kreistag als Beschlussgrundlage. Vgl. Brammer, Entwurf eines Struk-
turplanes fiir die integrierte Gesamtschule der Sekundarstufe I — Diplomarbeit, Kap.
7, siehe dazu auch Herrlitz, a.a.O., Kap. 1.2

In einem Gespriach zwischen Vertretern der Stadt — Oberstadtdirektor Kurt Busch,
Schuldezernent Dr. Konrad Schilling- und Vertretern des Landkreises — OKD Dr.
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Kellner u.a. — am 1.12.1970 unterbreitet die Stadt den Vorschlag, neben einer Ge-
samtschule in Geismar gleichzeitig eine additive Gesamtschule in Grone unter Einbe-
ziehung der vorhandenen Gebédude der Gerhart-Hauptmann-Schule und der Albert-
Schweizer-Schule zu entwickeln. Vgl. Herrlitz, Ebd., Kap. 1.2.

Auf Einladung des Landkreises Gottingen durch OKD Dr. Kellner findet am
7.12.1970 ein erstes Gespriich iiber die vom Kultusministerium geforderte wis-
senschaftliche Begleitung des Schulversuchs ,,Gesamtschule Geismar*“ mit Prof.
H.M. Stimpel, Prof. E.A. Roloff, Dr. E. Schuppe und P. Brammer im Kreishaus
statt. Alle drei Wissenschaftler erkliren sich bereit, sich an einer wissenschaftli-
chen Begleitung zu beteiligen.

Sehr positiver Einfluss der offenen und Kreativitit zulassenden bildungspolitischen
Atmosphére in Niedersachen wihrend der Planungszeit bis 1975. Gesamtschulreferent
im Kultusministerium war Herbert Kastner — div. Arbeitsgruppen auf Landesebene,
reger und koordinierter Erfahrungsaustausch auf Landesebene mit den bereits beste-
henden Gesamtschulen. IGS und KGS — Gruppen tagen getrennt — aber auch gemein-
sam. Keine Abgrenzung zwischen beiden Gesamtschulformen. ,,Freiraum fiir Neues

66'

Denken
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3. Das Planungsjahr 1971

Zwischen 1971 und 1975 wird das Konzept der Gesamtschule auf der Grundlage
des Kreistagbeschlusses sowie des Strukturplanes entworfen. Besuch mehrerer
Gesamtschulen, die 1970/71 ihren Betrieb aufgenommen hatten in Niedersach-
sen, NRW u.a.

Von Bedeutung fiir die gesamte Planungsphase war neben der Unterstiitzung durch
die SPD, die Verwaltungsspitzen von Landkreis und Stadt auch die Unterstiitzung
durch die Gottinger FDP, die Anfang 1970 ihr Modell einer ,,offenen Schule* vorge-
legt hatte, ein gesamtschulverwandtes Schulkonzept ( siehe ,, Offene Schule Kassel —
Waldau).

Beschluss des Kreistages vom 18.03. 1971: ,,Planung eines Schulzentrums in
Geismar fiir eine achtziigige Sekundarstufe I in der Form einer Gesamtschule,
die auf vertikale Gliederung in einzelne Schultypen verzichtet und fiir
verschiedene Formen der Differenzierung offen ist...“ (gleichzeitig erfolgt ein
Beschluss zur Griindung der Kooperativen Gesamtschule in Grone und einer
Berufsschule). Der Beschluss im Kreistag war einstimmig — alle vertretenen
Parteien: SPD, CDU und FDP stimmten zu, eine wichtige Voraussetzung fiir die
Arbeit der zukiinftigen offiziellen Planungsgruppe. Diese Beschlussvorlage war das
Ergebnis intensiver und ldngerer Verhandlungen, an denen mehrere Vertreter aus den
Verwaltungen und den Parteien beteiligt waren. Ich habe erreichen konnen, dass die
Passage:... ,fiir verschiedene Formen der Differenzierung offen ist.“ in den
Beschlusstext aufgenommen wurde.

Damit war die urspriingliche Absicht, eine neue Realschule in Geismar einzu-
richten, nicht mehr in der Diskussion.

Schreiben des Landkreises vom 27.04. 1971 an alle Lehrerverbiande, an alle Schulen,
an die Schulaufsicht sowie an die Elternriate mit der Bitte, sich fiir eine Mitarbeit an
den zu bildenden Planungsgruppen (Gesamtschulen in Geismar und Grone sowie fiir
das Gewerbeschulzentrum) zur Verfiigung zu stellen.
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Ab Mai 1970 und vor allem 1971 mehrere Informationsveranstaltungen u.a. mit den
Stadt- und Kreiselternrdten , Referenten Prof. Stimpel ( ,,Kriterien zur Beurteilung

von Schulen* ) und P. Brammer.

Vorbereitende Sitzung zur Konstituierung der Planungsgruppen fiir die Gesamtschul-
projekte in Geismar und in Grone am 26.05.1971 auf Einladung des Landkreises im
Kreishaus. Auf dieser Sitzung werden der ,,Strukturplan® sowie der ,,Organisations-
plan® fiir das Projekt Geismar angenommen. Sie sollen Grundlage der weiteren inhalt-
lichen und organisatorischen Planung sein. Fiir die Gesamtschule Grone (KGS) lag
kein Planungsentwurf vor.

Auf Einladung des Landkreises findet die konstituierende Sitzung der Planungs-
gruppe fiir das Gesamtschulprojekt in Geismar am 18.06.1971 im Sitzungssaal des
Kreishauses statt. Als vorldufige Planungsleitung werden gewéhlt: Brammer, Meyer,
v. Brandt. Nach der offiziellen Genehmigung der Planungsgruppe durch das Kultus-

ministerium stellt sich die Planungsleitung erneut zur Wahl und wird bestatigt.

Auf Initiative des Planungsgruppenleiters P. Brammer erstes Treffen mit Prof.
Herrlitz im Pid. Seminar, Wagnerstr.1, Vgl. Schreiben vom 14.07.1971- Planungsak-
ten.

»Herr Professor Herrlitz, Padagogisches Seminar der Universitit, hat sich
freundlicher Weise bereit erklirt, unsere Planungsgruppe zu unterstiitzen und
wissenschaftlich zu beraten.” Vgl. Mitteilung Nr. 1 der Planungsleitung vom
13.07.1971: TOP 2- Planungsakten.

Mit dem Wintersemester 1971/72 werden im Padagogischen Seminar mehrere Semi-
nare und Kolloquien zum Thema ,,Gesamtschule® unter Leitung von Prof. Herrlitz
und weiteren Mitarbeitern des Seminars angeboten, die von Mitgliedern der Pla-

nungsgruppe besucht werden konnten.

Genehmigung einer offiziellen Planungsgruppe zur Vorbereitung einer Gesamt-
schule in Gottingen — Geismar durch das Kultusministerium zum 1. August
1971. Zum offiziellen Planungsgruppenleiter wird P. Brammer bestellt (siehe
Erlass des Niedersichsischen Kultusministers vom 9. Mérz 1972). Zur kollegia-
len Planungsgruppenleitung gehoren weiter Claus Meyer und G. von Brandt.
Der oben erwiihnte Strukturplan und der Organisationsplan sind Grundlage der

nun beginnenden systematischen Planungsarbeit. Dienstrechtlich untersteht die
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Planungsgruppe (der Planungsgruppenleiter) der Bezirksregierung in Hildes-

heim sowie dem Kultusministerium.

Die Planungsgruppe bezieht ein Biiro im Kreishaus (gleichfalls die Planungsgruppe
fiir die KGS).

Am 15.10.1971 findet die erste Gesamtkonferenz der Planungsgruppe nach der offizi-
ellen Genehmigung im Sitzungssaal des Kreishauses statt. Die Planungsleitung

(Brammer, Meyer, v. Brandt) wird fiir ein Jahr in ihren Amtern bestitig.
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4. Das Planungsjahr 1972

Vorstellung des wissenschaftlichen Begleitprojektes auf der Gesamtkonferenz der
Planungsgruppe am 28.01.1972 durch Prof. Herrlitz.

Planungsleitung beantragt bei den vorgesetzten Dienststellen fiir 14 Planungsgrup-
penmitglieder insg. 56 Verlagerungsstunden und zusétzlich eine halbe Freistellung fiir
die wissenschaftliche Begleitung (J. Goliberzuch) fiir das Schuljahr 1972-73, die auch
genehmigt werden. (Komplementarmittel zu den Mitteln des Bundesministeriums fiir
Bildung und Wissenschaft - BMBW fiir die wissenschaftliche Begleitung). Vgl. Mit-
teilung Nr. 6 der Planungsleitung vom 22.06.1972- Planungsakten.

Zielsetzung des wissenschaftlichen Begleitprojektes : ,,Analyse und Bewusstmachung
von typischen Einstellungs- und Verhaltenssyndromen bei Lehrern, die in der her-
kommlichen Lehrerausbildung gar nicht auf gesamtschulspezifische Aufgaben vorbe-
reitet werden konnten. Systematische Verdnderungen solcher Einstellungen in Rich-
tung auf die Zielsetzungen des Schulversuchs in Klausurseminaren (,,Selbsterfah-
rungsgruppen‘‘) mit Arbeitsformen, wie sie auch dann in der Gesamtschule selbst rea-
lisiert werden sollen. Stiandige Effektivitdtskontrollen dieser Trainingsprogramme mit
evtl. Korrektur der Zielsetzung, Inhalte und Verfahren.* Herr Prof. Stimpel erklart
gleichfalls seine Bereitschaft, an dem Projekt mitzuarbeiten, spéter auch Prof. Horst
Schaub. Vgl. Anhang zur Einladung zur 6. Gesamtkonferenz am 14.7.1972 — Uber-
sicht iiber die wissenschaftlichen Begleitprojekte der niedersédchsischen GS-Versuche

— Juni 1972-Planungsakten.

Grindung einer GGG — Gruppe (Gemeinniitzige Gesellschaft — Gesamtschule) in
Gottingen am 20.06.1972. Start mit 15, spiter 40 Mitgliedern.

Offizieller Beginn des wissenschaftliches Begleitprojekt SIGS-(Soziale Interaktion in
der Gesamtschule) 1.10.1972: Die Personalkostendeckung durch das Bundesministe-
rium flir Bildung und Wissenschaft (BMBW) ist zugesagt (Antrag vom 25.03.1972).
Zwei Stellen fiir wissenschaftliche Angestellte werden ausgeschrieben. Besetzt wer-
den Sie mit Horst Brandt und Giinther Schreiner. Weiter kann ein Mitglied aus der
Planungsgruppe abgeordnet werden. Gewihlt wird Jutta Goliberzuch. Hinzu kommen

zwei wissenschaftliche Hilfskréfte. Beteiligung der Akteure der wissenschaftlichen
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Begleitung in der Planungsgruppe aber z.T. bereits ab September 1971. Vgl. Herrlitz,
a.a.0., Seite 9.

Erweiterung der Planungsgruppe durch Eltern: Grundlage sind zwei Kurse, die P.
Brammer an der Volkshochschule angeboten hat. Die Kurse der Elterngruppe finden
in der in Adolf — Reichwein-Grundschule in der Ndhe des zukiinftigen Gesamtschul-
geldndes statt.

Erstes Elternseminar: ,,Eltern planen ihre Schule® — 10 Abende — ab 2. 10. 1972.
Vel VHS — Programm Herbst 72.

Antrag des Landkreises an die Bund-Léander-Kommission fiir Bildungsplanung auf die
»Gewdhrung einer Zuwendung aus Bundesmitteln zur Vorbereitung, Durchfiihrung
und wissenschaftliche Begleitung von Modellversuchen im Bildungswesen (An-
schlussantrag).vom 26.10.1972. Fiir 1973 wurden 166.850,00 DM beantragt und
schlieBlich auch genehmigt.

Architektenplanung: Der Landkreis entscheidet sich fiir das Architektenbiiro
Briitt und Matthies in Gottingen (Entwurfsplanung, der padagogischen Diskussion
in der Planungsgrupe folgend: Von der Fachbereichsgliederung iiber die Grofraum-
gliederung schlieBlich zum school in school-Konzept fiir das Team-Kleingruppen
Modell-(TKM). In der Entwurfsplanung, die 1975 schlieBlich die Grundlage fiir die
Bauausfiihrung wurde, fielen ,,offene* Flachen an, die noch keiner bestimmten Funk-
tion zugewiesen werden konnten und auch nicht sollten (breite Flure, Teile des Fo-
rums, Kellerrdume u.a.), weil sich Nutzungsanforderungen oft erst wihrend der Praxis
erkennen lassen. Dies gilt z. B. fiir die spateren Theater— und Zirkusprojektbereiche,
fiir div. Rdume fiir den Ganztags- und Freizeitbereich, fiir alle Computerrdume, fiir
einige zusitzliche Teamrdume, fiir zusétzliche Rdume fiir die Integrationsklassen u.a.
Alle diese Rdume und Bereiche wurden in den 80-er und 90-er Jahren erstellt bzw.
eingerichtet. Dazu div. UmbaumaBnahmen und die Grundrenovierung des Forums
und Mensa bis 2002.

,» Voraussetzung fiir die praktische Umsetzung zentraler Ziele der Integrierten Gesamt-
schule ist ein Schulbau, der durch seine Raumaufteilung, -zuordnung, -gestaltung und
-grofle sowie durch seine Einrichtung diejenigen Funktionen ermdglicht, die durch die
padagogische Konzeption (z.B. Fachbereichsgliederung, flexible und didaktische Dif-

ferenzierung — also wechselnde Gruppengréflen — team-teaching, neue Rolle der Schii-
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ler und Lehrer) gefordert werden. Schulbau und Einrichtung sollen von Funktionen
her, also qualitativ, nicht wie bisher iiblich quantitativ bestimmt werden. Ein Schwer-
punkt und Versuchsanliegen der Integrierten Gesamtschule Gottingen-Geismar sollte
es sein, einen Schulbau mit entsprechender Einrichtung zu entwickeln, der in optima-
ler Weise die technischen Voraussetzungen fiir eine Umsetzung der piddagogischen
Ziele schafft.”“ Vgl. Akten der Planungsgruppe, Koordinationsausschuss, 3.11.1971
und Brammer, Diplomarbeit.., Kap. 1.2.

Besprechung von Mitgliedern der Planungsgruppenleitung und des Bauausschusses
der Planungsgruppe (Brammer, Meyer, Vehrenkamp, Visser) mit Herrn Kastner (Ge-
samtschulreferat) und Herrn Nebas (Schulbauabteilung) im Niedersdchsischen Kul-
tusministerium am 19.10.1972. Es sollte geklirt werden, ob seitens des MK Einwénde
gegen eine evtl. VergroBerung der IGS von 240 Schiilern je Jahrgang auf 270 Schiiler
je Jahrgang (9 Ziige) bestehen. Hintergrund ist die bestehende Schulraumnot in G6t-
tingen. Seitens der Stadt Gottingen wird sogar eine Zwolfziigigkeit in die Diskussion
gebracht.

»Die Planungsgruppe der IGS Gottingen- Geismar pliadiert unter Beriicksich-
tigung neuerer Erkenntnisse und Erfahrungen in der padagogischen Praxis und
Theorie fiir eine Neunziigigkeit der Schule.*

Gegen diese Formulierung werden seitens der Vertreter des MK keine Einwinde

geltend gemacht.

Besichtigungen von Schulen vor allem in NRW, Niedersachsen, Baden-Wiirttemberg.
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5. Das Planungsjahr 1973

Im Planungsjahr 1973 konzentrierte sich die Arbeit (auch auf Tagungen z.B. in Braun-
lage) der verschiedenen Untergruppen der Planungsgruppe (Fachbereiche, Arbeitsge-
meinschaften, Ausschiisse, Planungsleitung, Gesamtkonferenz, SIGS) vor allem auf
die curriculare Planung, auf die Konkretisierung des pddagogischen Konzeptes, auf
die Bauentwurfsplanung, auf die Offentlichkeitsarbeit, auf die Kooperation mit den
verschiedenen Gesamtschulgruppen und Netzwerken auf Landesebene, auf einen Un-
terrichtsbeginn bereits zum Schuljahr 1974/75 (vergeblich), auf eine Auseinanderset-
zung mit den politischen Widerstinden in der CDU — Kreistagfraktion, auch im Zu-
sammenhang mit dem Entwurf des neuen Niederséchsischen Schulgesetzes und we-
gen der fiir Gottingen von der SPD geplanten zwei Kollegstufen- (siehe dazu auch
unter: Entwicklung nach 1975), auf die Fortschreibung der Geschéftsordnung fiir die
Planungsgruppe (die z.T. sehr kontrovers gefiihrt wurde). Vgl. Protokolle der Pla-
nungsgruppen- Gesamtkonferenzen Nr. 10 bis 16. sowie der auferordentlichen Ge-

samtkonferenz am 21.11.1973- siehe Planungsakten.

Mitglieder der Planungsgruppe, registriert und mit Stimmrecht ausgestattet: am 1.
Mairz 1973:

43 Lehrer aller Schularten (14 werden hiervon spéter Lehrer an der IGS),

3 Vertreter der Wissenschaftlichen Begleitung,

4  Elternvertreter ,,Elterninitiative GoO.- Geismar*,

je 1 Vertreter der Bezirksregierung, des Landkreises, der Stadt, des Kreiselternra-
tes, der Planungsgruppe KGS und des Sekretariates. Vgl. Mitgliederlisten vom 1. Mdrz
1973, Planungsakten.

Offentliche Informationsveranstaltung in Geismar in , Drei Kronen“ (gibt es
heute nicht mehr!) zum Thema ,,Gesamtschulen* mit dem Kultusminister Peter v.
Oertzen am 27.03.1973.

Am 16. Juni 1973 hatte die Planungsgruppe:

ca. 100  Lehrer aller Schularten sowie

35  Eltern und div. Einzelmitglieder
Vel Mitgliederlisten vom 16.Juni 1973, Planungsakten
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Von diesen Lehrern treten 1975 oder spéter ins Kollegium ein: P. Brammer, G. v.
Brandt, H. Brandt, K.J. Fischer, P. Fischer, J. Goliberzuch, P. Kasten, E. Kiefer, H.
Lenz, H. u. A. Mieskes, G. Quast (Sek.), R. Ralle, R. Schmahl, J. Scholl, K.
Ubbelohde, K.H. Uflerbdumer, B. Visser, K. Wiegel.

Neuwahl der Planungsgruppenleitung am 24.05.1973. Gewihlt werden:
P. Brammer (hauptamtlicher PL), G.v. Brandt, J. Goliberzuch, CI. Meyer, G. Poch.

Zeugnisse, Leistungsbeurteilung, Lernentwicklungsberichte

,»An der Gesamtschule in Geismar wird es kein Sitzenbleiben geben. An die Stelle der
bisherigen Zeugnisse tritt in der IGS ein neues und gerechteres, d.h. objektiveres und
fiir Schiiler und Eltern transparenteres Beurteilungsverfahren. Die alten Zeugnisse
werden durch ausfiihrliche lernzielbezogene Qualifikationsbeschreibungen, sog. Lern-
zustandsberichte, ersetzt. Die traditionellen Zensuren entfallen... (bis zur 10. Klas-
se).“ Vgl. Verschiedene Vortragsmanuskripte P. Brammer aus 1973- Aktenordner:
Offentlichkeitsarbeit.- siehe auch Manuskript vom 7.06.1974-Planungsakten.

Die Frage der Schultrigerschaft, der Schulraumkapazititen in Gottingen und
in diesem Zusammenhang die Einfithrung der Orientierungsstufe in Gottingen
sowie im Landkreis gewinnen auch fiir die Planung der IGS Gottingen-Geismar
zunehmend an Bedeutung.

,Die Vertreter der Stadt und des Landkreises weisen mit groBem Nachdruck darauf
hin, dass sowohl dem Kultusministerium wie dem Regierungsprasidenten aus ge-
meinsamen Pldnen der Stadt und des Landkreises die Notwendigkeit bekannt ist, dass
vor der Einflihrung der Orientierungsstufe neben folgenden Schulbauten:

a. Integrierte Gesamtschule Geismar,
b. Kooperative Gesamtschule Gottingen-West
c. Gewerbeschulzentrum
d. Sonderschule Siid
ein Gesamtvolumen von mindestens 30 Mill. DM Gesamtkosten zu finanzieren

(13

1st...... “ Die Vertreter des Landkreises betonen, dass die erforderlichen Schulbauten
so schnell wie moglich in Angriff genommen werden miissen, um die unertrigliche
Schulraumnot insbesondere bei den Realschulen ... zu beseitigen. Fiir die Integrierte
Gesamtschule wird schon in den ndchsten Tagen ein erster Vorentwurf vorliegen.*
....Schulrat Schoel wies darauf hin, dass angesichts der Schwierigkeiten, die sich aus
der Planstellenbesetzung und aus den Notwendigkeit der Schaffung einer Schulver-

fassung ergeben, der Unterrichtsbeginn 1974/75 fiir die Integrierte Gesamtschule nur
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unter groBten Schwierigkeiten gesichert werden konnte,....“ ... ,Es besteht Uberein-
stimmung darin, dass keine Bauten errichtet werden sollten, die nicht in eine zukiinf-
tige Schulentwicklung hineinpassen. In diesem Sinne wiirde die Losung c) (Unter-
richtsbeginn der Integrierten Gesamtschule in Geismar zum Beginn des Schuljahres
1974/75 in den neu erstellten Rdumen in Geismar) zweifellos die giinstigste sein®.
Vgl. Protokoll einer Besprechung iiber regionale Schulplanung am 19. September
1973 in Goéttingen, — Gemeinsames Gesprdch mit Vertretern des Landkreises und der

Stadt Gottingen, der Bezirksregierung u.a.-Planungsakte Nr. 14.

Vorstellung der Bau-Vorentwurfspldne im Schulausschuss des Kreistages durch die
Architekten Briitt und Matthies 28. 09.1973.

Beschluss der Planungsgruppe vom 4.10.1973 als Antrag an den Landkreis, den
Unterrichtsbetrieb zum Schuljahresbeginn 1974/75 aufzunehmen (entsprechende Mit-
teilungen an alle Fraktionen des Landkreises und des Rates der Stadt Gottingen sowie
an die Verwaltungen am 31.10.1973). Begriindung:

Die Planungsvorbereitungen des Schulversuchs sind hinsichtlich

- der pddagogischen Konzeption (Schul- und Unterrichtsorganisation, curricu-
lar),

- der Bauplanung (Vorentwiirfe),

- der Personalplanung

- und im Bereich der wissenschaftlichen Begleitung

soweit fortgeschritten, dass eine Unterrichtsaufnahme zum Schuljahresbeginn
1974/75 allein aus der Kontinuitdt der Planung sachlich gefordert werden muss. Vgl.
Dokumentation —Planungsakten, Aussagen zum Unterrichtsbeginn, 12.11.1973.

Reise nach Malmo/ Schweden — hier eine Woche Besichtigung von Schulen. An die-
ser Reise haben die Architekten H. Matthies und Funke und von der Planungsgruppe
P. Brammer und Jutta Goliberzuch teilgenommen. In Malmé haben wir liberzeugende
Schulbaukonzeptionen in mehreren Variationen gesehen mit einem Clustersystem mit
Innenzonen und zugeordneten Klassenrdumen, Lehrerteamrdumen, Sanitdranlagen
und Mehrzweckrdaumen. Dieser ,Blick iiber den Tellerrand‘ war fiir die dann folgende
Bauplanung von grundsitzlicher Bedeutung. Die Architekten waren bereit, ithre mit
der Planungsgruppe entwickelte und bereits am 28.09.1973 im Schulausschuss des
Landkreises vorgestellte Grofraumkonzeption umzuplanen, die 1080 Schiilerplétze
auf der 3. Ebene (vier Jahrgdnge) und 540 Schiiler auf der vierten Ebene (zwei Jahr-
ginge) vorsah, offiziell ab Mitte 1974. Die Bauentwurfsplane vom 2.04.1974 sehen
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noch diese GroBBraumvariante vor. Die ab 1974 vorgenommene revidierte Bauplanung
entspricht exakt der heutigen Cluster und Raumaufteilung auf der 3. und 4. Geschoss-
ebene, nur dass sie 1974 noch von einer Neunziigigkeit und nicht von einer Sechszii-
gigkeit ausgehen musste. Der grofie Innenraum in jedem Cluster entspricht der Fld-
chengroéfie von drei Klassenrdumen. Diese Fldche war als ein flexibler Arbeitsraum
fiir das Grof3/Klein-Gruppenkonzept nach dem Team-Kleingruppen- Modell vorgese-
hen, also sechs Klassenrdume und der Innenraum in jedem Cluster fiir 9 mal 30, also
270 Schiiler je Jahrgang.

Gegen diese Clusterkonzeption mit sechs vorgegebenen und rdumlich geschlosse-
nen Klassenriumen gab es in der Planungsgruppe erhebliche Widerstinde, vor allen
aus der Gruppe der wissenschaftlichen Begleitung. Als ein Kompromiss wurden dann
sogenannte flexible Winde — sog. Hiippe Winde — ausgehandelt. Da diese aber
schlieplich dreimal so teuer waren wie die ,,normalen‘ Winde, musste darauf im
Laufe der Bauphase verzichtet werden. Die einzigen flexiblen Winde im ganzen
Schulgebdiude wurden schlieflich im Verwaltungstrakt zwischen dem jetzigen KSL-
Raum und dem Lichtenbergsaal sowie im unteren Bereich der Sekundarstufe II einge-
baut.

Schon wdhrend des zweiten 1GS — Jahres 1976, in dem der neue 5. Jahrgang in
zwei Grofirdumen mit jeweils drei Klassen, also 90 Schiilern, in dem ersten Bauab-
schnitt — der jetzigen Bibliothek und den Rdumen der Oberstufe fiir ein Jahr unter-
richtet werden mussten, verflog bei den unterrichtenden Lehrern die Groffraumeu-
phorie endgiiltig. In diesem ersten Bauabschnitt waren zusdtzlich auch eine provisori-

sche Mensa sowie ein multifunktionaler Fachraum eingerichtet.

Ende 1973 erste Treffen einer kleinen Gruppe von Planungsgruppenmitgliedern,
die sozusagen in freier Assoziation, in einer Art von ,,Reinkarnationsprozess“(,,Man
muss mit Ideen experimentieren — in Gedanken* G. C. Lichtenberg) beginnen, die
verschiedenen bisher entwickelten Konzeptbausteine und padagogischen Grundsitze
zusammenzufiigen und zu biindeln. Diese Treffen sind nicht schriftlich dokumentiert.
Beteiligt waren: Horst Brandt, Hans Mieskes, Klaus Winkel u.a. (Erinnerungen H.
Mieskes).In den folgenden Monaten beteiligen sich weitere Planungsgruppenmitglie-
der. Es bildet sich die Projektgruppe ,,Team*. (siche auch unter 30. Mai 1974, unter
Zitate: “Entwurf eines Strukturplanes... ", Diplomarbeit und : “Ein ganz personlicher

Kommentar “.
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Kooperation mit der Sonderschule fiir Lernbehinderte, der Martin-Luther-King
Schule — ,,In unmittelbarer Nachbarschaft der IGS- Gottingen- Geismar entsteht eine
Ganztagssonderschule. Die Unterrichtsautnahme ist fiir 1975 geplant. Eine Koopera-
tion mit dieser neuen Schule wird mit dem Ziel angestrebt, gemeinsame Unterrichts-
veranstaltungen zu planen und durchzufiihren, Fachkrifte wie Schulpsychologen, Be-
ratungslehrer, Therapeuten, Sprachheillehrer u.a. schuliibergreifend einzusetzen sowie
Teil- und Vollintegration von Sonderschiilern in die Sek. I der Gesamtschule zu errei-
chen. Dieses Aufgabenfeld wird, sobald die Voraussetzungen dazu geschaffen sind,
als zusitzlicher Bestandteil des Schulversuchsprogramms der IGS- Goéttingen-
Geismar nachtriglich beantragt werden.” Vgl. Redemanuskript vom 10.10.1973 — P.
Brammer — Zusammenfassende Thesen zur Planung der IGS Géttingen-Geismar —
Planungsakte: Offentlichkeitsarbeit.

Das neue niedersdchsische Schulgesetz wird am 24. Oktober 1973 von Kultusminis-
ter P. v. Oertzen im Niedersidchsischen Landtag eingebracht. ,,Die integrierte Gesamt-
schule ist bekanntlich das schulpolitische Fernziel der Landesregierung. Im Gesetz-
entwurf wird sie nicht mehr unter den Schulversuchen genannt, sondern unter den
gesetzlichen Schulformen. Damit wird sie aber natiirlich noch nicht verbindlich ein-
gefiihrt. Sie ist vorerst nicht Regelform unseres Schulwesens. Alle Gesamtschulen
sollen nach wie vor im Rahmen eines Versuchsprogramms als Angebotsschulen ent-
wickelt werden, in dem die verschiedenen Alternativen fiir die ndhere Ausgestaltung
dieser Schulform erprobt werden sollen. Deshalb stellt der Gesetzentwurf die koope-
rative und integrierte Gesamtschule noch gleichberechtigt nebeneinander.”.....P. v.
Oertzen Vgl. Parlamentarischer Informationsdienst pid vom 25. Oktober 1973, in
Planungsakte Nr. 14.

Offener Brief der Planungsleitung an den Landrat des Landkreises Gottingen vom
12.12.1973: , Die Fraktionen der SPD und der FDP haben sich zwar 6ffentlich fiir
einen sofortigen Baubeginn ausgesprochen, zu unserem Bedauern hat sich aber die
CDU-Fraktion, der Sie angehdren und die iliber eine absolute Mehrheit der Mandate
im Kreistag verfiigt, bis heute diesem Votum nicht angeschlossen. Sehr geehrter Herr
Landrat, Sie haben den Kreistag fiir den 17. Dezember 1973 zu seiner letzten Sitzung
in diesem Jahr einberufen. Eine Entscheidung im Sinne unseres Antrages vom
31.10.1973 muss daher in dieser Sitzung fallen.

P. Brammer*. (eine Entscheidung wurde nicht getroffen) Vgl. Planungsakten Nr. 15
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Schreiben der Planungsleitung an die Schulleiter der Gottinger Grundschulen vom
14.12.1973: ,,Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Einvernehmen mit den zustdndi-
gen Schulréten erhalten Sie eine Informationsschrift iiber die fiir Gottingen- Geismar
geplante Gesamtschule.

Diese Informationsschrift wendet sich an alle Eltern von Grundschiilern, sie soll
aber zunéchst nur an die Schiiler der zweiten, dritten und vierten Klassen mit der Bitte
um Weitergabe an die Eltern verteilt werden.....P. Brammer.  (diese erste Informati-
onsschrift wurde nicht von allen Grundschulen verteilt —Mehrere Grundschulleiter
haben diese Aktion behindert). Vgl. Planungsakten, Nr. 15.
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6. Das Planungsjahr 1974

Themen, die im Vordergrund der Diskussion standen: Was bedeutet Chancengleich-
heit konkret?, Begabungsbegriff, Individualisierung, Formen der Differenzierung,
Team- Kleingruppen-Modell (TKM), Bauentwurfsplanung, Arbeitstagungen, z.B. in
Katlenburg, Schulbauausschreibung und Baubeginn, ab Juni 1974 zum
Schuljahrsbeginn 1975-76, Wechsel der Schultridgerschaft auf die Stadt Gottingen,
Bildung eines Stammkollegiums. Vgl. Protokolle der Planungsgruppengesamtkonfe-

renzen Nr. 17 bis 21, in Planungsakten.

Planungsleitung veranlasst eine offene Stellenausschreibung fiir das Stammbkollegium
in der ,,Zeit“ und in der ,b.e.“-betrifft: Erziechung Vgl. —Planungsakten, Mitteilung
vom 12.3.1974.

Der Versuch der Planungsgruppe, 1974 mit dem Unterricht zu starten — in an-
zumietenden Riumen- scheiterte am Widerstand der politischen Gremien im
Landkreis (CDU als Mehrheitsfraktion).

Anderung des Gottingen — Gesetzes — § 195 Niedersichsisches Schulgesetz: Die
Trigerschaft fiir die Schulen des Sekundarbereichs I und des Sekundarbereichs
II geht mit Wirkung vom 1. Januar 1975 vom Landkreis an die Stadt Gottingen
iiber (mit Ausnahme der Berufsbildenden Schulen). Datum nach Schulgesetz 30.
Mai 1974.

Auf einer auflerordentlichen Gesamtkonferenz der Planungsgruppe am 30. Mai
1974 im Sitzungssaal des Kreishauses wird erstmals das ,,Team-Kleingruppen-
Modell“(TKM), vorgestellt- unter: Diskussion- Teampapier ,,Vorschlige zur so-
zialen Organisation des Lernens an der IGS Gottingen- Geismar*
(GrofBigruppenunterricht, Teamteaching, ficheriibergreifender Unterricht,
flexible Differenzierung, Lehrerteam, Kleingruppe, zunichst fiir die Jahrginge 5
und 6 u.a.)*. Die Diskussion auf dieser Gesamtkonferenz konzentrierte sich vor allem
auf zwei Bereiche: Fachfremder Unterricht und Présenzpflicht der Lehrer als notwen-
dige Konsequenz des TKM. Vgl. Protokoll vom 6.6.1974 und ,, Team-Kleingruppen-
Modell —TKM *“ sowie April 1974 — Projektgruppe ,, Team*“ — Kopie einer Konzeptbe-
schreibung: ,, Zur bildungspolitischen Zielsetzung des Team-Kleingruppen-Modells .-

Planungsakten.
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Vorstellung des Gesamtschulkonzeptes fiir eine IGS in Geismar — Referat durch P.
Brammer auf einer Dienstversammlung der Volksschullehrer ( Grund- und Haupt-
schulen) sowie der Realschullehrer am 7.06.1974 in Goéttingen — ca. 400 Teilnehmer.
Tumult — vor allem durch den Satz ,,.Die Hauptschule konne sich mittelfristig nur

durch und in der Gesamtschule ,,emanzipieren®.

Die Gesamtkonferenz der Planungsgruppe beschlieft am 12.09.1974, die IGS
nicht mit 9, sondern nur mit 6 Ziigen beginnen zu lassen. Es folgen Verhandlungen
mit der Stadt, dem Landkreis und dem Kultusministerium. Auf der gleichen GK wird
ein Personalausschuss (spater: PEFA) gewidhlt (Brammer, Johannsen, Wiegel — als
Elternvertreter Knoke und Matzow). Es wird ein Stammkollegium aus der Planungs-
gruppe fiir einen Unterrichtsbeginn 1975 zusammengestellt: Brammer, Goliberzuch,
Dr. Kasten, Johannsen, Mieskes H., Schinke, Schmahl, Scholl, Uflerbdumer, Visser,
Walbaum, Wichmann, Wiegel, Wohler, (Wohler, Wichmann, Johannsen treten
schlieBlich nicht in das IGS- Kollegium ein). Auf die {iberregional geschalteten An-
zeigen liegen u.a. Bewerbungen vor von: E. Adam (Hofgeismar), K.J. Fischer (Gie-
Ben), E. Kiefer, D. Weiland (Stuttgart), u.a.. Mit allen Kollegen werden Vorstellungs-
gespriche gefiihrt. Die genannten vier Kollegen werden der Bezirksregierung zur Ein-
stellung und Ubernahme fiir das Stammkollegium empfohlen. Die Bezirksregierung

folgt diesem Vorschlag.

Ab November 1974 tagt das Stammkollegium, soweit die Kollegen aus Gottingen
kommen, auch als eigenstindige Gruppe.

Durch das am 01.08.1974 in Kraft getretene Schulgesetz wurden erstmals alle schul-
rechtlichen Einzelbestimmungen zu einem einheitlichen Gesetzeswerk zusammenge-
fasst. Gesamtschulen werden als reguldre Schulform der Sekundarstufe 1 und 11 auf-
genommen. Thre schulrechtliche Sonderstellung bestand lediglich darin, dass die Ge-
nehmigung zur Einrichtung nicht, wie bei anderen Schulformen iiblich, durch die Be-
zirksregierung zu erteilen war, sondern durch den Kultusminister.

Mit einer von der CDU in den Landtag eingebrachten Schulgesetznovellierung vom
6.11.1980 wurden die Gesamtschulen zu , schulischen Angeboten“ abgestuft und
Neugriindungen zundchst fiir drei Jahre véllig untersagt und Neugriindungen danach
mit erheblichen Auflagen belegt. Zwischen 1977 und 1989 wurden in Niedersachsen

keine neuen Gesamtschulen genehmigt.
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Neue Zusammensetzung der Planungsleitung: Brammer (hauptamtlich), v. Brandt,
J. Goliberzuch, Wichmann, Johannsen und H. Mieskes als Leiter der Gesamtkonfe-
renz. Vgl.: Geschdftsverteilung vom 29.08. 1974-Planungsakten.

Der Schulausschuss der Stadt Gottingen stimmt in seiner Sitzung am 24.09.1974

mehrheitlich dem Gesamtkonzept fiir die IGS Goéttingen-Geismar zu.

Ubernahme der Planungsgruppe in die Trigerschaft der Stadt Géttingen zum
1.10.1974, erméglicht durch die Ubertragung der Schultriigerschaft fiir alle
Schulen des Sekundarbereichs I und II vom Landkreis Gottingen auf die Stadt
Gottingen. Siehe dazu auch, NSchG, § 195.

Das Planungsbiiro zicht vom Walkemiihlenweg 4 in die Jiidenstr. (Stidt. Mu-
seum).

Erfolgreiche Verhandlungen mit Herrn Konrad — Schulleiter der Martin-Luther-
King-Schule (MLK) und mit der Stadt Goéttingen iiber die Anmietung von sechs
Klassenriumen, Verwaltungsrdumen und eines Fachraumes im entstehenden Neubau
der MLK.

»Dieses Jahr (Anm. 1974) brachte uns aber auch neue Hoffnung und so manche un-
vorhergesehene Unterstiitzung. Der Baubeginn zeichnet sich fiir Méarz/April des neuen
Jahres ab, die Unterrichtsaufnahme fiir 1975 wurde beschlossen, der Einzug in den
ersten Bauabschnitt des eigenen Gebédudes kann — wenn von keiner Seite weiter ver-
zogert — zum 1.2.1976 erfolgen “Die Eltern in der Planungsgruppe sind fiir die Lehrer
echte Partner geworden, die Lehrer selbst haben auch in diesem Jahr viel Arbeit und
Idealismus in die Vorbereitung der IGS eingebracht ,,. P. Brammer.

(Anm.: Tatsdchlich konnte nur der 2. Jahrgang zum Schuljahrbeginn im Sommer
1976 im ersten Bauabschnitt eingeschult werden, wéhrend der erste IGS — Jahrgang
noch fiir ein weiteres Jahr in der MLK verbleiben musste.) Vgl. P. Brammer, Weih-
nachtsbrief an die Freunde und Forderer der Integrierten Gesamtschule Gottingen-
Geismar, Dezember 1974

Genehmigung der Lehrerplanstellen, Einleitung der Versetzungen an die IGS Got-
tingen-Geismar zum Schuljahresbeginn 1975. Sukzessive Verlagerung der Arbeit in

der Planungsgruppe auf das Stammkollegium bis zum Schuljahresbeginn im Sommer
1975.
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7. Das Planungsjahr 1975 bis zum
Unterrichtsbeginn am 11. August 1975

Nach nunmehr fiinfjihriger Planungs- und Vorbereitungszeit stand zu Beginn
des Unterrichtes im Sommer 1975 das padagogische Konzept fiir die IGS Gottin-
gen-Geismar in seinen wichtigsten und zentralen ,,Sidulen*“: Teamorganisation,
zwei Teams im Jahrgang — Team ‘A‘ und Team °‘B‘— zustindig fiir jeweils drei
Stammgruppen (Klassen) oder 90 Schiilerinnen und Schiiler), wochentliche
Teamsitzungen, Tutoren (jeder Lehrer ist auch Tutor), Prisenzpflicht, Ganz-
tagsschule, Freizeitkonzept mit einem Clubnachmittag, Tutorenstunden, keine
dullere Fachleistungsdifferenzierung, Projektphasen, soziales Lernen, demokra-
tische Schulverfassung, interdisziplinire Fachbereiche NW, AWT, Gesellschafts-
lehre u. Religion), Schiiler — Tischgruppen — Elternabende, Lernentwicklungsbe-
richte, keine Ziffernzensuren, kein Sitzenbleiben, aktive und passive Hospitatio-

nen/Teamteaching u.a.

Parallel zum pidagogischen Konzept wurde das Raumkonzept mit den Architekten
weiterentwickelt — einschlieBlich der Einrichtung, Ausstattung, Materialien, Farbge-

bung u.a.

Namensgebung: Der Gottinger Stadtrat beschlieBt in seiner Sitzung am 07. Mérz
1975, die erste Gottinger IGS: ,,Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule® zu
nennen. Ein Beschluss des Schulausschusses der Stadt war am 18. Februar 1975, ein
Beschluss der Planungsgruppe /Stammbkollegium einige Tage davor vorausgegangen.
Der damalige Schuldezernent der Stadt, Dr. Konrad Schilling hatte zusammen mit P.
Brammer den Gottinger Universalgelehrten als zukiinftigen Namen fiir die IGS vorge-

schlagen.

Erste Schiileranmeldung fiir den ersten Jahrgang im neuen Biiro in der Jiidenstrale,
Schlangen bis weit auf die Stra3e: 545 Anmeldungen fiir 180 Schiilerplétze. Differen-
ziertes Losverfahren. Vorabaufnahme von Anmeldungen aus dem Kreis der ,,Pla-

nungsgruppeneltern®.

Unterrichtsbeginn fiir den ersten 5. Jahrgang in den Riumen der Martin-
Luther-King- Schule am Schulweg in Geismar am Montag, dem 11. August 1975
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(offiziell ist der erste Unterrichtstag nach den Sommerferien in Niedersachsen der
07.08.1975).

Erstes Stammkollegium 1975:

- Team A: Evelyn Adam, Karl-Heinz Uflerbdumer, Hans Mieskes (5.1), Jiir-
gen Scholl, Jutta Goliberzuch, Glenn Walbaum (5.2), Bernt Visser, Konrad
Wiegel, Klaus- Jiirgen Fischer, (5.3).

- Team B: Renate Schmahl, Jutta Klemenz, Wilhelm Behrendt (5.4), Detlev
Oesterhelt, Dieter Weiland, Erika Kiefer (5.5.), Peter Kasten, Wilfried
Schinke, Peter Brammer (5.6).

- Schulleitung: Peter Brammer (Schulleiter), Hans Mieskes ( stellvertretender
Schulleiter), Dieter Weiland (Didaktischer Leiter).

- Team C: Gisela Knoll, Margret von Schierstaedt (Sekretariat), Inge Hartnak
(Bibliothekarin), Wolfgang Schulze (Schulassistent),

- Vom Stammkollegium waren nicht am Planungsprozess beteiligt: Eve-
lyn Adam, Jutta Klemenz, Detlev Oesterhelt und Dieter Weiland.

Mit dem Unterrichtsstart beginnt die Umsetzung des wihrend der Planungsgruppen-
zeit erarbeiteten Konzeptes in die Unterrichts- und Schulpraxis — Arbeit an vielen De-

tails —

Schulentwicklung als Prozess.
Vel auch: Horst Brand: Pddagogische Kompetenz des Teams — Reflexion bisheriger
Erfahrungen im Rahmen der Arbeit des Teams B. — Oktober 1975- Seite 1-22 Pla-

nungsakten- Grundsatzpapiere.

Auswirkungen der Gesamtschulgriindungen auf die ,,Schullandschaft™ in Gottingen.
Vel .dazu P. Brammer, ,,Eine Schullandschaft in Bewegung “-www. Bildungsregion-
goettingen.de .
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8. Wichtige Erfahrungen und Weichenstellungen

im Schulentwicklungsprozess bis 1975

Schulentwicklung braucht einen langen Atem — die Ausdauer eines Langstreckenldu-

fers. Schulentwicklung braucht die Unterstiitzung und die aktive Teilhabe des Schul-

tragers, der gesellschaftlichen Krifte der Region, der Zivilgesellschaft, der Eltern und

Schiiler, der Wissenschaft und der Parlamente.

Schulentwicklung braucht ,Freiraum fiir Neues Denken®. Parteipolitische In-

strumentalisierung und dogmatisches Denken behindern Schulentwicklung.

Die Entwicklung einer neuen Schule sollte moglichst umfassend sein, als komple-

xes System verstanden werden. Viele Aspekte und Bereiche von Schule sollten

einbezogen werden.

Einzelne Aspekte- Weichenstellungen:

Gesamtschule statt Realschule.

Erster Strukturplan fiir eine Gesamtschule in Gottingen- Geismar wurde be-
reits 1970 entworfen.

Diskursiver Planungsprozess mit dem Ziel einer Konsensfindung iiber die
Entwicklung eines umfassenden Schulkonzeptes, das sich nicht auf wenige
Aspekte (z.B. Ganztagsschule, Differenzierung) beschrénkt.

Zustimmung aller politischen Parteien fiir die Griindung einer ,,Gesamtschu-
le, die auf eine vertikale Gliederung verzichtet und fiir verschiedene Formen
der Differenzierung offen ist™.

Genehmigung der Planungsgruppe sowie der personellen und finanziellen
Ausstattung der Planungsgruppe.

Unterstiitzung durch die Schultrager Landkreis und Stadt Gottingen sowie
durch die Landesregierung.

Zusammenarbeit mit und Unterstiitzung durch eine wissenschaftlichen Be-
gleitung.

Kooperation bei der Bau— und Raumplanung mit den Architekten und
Verdnderung der Ziigigkeit von 8 auf 9 und schlieBlich auf 6 Ziige.
Beteiligung vieler Gruppen an der Planung des Gesamtschulkonzeptes
zwischen 1971 und 1975.
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- Diskursiver Planungsprozess und Entscheidung aller zentralen Konzept-
merkmale bereits wihren der Planungsphase.

- Unterrichtsbeginn 1975 in angemieteten Rdumen in der MLK.

- Baubeginn des Schulgebiudes fiir die IGS — in Geismar im Frithjahr 1975 —
Fertigstellung des Schulbaus 1981.

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



196

9. Zitate aus: Peter Brammer ,, Entwurf eines
Strukturplanes fiir die integrierte
Gesamtschule der Sekundarstufe I-
konkretisiert an einem Planungsbeispiel
Diplomarbeit 1971

Quelle: Gottingen, Dezember 1971 — Diplomarbeit — Erziechungswissenschaften

Allem voran stand die konsequente Umsetzung von Chancengleichheit — von der
Leitidee zum Schulprogramm:

,Voraussetzung fiir eine aus dem Grundsatz der Chancengleichheit abgeleitete Schul-
form ist die Revision der Organisationsformen, der Ziele und damit zugleich der In-
halte und Qualifikationen des traditionellen Schulsystems. Schulspezifische Teilre-
formen konnen die in der Dreigliedrigkeit des Schulsystems begriindeten Ungerech-
tigkeiten kaum mindern. Sie sind vielmehr dazu geeignet, diese noch zu zementieren.
Mit der Organisationform der IGS ist dagegen die Chance gegeben, eine emanzipato-
risch sich verstehende Schulform zu realisieren; allerdings nur unter der Vorausset-
zung, dass es gelingt, den leerformelhaften Charakter ihrer allgemeinsten Zielsetzun-
gen: Chancengleichheit, Integration, Demokratisierung unter der Leitidee ,,Emanzipa-
tion“ zu fillen und zu konkretisieren, was bedeutet, dass die inneren und dulleren
Strukturen der IGS von diesen Leitzielen abzuleiten sind bzw., dass diese Leitziele
eine permanente regulative Funktion zu erfiillen haben.* Vgl., Kap. 1.2 und Kap. 1.3 —
siehe auch: 25 Jahre Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule — Festschrift, Seite

8f.

Die Zielsetzung des ,,Sozialen Lernens* war bereits in den ersten Konzepten
die zentrale Planungsdominante. Sie war die leitende Zielgroflie bei der Konzept-
entwicklung fiir die IGS- Gottingen:

,Die Zielsetzung ,,soziale Integration® hat fiir die IGS ...... prinzipiell bei allen Ent-

scheidungen eine korrektive Funktion zu erfiillen.” Vgl., Kap. 1.4.7.

Zentrale Konzeptmerkmale des ,,Team-Kleingruppen-Modells*: Lehrerteams als
pidagogische und unterrichtsorganisatorische Einheit bezogen auf einen halben

Schiilerjahrgang, Schiilerkleingruppen, Tutoren, regelmaflige Treffen der Tuto-
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ren, konstante Lehrerteams— und Schiilergruppen iiber einen lingeren Zeitraum
(mehrere Schuljahre):

»Fur das Versuchsprojekt der IGS Gottingen schlagen wir jeweils eine Jahrgangsstufe
(240 Schiiler) als Basis fiir unterrichtsorganisatorische MaBBnahmen vor. Ein Team
von Lehrern und anderen pddagogischen Mitarbeitern aus den jeweiligen Fachberei-
chen sollte den Unterricht fiir diese Gruppe 6konomisch sinnvoll, u.a. also arbeitstei-
lig, planen, vorbereiten und schlieflich die Ergebnisse der unterrichtlichen Umsetzung
kritisch kontrollieren. Fiir den Unterricht selbst wird die Jahrgangsstufe in zwei von
der Sozial- und Begabungsstruktur her gleichwertige Gruppen aufgeteilt. Jede dieser
GroBgruppen miisste von einem ,,konstanten® Lehrerteam unterrichtet werden. Vo-
raussetzung ist, dass der Unterricht wenigstens flir einen halben Jahrgang (120 Schii-
ler), moglichst aber fiir den ganzen Jahrgang, parallel geschaltet wird.

Damit konnte die GroB3gruppe (120) fiir die Schiiler zugleich eine Art Orientie-
rungsfunktion iibernehmen (1), sie miisste also iiber einen ldngeren Zeitraum , sicher
wihrend der ersten beiden Jahre der Sekundarstufe I, in ihrer Zusammensetzung mog-
lichst konstant bleiben und sollte sich auch dann nur, entsprechend den Bediirfnissen
der Schiiler und des Unterrichts, nach und nach lockern, also ggf. stufentibergreifende
Gruppierungen zulassen. () Unterhalb dieser Grof3gruppe miissen sogenannte
Tutorengruppen eingerichtet werden, die nicht mehr als 15 Schiiler umfassen sollten
und die sich ihren ,,Vertrauenslehrer selbst wihlen. Sie bilden die eigentliche Be-
zugsgruppe flir den Schiiler. Die Tutorengruppe trifft sich regelméBig, moglichst tag-
lich, um alle anfallenden Probleme der Schiiler zu diskutieren und nach Losungsmog-
lichkeiten zu suchen®. Vgl. Kap. 1.4 ,,....Konsequenzen fiir die Gruppenbildung. Sie
fordern Partnerarbeit, Lernen in Kleingruppen von ca. 3-6 Schiilern und Diskussi-
onsgruppen, die nicht mehr als 15 Schiiler umfassen sollen.” (siche auch: Ulrich
Schmidt, Gesamtschule Frondenberg ). Vgl Kap.l1.5 ,Ein auf Lehrerkooperation
angelegter Unterricht ist charakterisiert durch die genannten Maflnahmen, die ge-
meinsam geplant, aufeinander abgestimmt, kooperativ durchgefiihrt und bilanziert
werden, wozu Planungs- und Koordinationskonferenzen mit je anderen Intentionen
erforderlich sind “. Vgl. Kap. 1.1 Punkt 5.6.

Leistungsmessung und Lernentwicklung:

,Entwicklung und Erprobung neuer Formen der Leistungsmessung und Beurteilung
und Uberpriifung der Daten nach schichtspezifischen Gesichtspunkten, um die Frage
der intendierten groBeren Chancengleichheit an der i. Gesamtschule kldren zu kon-
nen.” Vgl. Kap. 1.1 Punkt 6.

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



198

Einrichtung von Fachbereichen anstelle isolierter Facher:
,Naturwissenschaften ( Physik, Biologie, Chemie),
- Gesellschaftslehre (Geschichte, Wirtschaft/-Geographie, Politik, Gemein-
schaftskunde, Sexualerziehung, Verkehrserziehung, Religion),
- Technik/Arbeitslehre (Werken u.a.)®.
Vel Kap. 1.1 Punkt 5.5

Das Grund-Konzept des Wahlpflichtbereichs:

,EBs wire weiter vorzuschlagen, alternativ zur 2. Fremdsprache mit Beginn des 7.
Schuljahres (evtl. auch mit dem 8. Schuljahr) den gesamten Lernbereich Naturwissen-
schaften/Technik/Arbeitslehre als Wahlpflichtbereich anzubieten...” Vgl. Kap. 4.

Differenzierungsformen — keine A B C — Differenzierung, kein FEGA, keine
Kern/Kurs — Modelle, dafiir aber den Grundsatz der Heterogenitit, der inneren-
didaktischen Differenzierung verwirklichen:

-,dass eine frithe Differenzierung in leistungsheterogene und leistungshomogene
Gruppen (Kern- Kurs- Niveaugruppen usw.) den Intentionen einer 1.GS entgegenwir-
ken, weil eine solche Einteilung genau das bewirkt, was diese Schulform zu verhin-
dern trachtet: eine selektive Dynamik und damit eine Reproduktion des dreigliedrigen
Schulsystems, ....

- dass homogene Gruppenzusammensetzungen fiir die leistungsschwicheren Schii-
ler fast durchweg negativer wirken als heterogene ...““ Vgl. Kap. 1.1 Punkt 5.2.

»Es ist zu fordern, dass eine duflere Leistungsdifferenzierung auf das notwendige
Mindestmal3 beschriankt bleibt und die sog. Innere Differenzierung in Verbindung mit
einer variablen und flexiblen Unterrichtsorganisation (team-teaching) den absoluten
Vorrang vor einem starren Kurssystem hat.“ Vgl. Kap. 1.1 Punkt 5.2.

»,Dagegen bieten u.E. flexible und didaktische Differenzierungsformen die Chance,
gesamtschulspezifische Zielsetzungen einzuldsen. Vgl. Kap. 1.2.

,die Schiileraufnahmekriterien sollten ,,eine soziale Heterogenitit der Schiilerschaft
entsprechend der Bevilkerungsstruktur des Einzugsgebietes® sicher stellen. Vgl., Kap.
1.1 Punkt 5.

Grundsitze der Bauplanung und des Raumprogrammes:
,Die Gestaltung der Bauplanung und des Raumprogramms hat sich von dem entwi-
ckelten padagogischen und didaktischen Konzept leiten zu lassen, mit anderen Wor-

ten, die Zielsetzungen einer i.GS sind, ohne dass sich die Bauplanung ihrer Intention

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



199

annimmt, nicht zu verwirklichen.” Vgl. Kap. 1.1 Punkt § (siehe auch: Kriterien fiir die
Bestimmung der Anzahl der Ziige einer Integrierten Gesamtschule”, Ebd., Kap. 1.1
Punkt 8).

Einrichtung einer wissenschaftlichen Begleitung:
,Die Durchfiihrung eines Schulversuchs ist ohne wissenschaftliche Begleitung und
Kontrolle nicht denkbar. Vgl. Kap. 1.1 Punkt 8.
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10. Einige zentrale Daten und Ereignisse, die den
Schulentwicklungsprozess nach 1975
beeinflusst haben

- Baustopp bei Achse 12 (ungefdhr in der Hilfte des jetzigen Forums) auf
Veranlassung des damaligen Oberstadtdirektors sowie des neuen Schultra-
gers, der Stadt Gottingen, im Sommer 71976. Ziel: Reduzierung des Bauvo-
lumens und Kosteneinsparung. Folge: Verkleinerung des Forums, Fachbe-
reiche Kunst und AWT werden baulich zusammengelegt, die Flichen, die
fiir den FB Kunst vorgesehen waren, werden zur Mensa umgeplant. Ein in
den Entwurfspldanen und in der Architektenausschreibung vorgesehenes gro-
Bes Forum mit 500 Sitzplatzen und die in diesem Bauabschnitt vorgesehene
Mensa mit Kiiche etc. werden zur Sporthalle (heute Geismar 2) umgewid-
met. Die vierte Ebene verliert ein Cluster.

- Auf Antrag der Schule und Gespriachen (Kastner, Leski (Schulabtei-
lungsleiter) und Brammer) im Kultusministerium Anerkennung und
Genehmigung eines versuchsbedingten Mehrbedarfs an Unterrichts-
stunden von 0,3 Stunden je Schiiler durch einen Erlass des Kultusminis-
teriums vom 13. Februar 1978. Dies bedeutete eine Lehrerversorgung
von zusitzlich 56 Unterrichtsstunden fiir jeden Jahrgang der Sekundar-
stufe I oder bei voll ausgebauter Sekundarstufe I ca. 300 Lehrerstunden
oder 12 ' Stellen zusétzlich im Vergleich zu anderen Gesamtschulen in
Niedersachsen.

- Fortsetzung der wissenschaftlichen Begleitung bis 1980/1981 — doku-
mentiert in mehreren, z.T. umfangreichen Berichten.

- Genehmigung der Sekundarstufe II — Gymnasiale Oberstufe an der IGS
ab dem Schuljahr 1981-82, also fiir den ersten IGS-Jahrgang und Redu-
zierung (Beibehaltung) auf sechs Ziige in der Sek. I.

- Mit der Genehmigung einer eigenen Oberstufe 1980/81 akzeptiert der Schul-
trager die Reduzierung der Schulgrofle auf eine Sechsziigigkeit dann end-
giiltig. Ausschlaggebend dafiir war letztendlich, dass der Schultrdger sein
Konzept, in Gottingen zwei Kollegstufenzentren/Oberstufenzentren im Be-
reich des jetzigen Otto-Hahn-Gymnasiums und der BBS II sowie des Hain-

berggymnasiums und der BBS III wegen des Wechsels in der Landesregie-
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rung aufgeben musste. Alle Gymnasien sollten nach diesem Konzept ihre
eigene Oberstufe verlieren.

- Der Schulbau ist mit dem Schuljahr 1980/81, also mit der Einschulung des
6. IGS- Jahrgangs, fertig gestellt. GroBe Einweihungsfeier mit Kultusminis-
ter Werner Remmers. Vgl. Planungsakten, Nr. 16 (Einweihung — Fotos).

- Anerkennung als Schule ,,mit besonderer Pidagogischer Konzeption*
durch die Kultusministerkonferenz — 1982. ( Anerkennung der Abschliisse
am Ende der 10. Klasse und damit Anerkennung des Differenzierungskon-
zeptes ohne A-B-C- Leistungskurse. Siehe : ,,Rahmenvereinbarung fiir die
gegenseitige Anerkennung von Abschliissen an Integrierten Gesamtschu-
len®, Sekretariat der Stindigen Konferenz der Kultusminister der Lénder....
Dieses Abkommen tritt am 25. Juni 1982 in Kraft. Text: 6.1 ,,Abschliisse
und Berechtigungen an den in der Anlage aufgefiihrten bereits ldnger beste-
henden integrierten Gesamtschulen mit besonderer Konzeption, deren
Grundstruktur mit dieser Vereinbarung nicht iibereinstimmt, werden aner-
kannt. “ Eine von insgesamt sechs Schulen ist die ,,Gesamtschule Gottingen-
Geismar®. Vgl. Rahmenvereinbarung der KMK — eigene Akte mit div. Mate-
rialien und einer Sammlung von Pressemitteilungen-Planungsakten.

- Griindungsverbot fiir Gesamtschulen, das erst 1989 partiell aufgehoben
wird. (erste Gesamtschule der sogenannten dritten Generation war die IGS —
Braunschweig — Franzsches Feld u.a.).

- Scheitern aller Pldne, im Westen des IGS-Grundstiickes eine Bezirkssport-
anlage B im Bereich der Kleingartenanlage einzurichten —nach mehrjéhriger
Planungsarbeit.

- Regierungswechsel in Niedersachsen: Kultusminister Rolf Wernstedt
(1990-1998) und Renate Jiirgens — Pieper (1998-2003): Nicht von kurzfris-
tigem Erfolgszwang getriebene und lokal verankerte reformorientierte ,,Ge-
samt“-Schulpolitik. Sukzessives Abschmelzen der schulversuchsspezifi-
schen zusétzlichen Personalausstattung (siehe 0,3 Erlass).

- Umbau — und Erweiterungsbaumafinahmen sowie Renovierungsmafinahmen
im Schulgebdude im Bereich der Teamraume, neue Fachrdume fiir PC’s und
Informatik, in einigen Clusterbereichen, im Forum u.a.

- Sukzessiver Beginn einer schulinternen Evaluation 1991 (Revision und Wei-
terentwicklung der Schulverfassung, des Trimester-Modells, der Lernent-

wicklungsberichte, der Tischgruppenelternabende u.a.) und 1995 mit einer
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umfassenden Befragung unter Mithilfe des Pddagogischen Seminars unter
Prof. Dr. Doris Lemmermdhle.

- Kooperationsvertrige mit insgesamt acht Gottinger Institutionen (DT, Jun-
ges Theater, Bibliothek, Zeiss, Institut fiir Physik u.a.).

- Aufnahme in das ,,Netzwerk innovativer Schulen in Deutschland* der Ber-
telsmann- Stiftung 1998 nach einer umfangreichen Evaluation eines Exper-
tenteams unter Leitung von Prof. Rainer Brockmeyer (,,Die IGS — Gottin-
gen- Geismar gehort in den Tempel der Deutschen Kulturgiiter®). Vgl
auch: 25 Jahre Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule...”, in Fest-
schrift -2000-, Seite 4 ff.
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11. Ein ganz personlicher Kommentar

Die dieser chronologischen Dokumentation zu Grunde liegenden Quellen sind vor
allem den alten Aktenordnern aus der Planungsgruppenzeit entnommen, soweit sie in
der Schule noch auffindbar waren, sowie den im Literatur- und Quellenverzeichnis
aufgefiihrten eigenen Arbeiten, Konzeptvorschligen und Aufsédtzen. Sie ist eine Er-
ginzung zu dem von H.G. Herrlitz verfassten Riickblick. Herrlitz wertet und bewertet
vor allem die Protokolle der Beschluss — bzw. Entscheidungsorgane des Landkreises
und der Stadt Gottingen, den ,,Entwurf eines Strukturplanes ...“ sowie einige Presse-
artikel. Uberschneidungen mit dieser Dokumentation lassen sich nicht ganz vermei-
den. Auf eine bildungspolitische oder pddagogische Bewertung einzelner Entschei-

dungen habe ich aber bewusst verzichtet.

Da das vorhandene Aktenmaterial immer noch sehr umfangreich ist, habe ich vor al-
lem die fiir mich aussagekréftigen und bedeutsamen Dokumente aufgenommen. Hin-
ter einzelnen Entscheidungen verbergen sich oft lange und diskursive Entscheidungs-
prozesse oder unzédhlige Stunden konzentrierter Planungs— und Konzeptiiberlegungen,
in welche Planungsgruppenteams in unterschiedlicher und auch wechselnder Zusam-
mensetzung eingebunden waren.

So haben beispielsweise meine Gespriache mit den Architekten Briitt und Matthies
oft Stunden, Tage und Nichte gedauert. An diesen Treffen hat seitens der Planungs-
gruppe vor allem auch Hans Mieskes teilgenommen. Herr Briitt hat wéhrend dieser
Sitzungen Hunderte von alternativen Skizzen angefertigt — er hatte die bewunderns-
werte Fahigkeit, Ideen und Wiinsche — auch zunéchst utopisch erscheinende- unmit-
telbar in Handskizzen umzusetzen. Zwei weitere Beispiele diskursiver Planungspro-
zesse, die sich iiber Monate hinzogen und auch danach immer wieder Planungsarbeit
in Anspruch nahmen, waren die Themen: “ Fachunterricht versus soziales Lernen*
oder die kontrovers gefithrten Diskussionen iiber eine Geschéftsordnung fiir die Pla-
nungsgruppe (Kompetenzen der Planungsleitung, Stimmrecht in der Gesamtkonferenz
der Planungsgruppe, dokumentiert in mehreren seitenlangen Protokollen- u.a.).

Ungefihr Zweidrittel aller aktiven Mitglieder der Planungsgruppe waren aktive
Lehrerinnen und Lehrer, auch mit langeren Unterrichtserfahrungen. Alle Schularten
waren vertreten. Die zweitgrofite Gruppe bestand seit 1973 aus Eltern. Die Mehrzahl
von ihnen hat sicher in der Hoffnung mitgearbeitet, fiir ihre eigenen Kinder einen

Schulplatz auf der IGS zu sichern. Tatsédchlich ist es durch Verhandlungen mit dem
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Kultusministerium Anfang 1975 auch gelungen, eine Sonderregelung zu erwirken.
Anndhernd 70 Kinder von ,,Planungsgruppeneltern® erhielten so vorab einen Schul-
platz (von 180) im ersten IGS- Jahrgang.

Lehrer und Eltern, die wissenschaftliche Begleitung, Studenten, Vertreter aus der
Kommunalpolitik, der Verwaltung sowie einige Einzelmitglieder entfalteten einen auf
dem Hintergrund ihrer unterschiedlichen Erfahrungen, Interessen, Kompetenzen dy-
namischen und kreativen Planungsprozess iiber einen Zeitraum von mehr als drei Jah-
ren.

Das Konzept der IGS — Goéttingen — Geismar wurde keineswegs am ,,griinen
Tisch entwickelt. Meine erste Beschiftigung mit dem Thema ,,Gesamtschule® geht
zuriick auf das Jahr 1968. Neben meiner Unterrichtstatigkeit als Lehrer an einer Got-
tinger Schule habe ich als Gasthorer an einem Oberseminar zum Forschungsgegen-
stand ,,Schulreform/Gesamtschule® unter Leitung von Heinrich Roth und Hartmut von
Hentig teilgenommen. In den folgenden drei Jahren hatte ich die Moglichkeit, bei
Prof. H.M. Stimpel als eingeschriebener ,,Gasthorer das Thema ,,Gesamtschule* wei-
ter zu verfolgen. Das Ergebnis war schlieBlich der “Konzeptentwurf fiir eine Ge-
samtschule fiir Gottingen*, dokumentiert in der zitierten Diplomarbeit. Der in dieser
Arbeit entwickelte Modellentwurf, die theoretischen Begriindungen sowie die organi-
satorischen Handlungsvorschldge fiir eine Planungsphase waren flir mich bis zum
Unterrichtsbeginn 1975 und dariiber hinaus zentrale und bestimmende Handlungs-
richtlinien fiir den Planungsprozess, sie gaben gewissermallen die Richtung vor. Der
bereits im Herbst 1970 entworfene ,,Strukturplan sowie der ,,Organisationsplan® sind
zugleich Bestandteil und Ursprung oder besser Ausgangspunkt meiner Diplomarbeit,
die von Prof. Stimpel betreut wurde. Der Rat und die Unterstiitzung Prof. Stimpels,
der schon damals ein hervorragender Kenner des schwedischen und finnischen Schul-
systems und der dortigen Schulreformbewegung war und auch heute immer noch ist,
hat so ganz wesentlich einen bedeutsamen Einfluss auf die Konzeptentwicklung der
IGS in Geismar gehabt. Die Diplomarbeit wurde 1973 von Herrn Prof. Herrlitz im
Zusammenhang mit einer Priifung fiir das Hohere Lehramt erneut begutachtet.

In meinen schriftlichen Priifungsarbeiten zur ersten und zweiten Lehrerpriifung fiir
Grund- und Hauptschulen 1962 und 1965 habe ich mich mit dem Thema ,,Theorie
und Praxis des Gruppenunterrichtes* beschéiftigt. Gruppenunterrichtliche Unter-
richtsverfahren waren schon damals in der Theorie und in der Praxis ein vieldiskutier-
tes Unterrichtsprinzip vor allem an Grund- und Hauptschulen und fiir mich {iber Jahre
tagliche Unterrichtspraxis. Schiilertischgruppen, auch jahrgangsiibergreifend, sowie

die Ausrichtung des Unterrichtes auf soziales Lernens war selbstverstindlicher und
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integraler Bestandteil des Gruppenunterrichtes, Lehrerteams an einziigigen Grund-
und Hauptschulen eine Selbstverstindlichkeit. Schon hier finden sich zentrale Bau-
steine unseres spateren Schulkonzeptes. ,,TKM* ist eben keine originére ,,Erfindung*
der Gottinger oder Kdlner Gesamtschulplanung. Dies zu reklamieren wére nachweis-
lich wissenschaftlich nicht belastbar. Nachsichtig konnen wir vielleicht konstatieren:
Wir haben in Géttingen dieses Konzept wiederentdeckt.

SchlieBlich waren meine Erfahrungen als Lehrer an Grund- und Hauptschulen (da-
von eine, die nach dem Prinzip der Jenaplan-Schulen arbeitete), an einer Realschule,
an zwei Gymnasien sowie an einer geschlossenen Sonderschule (fiir ,,schwererziehba-
re!“ Jungen) ein geradezu vorprogrammierter Erfahrungshintergrund auf dem Weg zu
einer integrierten Gesamtschule mit einem padagogischen Profil, wie wir es fiir Got-
tingen-Geismar entwickelt haben und schlielich auch realisieren konnten.

Bei der Anlage und Formulierung dieses ersten Konzeptentwurfes, des ,,Struktur-
planes®, war zunichst zu entscheiden, ob der Reform- und Schulversuchsansatz der zu
planenden Schule auf wenige markante Profilmerkmale konzentriert werden sollte (z.
B. auf das Differenzierungskonzept und die Ganztagsschule) oder ob ein moglichst
umfassender Schulreformansatz nicht sinnvoller und iiberzeugender ist. Ich habe mich
1970 bei der Erarbeitung des ,,Strukturplanes* fiir einen umfassenden Reformansatz
entschieden.

1971 wurden in Niedersachsen 7 IGS und 2 KGS eingerichtet. Bis 1975 stieg die
Zahl der 1GS auf 13 und die der KGS auf 17 Schulen an. Dem damaligen Gesamt-
schulreferenten im Kultusministerium, Herbert Kastner, ist es zu verdanken, dass die-
se 30 Gesamtschulen in ein landesweites Netzwerk eingebunden waren. Auch die Pla-
nungsgruppen fiir die IGS in Geismar sowie die in Wilhelmshaven waren in dieses
Netzwerk gleichberechtigt eingebunden. Neben einer Grundsatzkommission gab es
verschiedene Arbeitsgruppen, z.B. fiir Lerndiagnose oder fiir Differenzierungskonzep-
te sowie fiir alle Ficher und Fachbereiche. Auf Arbeitstagungen und Treffen, an de-
nen ich regelmifig teilgenommen habe, wurden vielféltige Erfahrungen ausgetauscht,
Vorschldge fiir Erlasse erarbeitet, die Entwicklung von Lehrpldnen koordiniert. Von
diesen vielfiltigen Kontakten hat die Planungsarbeit in Gottingen profitiert. Die Ge-
samtschulen im Lande waren tiglich dem Praxistest ausgesetzt, wihrend wir in Got-
tingen vier Jahre personell und materiell gut ausgestattet unser in der Planung befind-
liches Gesamtschulkonzept ohne die tédglichen Unterrichtbelastungen entwickeln
konnten, ein in der deutschen Bildungsgeschichte wohl einmaliger Gliicksfall.

Neben diesem Netzwerk des Kultusministeriums gab es ein weiteres, kleineres aber

fiir unsere Planungsarbeit und vor allem fiir die spétere schulische Praxis bedeutsames
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Netzwerk tliber die Mitgliedschaft der IGS als Institution und mit zeitweise vierzig
Einzelmitgliedern aus Gottingen (Lehrer und Eltern) in der Gemeinniitzigen- Gesell-
schaft-Gesamtschule (GGG). Ich selbst war im Landesverband von 1974 bis 2007
Mitglied des Landesvorstandes und durch diese Funktion in ein sehr innovatives Ge-
samtschul- Netzwerk eingebunden.

Diese beiden Netzwerke waren fiir die Gesamtschulentwicklung —auch fiir die in
Gottingen — von nicht zu unterschidtzender Bedeutung. Es gab so gut wie keine Ge-
samtschul-Vorbilder. Fiir die Planer waren die Grenzen weit gesteckt, jedenfalls in
Niedersachsen in der Zeit von 1971 bis 1975 — und die in der Schulreformbewegung
engagierten Personen hatten eine Vision: Ein gerechteres Schulsystem, Chancen-
gleichheit und Partizipation waren die Stichworte.

,»Weisheit, Klugheit und die Ausdauer eines Langstreckenldufers® hat Peter von
Oertzen allen, die sich anschicken, in Deutschland die Schule und das Schulsystem zu
reformieren, empfohlen. Riickblickend kann ich heute sagen, dass der anhaltende Er-
folg der Gottinger IGS auch darin begriindet ist, dass es sowohl in der Planungsgrup-
penzeit als auch nach 1975 gelungen ist, diesem hohen Anspruch bei allen wichtigen
Entscheidungen eine Mehrheit zu sichern und dass sich bildungspolitischer Funda-
mentalismus und dogmatische Positionen zu keiner Zeit haben durchsetzen konnen.

Eine vierjdhrige personell und mit einer wissenschaftlichen Begleitung ausgestatte-
te Planungsphase, eine sehr groBziigige Raumausstattung vor allem im Bereich der
Jahrgangscluster, des Forums, der Bibliothek und vieler ,,offener Flachen, der 0,3
Erlass (0,3 Lehrerstunden fiir jeden Schiiler in der Sekundarstufe 1), eine Anerken-
nung des besonderen Modells der IGS- Geismar durch die KMK und damit die Mog-
lichkeit, auf eine Differenzierung in A-B-C —Kurse verzichten zu diirfen, verbunden
mit der bundesweiten Anerkennung der Sekundarstufen- Abschliisse I, ein schul-
freundlicher Schultrdger, immer wenigstens 60% ,,gymnasialempfohlener* Schiiler,
ein Schulstandort mit einer soziodkonomisch ausgewogenen Bevolkerung. Dies alles
waren Bedingungen, die es so an keiner anderen Gesamtschule in Niedersachsen gab.
Darum war es fiir mich ein Akt der Fairness gegeniiber anderen Gesamtschulen, jede
belehrende Forderung nach Ubertragbarkeit des Géttinger Modells zu unterlassen und
vielmehr mit groBer Zuriickhaltung aufzutreten. Der Adressat fiir Forderungen nach
Ubertragbarkeit war fiir mich immer die Bildungspolitik, verbunden mit der zentralen
Erkenntnis, dass Qualitdt einen Preis hat.

Eine nunmehr seit 35 Jahren anhaltende hohe Akzeptanz bei Schiilern und Eltern,
gute und sehr gute Ergebnisse bei zentralen Leistungsvergleichen, eine Reduzierung

von ,,Bildungsverlierern® auf 2% und weniger, die Wiirdigung der Schule durch die
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Evaluation im Rahmen des Netzwerkes ,,Innovative Schulen in Deutschland der Ber-
telsmann- Stiftung und schlieBlich der ,,Deutsche Schulpreis als beste Schule durch
die Boschstiftung 2011 sind Belege und zugleich Anerkennung eines inzwischen tiber
vier Jahrzehnte andauernden schul- und bildungspolitischen Engagements vieler Leh-
rerinnen und Lehrer, von Eltern, Wissenschaftlern, Architekten, Kommunalpolitikern,
zustandigen Dezernenten und vielen Freunden und Forderern der Georg-Christoph-

Lichtenberg-Gesamtschule.

Vielleicht noch bedeutsamer als diese Auszeichnungen ist der “stille Einfluss der
IGS Gottingen- Geismar als reformpddagogische Pilotschule auf die ,,Schul- und Bil-
dungslandschaft® in Gottingen.

Die Schulen in Géttingen sind seit Jahren in einen Entwicklungsprozess zur Ver-
besserung ihrer Schulqualitdt eingetreten. Es gibt einen kreativen Wettbewerb und
zugleich eine sinnvolle Kooperation. Der Stellenwert von Bildung und Ausbildung
und die Forderung nach einer guten Schule sind bei Eltern und Schiilern, sind in der
Offentlichkeit stetig gestiegen. Die messbaren Ergebnisse sind, auch im Vergleich zu
anderen Bildungsregionen auf nationaler Ebene, hervorragend.

Es hat sich eine Gleichzeitigkeit von Gleichheit und Differenzierung herausgebil-
det: Schulen mit formal gleichen und gleichwertigen Berechtigungen aber unter-
schiedlichen Profilen. Die Schullaufbahnempfehlungen der Grundschulen haben auf
dem Hintergrund dieser gleichwertigen Angebotsvielfalt ihren selektiven Charakter
weitgehend verloren. Wenn aber Schiiler und Eltern ihre Schule frei und ohne Be-
nachteiligungen wéhlen konnen, bilden sich differenzierte Systeme aus, Schulen mit
unterscheidbaren Profilen, aber gleichwertigen Berechtigungen. Eine duale, sich ab-
grenzende Schulentwicklung hat sich in der Gottinger Schullandschaft tiber drei Jahr-
zehnte durch einem komplexen, sich ergidnzenden, anregenden und inspirierenden
Prozess weiter entwickelt, zum Vorteil fiir alle Betroffenen. Schulentwicklung ist ein
prozessualer Vorgang. Schulen, Schulsysteme und Schullandschaften werden sich
weiterentwickeln, um Bestand zu haben.

Zu wiinschen wére eine zukiinftige Entwicklung mit dem Ziel, die heute viel zu
eng geschniirten Auflagen der Bildungspolitik und der Bildungsverwaltung durch
curriculare Vorgaben, Priifungen, Kontrollen, Vergleichsuntersuchungen, Zensuren
und Bewertungssysteme zu iiberwinden zu Gunsten einer Schul- und Unterrichtspra-
xis, die dem ganzheitlichen, entschleunigten Lernen einen groBeren Raum, mehr indi-
viduelle Entfaltung, Neugier, Kreativitit, Offenheit, Toleranz, Kooperation, soziale

Verantwortung, soziale Kompetenz und Vielfalt l4sst.
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Eine solche Zielperspektive wire der Treibstoff fiir eine zukiinftige Schulentwick-
lung nicht nur in Goéttingen. Vgl. P. Brammer, ,,Eine Bildungslandschaft in Bewe-
gung.“ — August 2010.

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



209

12. Schulentwicklung am Beispiel der Georg-
Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule -I1GS-
Gottingen- Geismar. Vorschlag fiir eine
inhaltliche Systematisierung der
Schulkonzeptentwicklung in der
Planungsphase

In der Planungsphase von 1970 bis zum Schulbeginn 1975 wurden alle zentralen Kon-

zeptbestandteile der Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule von der damaligen

Planungsgruppe (Lehrerinnen und Lehrer aller Schulformen, Eltern, wissenschaftliche

Begleitung, kommunale Politiker, div. Arbeitsgruppen und Kommissionen auf Lan-

desebene u.a.) entwickelt, entworfen, in einem diskursiven Planungsprozess erarbeitet

und zu einem Gesamtkonzept zusammen gefiigt. Die differenzierten und vielschichti-

gen Aspekte dieser Entwicklungsphase ordnen wir folgenden sechs Inhaltsbereichen

Zu:

Bildungspolitik und Liberalitat — liberaler Aspekt:

,Freiheit fir neues Denken “ — es gab in dieser politischen Phase in Nieder-
sachsen (SPD — gefiihrte Landesregierung zwischen 1971 und 1975) keine
oder nur geringe administrative/ biirokratische/politische Reglementierung.
Die Planungsverantwortlichen konnten weitgehend frei von Erlassen und
Rechtsvorschriften an der Entwicklung eines reformorientierten pidagogi-
schen Konzeptes arbeiten. Der Rahmen war lediglich durch den einstimmi-
gen Beschluss der politischen Gremien (Kreistag u.a.) des damaligen Schul-
tragers, des Landkreises Gottingen, vorgegeben: ,,Bau eines Schulzentrums
in Geismar fiir eine achtziigige Sekundarstufe I in Form einer Gesamtschule,
die auf vertikale Gliederung in einzelne Schultypen verzichtet und fiir ver-
schiedene Formen der Differenzierung offen ist®.

Vernetzung der Planungsgruppe mit den verschiedenen Arbeitsgruppen und
Kommissionen auf Landesebene (alle Facher bzw. Fachbereiche, Grund-
satzkommission/Zentrale Kommission u.a..). Koordinierung und Finanzie-
rung durch das Kultusministerium. Vor allem die sieben integrierten Ge-

samtschulen in Hildesheim, Hannover (2), Garbsen, Braunschweig,
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Wolfsburg, Aurich sowie die Planungsgruppen aus Gottingen und Wil-
helmshaven waren beteiligt.

Keine festgeschriebenen schulformbezogenen Schiileraufnahmebeschrin-
kungen durch das Land nach der Klasse 4 der Grundschulen in die Weiter-
fiihrenden Schulen — (gilt bis heute fiir alle Schulformen). Fiir Gesamtschu-
len gab es eine Erlassregelung.

Heute: Eigenverantwortliche Schule.

Soziale Verantwortung — sozialer Aspekt und Curriculum- curricularer Aspekt:

Chancengleichheit und soziales Lernen als oberstes Ordnungsprinzip.
Integration — Differenzierung: Leistungsheterogene Klassenzusammenset-
zung/ Verzicht auf homogene- schulformbezogene Klassen — bzw. Gruppen-
zusammensetzung.

Verzicht auf dullere Fachleistungsdifferenzierung in A, B oder C-Kurse.
Team — Kleingruppen — Modell (TKM) — Lehrerteams und Schiilerklein-
gruppen.

Lernentwicklungsberichte (LEB’s) —statt Ziffernzensuren.

Kein Sitzenbleiben, keine Riick — oder Abstufungen.

Kein Schiiler ohne Schulabschluss.

Féacherstruktur und Fachbereiche — Fachinhalte
Facherintegration/Fachbereiche statt Facher — interdisziplinédres Lernen.
Projektarbeit.

Forder- und Kompensationskonzept.

Ergebnisverantwortung fiir Lernerfolg /,Wir kiimmern uns um jeden

Schiler!*

Demokratisierung- demokratischer Aspekt:

Detaillierter Organisationsplan fiir die Planungsgruppe mit Geschiftsord-
nung und Aufgabenbeschreibung.

Eine weitgehend demokratische Schulverfassung (50/25/25).

Kollegiale Schulleitung (KSL).

Zeitstellen (zunidchst 6, dann 9 Jahre).

Jahrgangsbezogene Lehrerteams.

Tischgruppenelternabende — TG-Abende.

Neu: eigenverantwortliche Schule
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Lernumfeld — lernumfeldbezogener Aspekt:

Kooperation zwischen Architekten, Schultrager und Planungsgruppe.
Schulbau — Clusterarchitektur — jahrgangsbezogen.

Lehrerteamriume.

Schiilertischgruppen.

Forum als Kommunikationsraum.

Mensa mit eigener Kiiche.

Bibliothek.

AulBengelinde- Bezirkssportanlage B, westlich des jetzigen Schulgeldndes.
Gescheitert!

Netzwerke, auch iiber den Schulbereich hinaus und Kooperationsvertrage
Wirtschaft/Universitit/Kultur u.a.

Okonomischer Aspekt:

Bau— und Einrichtungskosten insgesamt ca. 40 Millionen DM, mittelfristige
Finanzplanung ,Materialentscheidungen, Beschaffung der gesamten Inneneinrich-
tung, der Sammlungen u.a. — sukzessiv von 1975 bis 1984, Investitionskontrol-

le u.a..

Wissenschaftliche Begleitung durch die Universitit/Pid. Seminar wu.a. —

forschungsbasierter Aspekt:

SIGS — Soziale Integration in der Gesamtschule von 1972 bis 1980. SIGS
war Bestandteil der Planungsgruppe, Mitglieder von SIGS hatten Stimm-
recht in den Gremien der Planungsgruppe.

Diverse Veroffentlichungen und Berichte durch SIGS.

Spiter: Erste Schulinterne Evaluation 1995 — mit dem Pad. Sem. der Univer-
sitét.

Umfangreiche ,,dullere* Evaluation durch die Bertelsmannstiftung.
Aufnahme in die Gruppe ,,Innovative Schulen in Deutschland* 1998.

Netzwerkarbeit mit mehreren Schulen in Niedersachsen und Hessen.

Dank fiir vielfiltige Hinweise, Ergdnzungen und Korrekturen geht an Claus Meyer,

Hans Mieskes, Ulrike Brammer und Christine von Buttlar.

Peter Brammer

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.

Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



212

13. Abkiirzungen

BBS = Berufsschule

BMBW = Bundesministerium fiir Bildung und Wissenschaft
GGG = Gemeinniitzige Gesellschaft Gesamtschule
GK = Gesamtkonferenz

IGS = Integrierte Gesamtschule

KGS = Kooperative Gesamtschule

KSL = Kollegiale Schulleitung

LK = Landkreis

OHG = Otto— Hahn- Gymnasium

PL = Planungsgruppenleiter

SIGS = Soziale Integration in der Gesamtschule
VHS = Volkshochschule

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



213

14. Literatur und Quellenverzeichnis

AKTEN der Planungsgruppe bis 1975 und fiir die nachfolgenden Jahre- nummeriert 1 bis 16
(sie lagern in der IGS/ KSL-Raum).

BRAMMER, PETER, 1970: Entwurf eines Strukturplanes fiir das Gesamtschulprojekt Got-
tingen — Geismar, Oktober 1970 (auch Anhang in der Diplomarbeit).

BRAMMER, Peter, 1970: Vorschlag zur Organisation der Planungsphase, Oktober 1970 (sie-
he auch Diplomarbeit Kapitel 7)

BRAMMER, PETER,1970: Kriterien flir die Bestimmung der Ziige einer Integrierten Ge-
samtschule, Herbst 1970, Seite 1 bis 8 (auch Anhang zur Diplomarbeit).

BRAMMER PETER, 1971: Entwurf eines Strukturplanes fiir die integrierte Gesamtschule der
Sekundarstufe I — konkretisiert an einem Planungsbeispiel — Diplomarbeit zur Erlangung des
Diploms in den Erziehungswissenschaften, Gottingen, Dezember 1971. Fundstelle: Universi-
titsbibliothek Gottingen u.a.

BRAMMER, PETER, 2000: Allem voran stand die konsequente Umsetzung der Forderung
nach Chancengleichheit, in: 25 Jahre ,,Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule — IGS
Gottingen- Geismar, Festschrift, Februar 2000

BRAMMER, PETER, 2000: Von der Leitidee zum Schulprogramm, in: Festschrift — Februar
2000 und Gesamtschulberichte 28, 2001-2002, GGG — Landesverband Niedersachsen, Seite
17 ff.

BRAMMER, PETER, 2002: Gesamtschulen in Niedersachsen- Schulpolitische Entwick-
lungslinie von 1970 bis heute, Gesamtschulberichte 29, 2002-2003- GGG- Landesverband
Niedersachsen, Seite 35 ff.

BRAMMER, PETER, 2010: ,,Eine Schullandschaft in Bewegung — Schulentwicklung in Got-
tingen*, August 2010, unter: www. Bildungsregion Gottingen — Publikationen.

BRANDT, HORST, 1975: Pddagogische Kompetenz des Teams- Reflexion bisheriger Er-
fahrungen im Rahmen der Arbeit des Teams B, Oktober 1975, Seite 1 bis 22, Planungsakten —
Grundsatzpapiere.

BRANDT, HORST/LIEBAU, ECKART, 1978: Lehrerfortbildung als Schulplanung, Bericht
iiber den Zeitraum 1. November 1972 — 31. Dezember 1976,Band 1.

Dieser Band ist erschienen unter dem Titel: ,,Das Team-Kleingruppen-Modell

Ein Ansatz zur Padagogisierung der Schule,

Juventa Materialien, Band 35, 180 Seiten, Miinchen 1978

HERRLITZ, HANS-GEORG, 2011: Die schwierige Geburt einer erfolgreichen Schule —
Riickblick auf die Entstehung der Integrierten Gesamtschule vor vierzig Jahren- Sommer
2011.

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



214

Projektgruppe SIGS, 1975, Soziale Interaktion in der Gesamtschule
Erfahrungen und Perspektiven der Gesamtschulpraxis,
Schroedel: Schulversuche und Schulreform, Band 9, Hannover 1975

Die Projektgruppe SIGS (Soziale Interaktion in der Gesamtschule) verfasste wéhrend ihrer
wissenschaftlichen Begleitarbeit in Zusammenarbeit mit der Schule Berichte, die als Umdru-
cke in elf Bédnden unter der Herausgeberschaft der Professoren Hans Georg Herrlitz und Horst
Schaub vorgelegt wurden. Eine umfangreiche Literaturliste ist unter www.igs-goe.de einzuse-
hen.

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



Teil III

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



217

Veroffentlichungen Peter Brammer
von 1970 bis 2014

BRAMMER, PETER, 1970: Entwurf eines Strukturplanes fiir das Gesamtschulprojekt Got-
tingen- Geismar, August — September 1970.in: Planungsakten und Diplomarbeit- Anhang 1

BRAMMER, PETER, 1971: Entwurf eines Strukturplanes fiir eine integrierte Gesamtschule
der Sekundarstufe I — konkretisiert an einem Planungsbeispiel-, Dezember 1971, Diplomar-
beit, Fundort: Universititsbibliothek Gottingen

BRAMMER, PETER, 1971: Kriterien fiir die Bestimmung der Anzahl der Ziige einer inte-
grierten Gesamtschule, Dezember 1971. In: Planungsakten und Diplomarbeit- Anhang 2

Alle weiteren in der Planungsgruppenzeit bis Sommer 1975 und in den ersten Aufbau-
jahren der IGS entwickelten pidagogischen Konzepte, Strategieentwiirfe und Be-
schlussvorlagen wurden, dem Selbstverstindnis einer Teamschule folgend, von mir
nicht mit einer individuellen Autorenschaft gekennzeichnet.

BRAMMER, PETER, 1993: Schulversuche mit Integrationsklassen — eine bildungspolitische
Analyse, In: Gesamtschulberichte-Landesverband Niedersachsen (GGG), 17/93

BRAMMER, PETER, 1993: Georg-Christoph-Lichtenberg Gesamtschule-1GS — gewogen
und bewertet von Thren Ehemaligen! — Einschulungsjahrginge 1975, 1976, und 1977.-Schul-
interne Veroffentlichung — 11/93

BRAMMER, PETER; RALLE, ROLF, 1994: Selbstbestimmen, was Schule ist. In: Gesamt-
schulforum 10/94- Klett-Verlag

BRAMMER, PETER, 1994: Schulformen und Schulkosten oder: Was kostet eine integrierte
Gesamtschule? In: Gesamtschulberichte: Landesverband Niedersachsen (GGG), 1994

BRAMMER, PETER, 1994: Kommentar zur Vereinbarung der KMK iiber die Schularten und
Bildungsgidnge im Sekundarbereich I. In: Gesamtschul-Berichte 18/94, Informationen und
Meinungen aus den niedersdchsischen Gesamtschulen

BRAMMER, PETER, 1998: Evaluation der Lernentwicklungsberichte an der IGS Gottingen-
Geismar. In: Schulinterne Evaluation an Reformschulen, Bielefeld 1998, Hrsg.: K.J. Till-
mann, Beate Wicher

BRAMMER, PETER; RALLE, ROLF, 1998: Die Georg-Christoph-Lichtenberg- Gesamt-
schule-IGS Goéttingen- Geismar entwickelt das Team- Kleingruppen- Modell. In: Beispiele
einer padagogischen Lernkultur Werkstattheft 1, Verdffentlichungsreihe- schulintern, Febr.
1998 und PAD Forum Schulentwicklung konkret, Juni 1998

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



218

BRAMMER, PETER, 1998: Was tun mit dem Geld? Die Schule griindet einen Fonds zur
Unterstiitzung von Schiilerprojekten. In: Beispiele einer pddagogischen Lernkultur, In: Werk-
stattheft 1, Febr. 1998

BRAMMER, PETER, 1998: Modellbedingter Mehrbedarf an Lehrerstunden — 3/98 und 6/98.
In: Das Konzept der inneren Differenzierung, In: Werkstattheft 2, Dez. 1998

BRAMMER, PETER ,1999: Schulleitung an der IGS Gottingen- Geismar. In: Beispiele einer
padagogischen Lernkultur, Werkstattheft 3, Méarz 1999

BRAMMER, PETER, 1999: Es ist eine wichtige Fahigkeit, sich auf Verdnderungen einstellen
zu konnen — Projekttage in der gymnasialen Oberstufe. In: Werkstattheft 3, Mérz 1999

BRAMMER, PETER, 1999: Die vier Phasen unserer Schulentwicklung. In: Beispiele einer
padagogischen Lernkultur, Werkstattheft 3, Médrz 1999

BRAMMER, PETER, 1999: Evaluation der Lernentwicklungsberichte an der Georg-Chris-
toph-Lichtenberg- Gesamtschule-IGS-Gottingen-Geismar. In: Beispiele einer piddagogischen
Lernkultur, Werkstattheft 3, Marz 1999

BRAMMER, PETER, 2000: Mitbestimmung an der Georg- Christoph- Lichtenberg- Gesamt-
schule. Das Modell einer ,,Besonderen Ordnung®. In: Beispiele einer paddagogischen Lern-
kultur, Werkstattheft 4, Februar 2000

BRAMMER, PETER, 2000: Konferenz- Pyramide der Georg-Christoph- Lichtenberg- Ge-
samtschule. In: Beispiele einer pddagogischen Lernkultur, Werkstattheft 4. Februar 2000

BRAMMER, PETER, 2000: Sachgerechte Entscheidung und ein achtungsvolles Miteinander-
Umgehen. Die Geschéftsordnung der Gesamtkonferenz der Georg-Christoph-Lichtenberg-

Gesamtschule. In: Beispiele einer pddagogischen Lernkultur, In: Werkstattheft 4, Februar
2000

BRAMMER, PETER, 2000: Allem voran stand die konsequente Umsetzung der Forderung
nach Chancengleichheit — von der Leitidee zum Schulprogramm, In: 25 Jahre Schulpro-
grammentwicklung an der Georg- Christoph- Lichtenberg- Gesamtschule, Werkstattheft 5,
Mirz 2000 und Klett Magazin IV/2001 und Gesamtschulberichte 28/2001/2002 — GGG Lan-
desverband Niedersachsen

BRAMMER, PETER; REINSHAGEN, WULF, 2000: Bestandaufnahme als ein Zwischen-
schritt im Prozess der Schulprogrammentwicklung an der IGS Goéttingen- Geismar, In: Bei-
spiele einer paddagogischen Lernkultur, Werkstattheft 5, Mérz 2000

BRAMMER, PETER, 2000: Keine Veridnderung ohne Diagnose — Fragen zum Team- Klein-
gruppen- Modell, In: Beispiele einer paddagogischen Lernkultur, Werkstattheft 5, Marz 2000

BRAMMER, PETER, 2001: Biografie einer Schule — Ehrung der Forderer der IGS, In: Bei-
spiele einer padagogischen Lernkultur, Werkstattheft 6, Mérz 2001

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



219

BRAMMER, PETER , 2001: Kooperationsvereinbarungen als Bestandteil des Schulpro-
gramms und der Qualititsentwicklung an der Georg- Christoph- Lichtenberg-Gesamtschule.
In: Beispiele einer padagogischen Lernkultur, Werkstattheft 7, Dezember 2001

BRAMMER, PETER,2003: Gesamtschulen in Niedersachsen. Schulpolitische Entwicklungs-
linien von 1970 bis heute, In: Gesamtschulberichte 29, Schulqualitit- Profile und Entwick-
lung, 2002-2003, GGG- Niedersachsen

BRAMMER, PETER, 2003: Das Lehren lernen — das Lernen lehren: Thesen zur Reform der
Lehrerbildung, In: Die Zukunft der Lehrerbildung, Loccum 11/03

BRAMMER, PETER; HIEGE, KARSTEN; REYHN, RUDIGER, 2007: Konzeptentwurf
Regionales Bildungsmanagement, unter: www.Bildungsregion-
Gottingen.de .. Publikationen —Dezember 2007

BRAMMER, PETER, 2010: Die Orientierungsstufe hat das gegliederte Schulsystem stabili-
siert. unter: www. Bildungsregion-Goettingen.de. Publikationen, Juli 2010

BRAMMER, PETER, 2010: Eine Schullandschaft in Bewegung — Schulentwicklung in G6t-
tingen. unter: www. Bildungsregion. .a.a.0O. , August 2010

BRAMMER, PETER, 2011: Schulentwicklung in Stidniedersachsen- Studie {iber die ,,Schul-
landschaft® in Gottingen, im Landkreis Osterode sowie in den Stddten Northeim und Einbeck,
Eine Zusammenfassung. Unter: www. Bildungsregion. a.a.O., Januar 2011

BRAMMER, PETER , 2011: Schulentwicklung in Siid- Niedersachsen- Forschungsergeb-
nisse aus den Jahren 2010 und 2011- Zusammenfassung. Unter: www. Bildungsregion. a.a.O.,
2011

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2011: Ursachen von Erfolg und Misserfolg von Schiile-
rinnen und Schiilern im Unterricht aus Schiilersicht — Kommentierte Zusammenfassung einer
Seminarstudie . Unter: www. Bildungsregion a.a.O.- 10-2011

BRAMMER, PETER, 2012: Daten, Zahlen, Fakten und Weichenstellungen aus den Anfingen
der Planung fiir eine Integrierte Gesamtschule in Gottingen- Geismar bis zum Unterrichtsbe-
ginn im Sommer 1975. In: Bildungsregion a.a.0. — 02.07.2012- 2. Auflage

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2012: Das Zentralabitur in Niedersachsen —Ergebnisse
einer Studie unter. Schulleiterinnen und Schulleitern und Oberstufenkoordinatorinnen und
Oberstufenkoordinatoren In: Bildungsregion a.a.O. — 10.09.2012

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2013: G8 oder G9? Auswirkungen der verkiirzten
Schulzeit auf den schulischen und auBlerschulischen Alltag von Schiilerinnen und Schiilern:
eine Befragung der Studierenden im ersten Fachsemester an der Georg-August-Universitit
Gottingen. In: Bildungsregion a.a.O.- April 2013

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2013: Ferienordnung und Zeitmanagement. In: Bil-
dungsregion a.a.O. — Juni 2013

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



220

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2013: Ganztagsschulen in Niedersachsen — ein Etiket-
tenschwindel? Studie iiber Ganztagsschulen in Niedersachsen — Schwerpunkt: Raum Siid-
Niedersachsen/Gottingen. In: Bildungsregion a.a.O.- August 2013

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2013: Existenz und Auswirkung von Motivationsnoten
(Zusammenfassung einer Studie). In: Bildungsregion a.a.O. — Oktober 2013

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2014: Eine Schullandschaft in Bewegung —
Schulentwicklung in Géttingen Studie iiber die weiterfithrenden Schulen im Sekundarbereich
[ und II. In: Bildungsregion a.a.0. — April 2014

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2014: Leitbild und Schulprogramm an Gymnasien und
Gesamtschulen in Niedersachsen — Studie {liber die Diskrepanz zwischen schulischen Ansprii-
chen und bildungspolitischer Wirklichkeit. In: Bildungsregion a.a.O. — Juni 2014

BRAMMER, PETER u. Projektteam, 2014: Seminarinterne Evaluation und prozessbegleiten-

des Feedback. Ein Beitrag zur ,,Qualititsoffensive Lehrerbildung®. In: Bildungsregion a.a.O.
— August 2014

BRAMMER, PETER, Hrsg., 2014: Neugier auf Neues —mehr horen — mehr sehen — mehr
wissen. 10 Jahre Kinder-Uni der Georg-August-Universitit, Vortrage und Beitrige zur Fest-
veranstaltung. Universititsverlag Gottingen 2014

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



221

Danksagung

Mein besonderer Dank geht an Frau Heuer vom Pdd. Seminar, die den Originaltext
meiner Diplomarbeit von 1971 textgetreu und so digital verwendbar abgeschrieben
hat, meiner Tochter Christine, die die alten Grafiken neu gestaltet sowie den Text
formatiert hat, meiner Frau Ulrike, die das Korrekturlesen geleistet hat sowie Prof.
Dr. Hans Martin Stimpel und Prof. Dr. Herman Veith fiir ihre einfiihrenden Texte
sowie fiir ihre ermunternde Unterstiitzung beziiglich der Verdffentlichung des hier

vorgelegten ersten Konzeptentwurfes fiir die IGS-Gottingen-Geismar.

Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



Dieses Werk ist copyrightgeschiitzt und darf in keiner Form vervielfaltigt werden noch an Dritte weitergegeben werden.
Es gilt nur fir den persénlichen Gebrauch.



	Vorwort
	Inhaltsübersicht
	Vorwort
	Teil I
	Inhaltsverzeichnis
	1. Einführung
	2. Begründung und Zielsetzung der Integrierten Gesamtschule3
	3. Lehrplan und Curriculum in der Gesamtschule
	4. Überlegungen zur Lernzielproblematik
	5. Vorschlag zur Gliederung desGesamtlehrplanes
	6. Vorschläge zur Unterrichtsorganisation und Differenzierung
	7. Vorschlag zur Organisation der Planungsphase
	8. Anhang
	9. Schlussbemerkung
	10. Literaturverzeichnis
	Teil II
	Inhaltsverzeichnis
	1. Zur Einleitung
	2. Die Zeit vor der offiziellen Einrichtung der Planungsgruppe bis einschließlich 1970: Daten, Zahlen, Fakten
	3. Das Planungsjahr 1971
	4. Das Planungsjahr 1972
	5. Das Planungsjahr 1973
	6. Das Planungsjahr 1974
	7. Das Planungsjahr 1975 bis zum Unterrichtsbeginn am 11. August 1975
	8. Wichtige Erfahrungen und Weichenstellungen im Schulentwicklungsprozess bis 1975
	9. Zitate aus: Peter Brammer „Entwurf eines Strukturplanes für die integrierte Gesamtschule der Sekundarstufe I-konkretisiertan einem Planungsbeispiel" Diplomarbeit 1971
	10. Einige zentrale Daten und Ereignisse, die den Schulentwicklungsprozess nach 1975 beeinflusst haben
	11. Ein ganz persönlicher Kommentar
	12. Schulentwicklung am Beispiel der Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule -IGSGöttingen-Geismar. Vorschlag für eine inhaltliche Systematisierung der Schulkonzeptentwicklung in der Planungsphase
	13. Abkürzungen
	14. Literatur und Quellenverzeichnis
	Teil III
	Veröffentlichungen Peter Brammervon 1970 bis 2014
	Danksagung

